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Teilt i Begründung

1 Einführung

1.1 Vorbemerkungen

Der als Satzung in der Fassung vom Januar 2014 beschlossene Bebauungsplan kann»
te auf Grund der nicht unerheblichen Abweichungen vom rechtswirksamen Sachlichen
Teiiregionalpian l.Windenerglenutzung" nur mit Maßgaben genehmigt werden. Das
Änderungsvertahren tür den Teilreglonalplan hat noch nicht die die erforderliche Plan-
reife erreicht.

Um den Bebauungsplan rechtsverbindlich tritt die Gemeinde den Maßgaben der höhe«
ren Ven/valtungsbehörde bei. Der Plan Wird entsprechend angepasst und mit dem ge-
genwarlig noch wirksamen Sachlichen Teiiregionalplan "Windenergienutzung", veröf-
tentlicht im Amtsblatt tür Brandenburg - Nr. 15 vom 21. April 2004, S. 207 in Überein-
stimmung gebracht.

Die Gemeinde gibt damit aber ihre ursprünglichen Planungsziele nicht grundsätzlich
auf. Ein Anpassen des B-F'lanes an die zukünftigen Iandesplanerischen Ziele ist damit
nicht ausgeschlossen.

Die Begründung wird ım notwendigen Umfang angepasst und aktualisiert.

1.2 Aufgabe. und Ziele

Die Kommunen haben der l/Vindenergienutzung in ihren Territorien „hinreichend Raum"
zu geben. Welche Flachengroße das konkret erfordert, kann nur einzelfallbezogen
ermittelt werden Es gibt keine gesetzlichen Flächenvorgaben.

lm Durchschnitt werden ca. 2% der Landesfläche angestrebt. Der Maßstab dessen`
was in der Gemeinde „hinreichend Raum“ bedeutet. lässt sich anhand der vorhande-
nen Potenziale unter Betrachtung des gesamten Gemeindegebietes abschätzen. Des-
halb wird parallel mit der Aufstellung des B-Planes auch der FNP überprüft.

Gegenstand der Planung ist der seit mehr als 10 Jahren bestehende Windpark Ja-
oobsdort-Sıeversdorf.

Jacobsdori übernimmt schon heute tn'ı Vergleich rnit dem Landesduı'chschnitt einen
überproportional hohen Anteil am erzeugten Windstrom.

Auf dem Hoheitsgebiet sind regionalplanerisch zwei Windparks ausgewiesen.
Windeignungsgebiet Jacobsdorf-Síeversdort
Windeignungsgebiet Biegen (teilweise)

Die Gemeinde mochte die Nutzung alternativer Energien weiterhin unterstützen. Sie
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will die in ihrem Hoheitsgebiet erzeugte Leistung aus Windenergie erhöhen. Gleichzei»
tig sollen Konflikte zwischen den unterschiedlichen Betreibern vermieden und clie Be-
lastungen für die Burger sowie die negativen Auswirkungen auf die Umwelt nicht ver-
stärkt werden.

Der Standort Windpark Jacobsdorf Wuıde auf der Basis des damals rechtswirksamen
Regionalplanes „Windenergienutzung“ der Region Oderland-Spree entwickelt.

Der B-Plan Will die regionelplanerisch gegebenen Rechte nicht einschränken oder
erweitern. sondern im gesetzlich zulässigen Rahmen präzisieren.

Um die Ziele der Gemeinde verwirklichen zu können, Wurde der FNP der Gemeinde
angepasst und es wird der rechtverbindiiche Bebauungsplan Windpaı'k Jacobsdorf /
Sieversdorf geändert.

Die Regionalplanung, als auch die Fiächennutzungspianung, können auf Grund der
jeweils relativ abstrakten Planinbalte. das verträgliche Nebeneinander Von Wohnen uncl
Windkraftnutzung allein nicht umfassend. steuern.

lvlit dem B-Plan kann die Gemeinde den Windpark „ausgestalten“ und Einfluss auf die
Umsetzung der naturschutzrechtlichen Ausgleichsmaßnanmen nehmen.

Insbesondere für das geplante Repoweıing ist ein B-Plan die angemessene Grundlage.
Er schafft rnit begleitenden veıtragliehen und anderen Maßnahmen die Grundlage, die
veralteten Anlagen in absehbarer Zeit ersetzen zu können.

Darüber hinaus unterstützt die kommunale Planung die qualifizierte fachliche Beteili-
gung cler Gemeinde an cler noch lautenden Überarbeitung des Regionalplanes Wind-
energienutzung,

Für den Windpark Jacobsdorf l Sieversdort wurde im Verlauf der Aufstellung des
B-Planes eine Vielzahl unterschiedlicher Entwicklungsvorsohläge von am Standort
aktiven investoren bzw. den Betreibern eingereicht.

Sie konnten jeweils nicht die Zustimmung der „anderen Seite“ finden. Es bestand also
Handlungsbedarf für die Koordinierung durch die Gemeinde.

,i ' \
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Die Gemeinde hat sich im Planverfahren dafür eingesetzt, dass eine Lösung gefundenwird. die die Interessen aller Beteiligter berücksichtigt. Dazu hat sie unterschiedlicheVorschläge unterbreitet,

lm Ergebnis der Arbeit liegt seit Anfang 2013 ein zwischen allen lnvestoren abgestimm-ter Konsensvorschlag für die WEA-Standorte vor.

Dieser ist (gemeinsam mit den Angaben zu den geplanten Anlagentypen) Basis für dieFestsetzungen des Bebauungsplanes.

Die Gemeinde Jacobsdorf hat am 21.01.2010 u. a. die Änderung des Bebauungspla- Beschluss/agenes für den Windpark Jacobsdort-Sieversdorf beschlossen. Der Beschluss wurde am04.03.2010 korrigiert.

Füıl den Geltungsbereich wurde zunächst eine Veranderungssperre erlassen. Diesewurde nachfolgend schrittweise aufgehoben.

Das Verfahren der Aufstellung von Bauieitplänen ist im BauGB abschließend geregelt. VerfahrenDer B-Plan Wird im Regelverfahren aufgestellt. Als Anhang ist eine Verfahrensübersichtbeigefügt.   
Übersichtskarte
Plangebı'et
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Das rund 550 ha große Plangebiet liegt südlich von Sieversdorf, östlich von Petersdorfund nordöstlich von Jacobsdorf.

1.3 Grundlagen

Der Bebauungsplan wird auf der Grundlage des Baugesetzbuches (BauGB) in der zumZeitpunkt des Satzungsbeschlusses rechtswirksamen Fassung aufgestellt. Darüberhinaus Werden die einschlägigen Fachgesetze beachtet.
Der Bebauungsplan wird auf einem durch einen öffentlich bestellten Vermesser herge-t lifen Lageplan angefertigt. im erforderlichen Umfang aufgemessen werden die Be-reiche` in denen die WEA geplant werden.
Zusätzlich als Grundlage dienen Topografische Karten der ©Landesvermessung undGeobasisinformation Brandenburg © GeoBasis-DE/LGB. Die Kartengrundlage genügtsomit den Anforderungen der PlanzV

2 Rahmenbedingungen
lm Folgenden Werden die Planungsbedingungen, die sich aus „übergeordneten Aspek-ten" ergeben, dargestellt. Sie sind. soweit sie z. B. auf Landes- oder Bundesrecht basie-ren.Ä für die Gemeinde bindend.

Weiter werden die für das Vorhaben relevanten Planungen betrachtet und es werdendie örtlichen Planungsbedingungen dargelegt, die auf das Planungsergebnis Einflusshaben.

2.1 Bindungen

Das Baugesetzbuch privilegiert im §35 BauGB die Windkraftnutzung zunächst imgesamten „Außenbereich“.

Die Priviiegierung der Windenergienutzung steht allerdings unter einem Planungsvor-behalt. Dieser kann durch die Landesplanung und I oder die Gemeinde genutzt werden.im vorliegenden Fall ist die Lendespianting maßgeblich.
Aus iandespianerisoher Sicht sind folgende Vorgaben zu beachten.

ø Raumordnungsgesetz (ROG) vom 22. Dezember 2008 (BGBl. l S. 2986), zu»letzt geändert durch Artikel 124 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. iS. 1474)
ß Landesenwvicklungsprogramrn2007 (LEPra 2007) (GVBI. l S. 235)ß Verordnung über den Landesentwicklungspian Berlin-Brandenburg (LEP B›B)vom 27. Mai 2015 (GVBl. Il Nr' 24), in Kraft getreten mit Wirkung vorn 15. lViai2009
rı Sachlicher Teilregionalplan „Windenergienutzung“ für die Region Oderland-Spree

Das Plangebiet ist nicht direkt durch raum» bzw. regionalplanerisch als l,Freiraum- oderBiotopverburıd" gesicherte Flächen betroffen.

Die irn Osten an den Geltungsbereich grenzenden Waldflächen sind allerdings Be-standteil des Freiraumverbundes irı Brandenburg.

Rechtsverbindliche Ziele der Raumordnung stehen dem B-Plan nicht grundsätzlichentgegen.

Die Regionale Planungsgemeinsohaft Oderland-Spree (RPG OLS) verfügt über einenrechtskräftigen Sachlichen Teilregionalplan "Windenergienutzung" (RenglWind)l veröf-fentlicht im Amtsblatt fur Brandenburg - Nr. 15 vom 21. April 2004, S. 207. lm sachli-chen Teilregionalplan sind insgesamt 31 Eignungsgebiete Windenergienutzung (WEG)ausgewiesen.

Gegenwärtig läuft ein Verfahren zur Änderung des Sachlichen Teilregionalplanes"Windenergienutzung".

Der Pianstand stellt sich gegenwärtig (Oktober 2016) wie folgt dar.

Q . wi na <3 32g¶ıfuot†s.0n:u†icıi :io: w.-
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Die Beginne/Versammlung der Regionalen Planungsgemeinschatt Oder/and-
Spree billigte in ihrer 3. Sitzung/6. Amtszeit am 09.11.2015 mit Beschluss-Nr.
15/03/14 den 2. Entwurf des Sachlichen Teilı'egiona/p/anes "Windenergienut-
zung" der Regionalen Planungsgerneinschaft Oder/and-Spree mit Begründung
und den 2. Entwun' des Umweltberichts im Ergebnis des Beteiligungsverfah-
renszum 1. Entwurf 2012. Gleichzeitig wurde der Beschluss zur Beteiligung
der Offentlichkeit sowie der in ihren Belangen beı'r'ihnen öfient/ichen Stellen ge«
fasst.

Zu dem 2. Entwurf Fortschreibung des Sach/innen Teilregicnalplanes “Wind-
energienutzung” mit seiner Begründung und dem Umweltbericht wurde eine öf-
fentliche Beteiligung gerne/3 § 10 Absatz 1 des Raumordnungsgesetzes in Ver-
bindung ınit § 2 Absatz 3 des Gesetzes zur Regionalplanung und zur Braun-
kohlen- und Sanierungsplani/ng in der Fassung der Bekanntmachung vom 8.
Februar 2012 (GVBl. l Nr. 13), geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 11.
Februar 2014 (GVBI. l Nr 7) im Zeitraum vom 01.02. bis zum 30042016
durchgeführt.

Aktuell wird an cler Registratur und an der Bewertung der im Beteiligungsver-
fahren eingegangenen Stellungnahmen zur Fortschreibung des Sachlichen
Teilregionalplanes "l/i/indeneı'gienutzung" gearbeitet.

Der noch rechtswirksame Sachliche Teilregionalplan Windenergienutzung definiert in
der Gemeinde Jacobsdcrt (neben dem gemeindeübergreiienden Windeignungsgebiet
Biegen) im Geltungsbereich die Eignungsfläche Nr. 17 "Jacobsdort-Sieversdcrf'.

Der Sachliche Teilreg'ıonalplan "Mlindenergienutzung" ist durch die Gemeinde als „hö-
herrangiges Recht“ zu beachten.

Er schließt in der Regel das Errichten von raumbedeutsemen WEA außerhalb der
Gebietskulisse der Eignungsgebiete aus (Ausschiusswirkung).

Andererseits besteht innerhalb der ausgewiesenen Fläche grundsätzlich Vorrang für
das Errichten von Windenergieanlagien (WEA).

Zu beachten ist, dass die Flächenabgrenzung in einem Regionalplan naturgemäß nicht
tlurstüoksscharf sein kann. Das erlaubt innerhalb dieser „Unscharfe“ ein Abweichen von
den Grenzen der Regionalplanung.

Die Planungsziele des B-Planes stehen nicht im Widerspruch zu den Zielen zur Steue-
rung der Windkraftnutzung in der Region. Der Geltungsbereich schließt das ausgewie-
sene Eignungsgebiet ein.

FFH- oder SPA-Gebiete sind im Eintlussbereich des B-Planes nicht vorhanden.

Auf Grund der geringen Strukturierung und Wegen der Vorprägung durch WEA stellt
das Untersuchungsgebiet keinen wertvollen Lebensraum tt'ir Vögel. Fledermäuse oder
andere im Hinblick auf die Windkrattnutzung empfindliche Arten dar.

Natur-, Landschaftsschutzgebiete oder andere Schutzobiekte nach dem BNatSchG sind
im Einflussbereich des Plangebietes nic-ht vorhanden bzw. werden nicht beeinträchtigt.

lm Bereich des c. g. Vorhabens ist derzeit ein Bodendenkmal im Sinne des Gesetzes
über den Schutz und die Pflege der Denkmale im Land Brandenburg (BbgDSchG) vom
24. lvlai 2004 (GVBl. Bbg. 9, 215 ff) §§ i (1), 2 (1)-(2) registriert

<1 BD 90590 Sieversdorf 2 Gräberfelcl der Urgeschichte

Zusätzlich besteht in weitläufigen Abschnitten des Vorhabensbereichs aufgrund tachli-
cher Kriterien eine sehr hohe Wahrscheinlichkeit, dass hier bislang noch nicht akten-
kundig gewordene Bodenolenkmale irn B'oden verborgen sind.

Die Vermutung gründet sich nach Aussagen der zuständigen Behörde u. a. auffolgen-
de Punkte:

1.) Beiden ausgewiesenen Bereichen handelt es sich um Areale, die in
der Prähistorie siedlungsgunstige naturräumliche Bedingungen aut'wie-
sen, da `sie ehemals in Niederungs- bzw Gewässernahe an der Gren-
ze unterschiedlicher ökologischer Systeme lagen. Nach den Erkennt-
nissen der Urgeschichtsforsohung in Brandenburg stellten derartige
Areale aufgrund cler begrenzten Anzahl siedlungsgtinstiger Flachen in

L5 -J 27 'rr e :warmer-sein:miidu; mit SSite 7
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einer Siedlungskammer Zwangspunkte für die prahistoriscbe Besied-
lung dar.

2.) Die topographische Lage der Vermutungsf/ächen entspricht derjeni-
gen bekannter Fundstellen in der näheren Umgebung

3.) ln unmittelbarer Nähe der ausgewiesenen Flächen sind Boden-
denkmale registriert, bei denen davon auszugehen ist. dass sie sich
weit über die aktenkundig belegte Ausdehnung hinaus bis in die Ver-
mutungsbereiche erstrecken

4.) in unmittelbarer Nähe der ausgewiesenen Areale befinden sich
Graben'elder. deren zugehörige Siedlungen noch nicht entdeckt wur-
den, sich aber nur in geringer Enn'ernung in einer siedlungsgı'instigen
Position befunden haben können.

Auf den Flurstücken 101, 91, 82 der Flur 3, Gemarkung Petersdorf sind Weitere Boden-
denkniale bekannt.

Es handelt sich um die Bodendenkmale lD-Nr. 90521 Siedlung Kaiseızeit" und „Sied-lung Bronzezeit“, ID-Nr. 90088 „Siedlung Bı'onzezeit", „Siedlung Eisenzeit" und V,Sied-
lung Neolithikum".

Die Realisierung des geplanten Vorhabens in der Gemarkung Sieversdorf, Flur 9 Flur-stück 1 und 2 kann ein ortsfestes Bodendenkmal (BD- ı\lr, 90590 - Grabeneld Urge-
schichte) berühren.

Die aufgeführten Bodendenkmaie berühren nicht den Geltungsbereich des B_Planes.Sie liegen deutlich außerhalb westlich.

Baudenkmalbereiche oder Denkmale sind im Geltungsbereich nicht ausgewiesen.
ln Sieversdcrf befinden sich eine Dorfkirche und eine Gutshaus unter Denkmalschutz.
in Petersdorf steht die Dorfkirche mit Glockenturm und Kirchhofmauer unter Schutz.
lm Plangebiet befinden sich nach Kenntnis der unteren Abfallwirtschafts~ uncl Boden-
schutzbehörcle keine Altlastverdachtstiäohen oder Altlasten.

Somit stehen den Vorhaben keine abfall- und bodenschutzrechtlichen Belange entge~gen.

Der Geltungsbereich des o. g. Bebauungsplanes liegt vollstandig innerhalb des gem.
§ 7 BBergG erteilten Erlaubnlsteldes Pillgram (11-1525).

Rechteinhaber der bis 26.07.2014 gültigen Erlaubnis Piilgram. die der Aufsuchung von
tief liegenden Kohlenwasserstoffen dient, ist die Celthue Energie GmbH.

Die eingehende Prüfung des Kampfmítlelbeseitigungsdienstes hat zum gegenwärtigen
Zeitpunkt keine konkreten Anhaltspunkte auf das Vorhandensein von Kampfn-ıitteln auf
der og. Flache ergeben.

Es ist deshalb nicht erforderlich, Maßnahmen der Kampfrnittelräumung durchzuführen
Die vorliegende Stellungnahme zum B~Plan ersetzt ein Protokoll über die Absuche nach
Kampfmitteln als Bescheinigung cler Kampfmittelfreiheit.

Sollten bei Erdarbeiten dennoch Kampímittel gefunden Werden, wird darauf hingewie-
sen dass es nach § 3 Absatz 1 Nr.1 der Ordnungsbehördliohen Verordnung zur Verhü-
tung von Schäden durch Kampfmittel {Kampfmittelverordnung für das Land Branden-
burg - Kampme) vom 23.11.1998. veröffentlicht im Gesetz~ und Verordnungsblatt fürdas Land Brandenburg Teil ll Nr, 30 vom 14.12.1998, verboten ist entdeckte Kampfmit
tei zu berühren und deren Lage zu verändern. Der Auftinder ist verpflichtet diese Fund-
stelle gemäß § 2 der genannten Verordnung unverzüglich der nächsten örtlichen Ord-
nungsbehörde oder der Polizei anzuzeigen.

Das Vorhaben befindet sich irn Zuständigkeitsbereich der Gemeinsamen Oberen Luft-
fahrtbehörde Berlin-Brandenburg. Die Belange der zivilen Luftfahrt werden aus luft~
rechtlicher Sicht berührtl da Windkraftanlagen im Sinne der §14 ff LuftVG Luftfahrthin-
dernisse darstellen.

Windkraftanlagen, welche die Maximalhöhen von 100m über Grund überschreiten, sind
bedürfen der luftrechtlichen Zustimmung gemäß § 14 AbsÄ 1 LuftVG. Sie sind in jedem
Falle gemäß der Allgemeinen Venvaltungsvorschrift (AVV) zur Kennzeichnung von

:ıı so na ia se aueınßscwnı :nf/ac :ul Seite 8
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Lufitahrthindernissen des Bundesministeriums für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen,als Luftfahıthindernis kennzeichnungsptlichtig.

Das Ptanungsgebiet befindet sich außerhalb von Bauschutzbereichen ziviler Flugplätze(Flughäfen, Landeplatze und Segelfluggelände) Lind Schutzbereichen von zivilen Flug-sicherungsanlagen im Zuständigkeitsbereich der Luftfahrtbehörde.
Das Plangebiet tangiert östlich die Landesstraße 37 im Abschnitt 080 und wird durchdie Landesstraße 38 Abschnitt 020 durchschnitten.
Der Mindestabstand gemäß § 24 Abs. 2 Brandenburgisches Straßengesetz (BngtrG)von 40,00m zwischen der befestigten Fahrbahnkante der L 38 und den Windkraftanlagen (Aussenkante Rotor) ist einzuhalten (Abstandsnachweis nach BbgBO).

lm Gebiet des Bebauungsplanes verlaufen mehrere unterhaltungspilichtige Gräbensowie eine Rohrleitung.

Der Abstand zu Gewässern ll. Ordnung ist gemäß § 87 BbgVVG mit mindestens 5 Me-tern einzuhalten,

Für den Bau von Anlagen sowie Wegen am Gewässer im Abstand unter 5 rn ist einewasserı'echtiiche Genehmigung zu beantragen.

Sind Arbeiten in der Nahe von Gewässern notwendig` sind diese so zu gestalten, dasskeine nachteiligen Auswirkungen auf die Böschungen und die Abflusseigenschaften zubefürchten sind.

Bei Umgang rntt bzw. der Ven/venduing von wassergetährdenden Stetten und der mögli~chen Beeinträchtigung von Gewässern sind Menge, Art und Wassergefährdungsklassezu berücksichtigen und gegebenenfalls entsprechend § 20 BbgWG anzuzeigen.

Trinkwasserschutzgebiete sind nicht betroffen.

Weitere Bindungen und Restriktionen. die auf „höherrangigem Recht” beruhen sindz, Z. nicht bekannt.

2.2 Planungsrecht

Neben den o. a. Bindungen bestehen für das Plangebiet gemeindliche Planungen. diezu beachten sind.

Die ehemaligen Gemeinden Jacobsdlorf
(jetzt Ortsteil) und Sieversdoıt (jetzt Orts-

 

teil) haben schon in den Jahren 1997 und _\- v 'I .` `1998 für den Bereich einen B-Plan aufge- l
stellt. der am 02.02.1998 rechtskräfitg _
wurde.

t › `\
Er war Grundlage für die Realisierung von
Teiltiächen des Windparks Jacobsdori -
Sieversdorf.

 

Der B›Plan gibt Baufelder (Festsetzung
von Baugrenzen) vor, in denen die WEA
zu errichten sind. Die Festsetzung lässt
relativ geringe Spielräume für die Feinein-
ordnung der Anlagen.

Weiterhin bestimmt er die erforderlichen
Erschließungswege.

 

Festgesetzt ist u. a. die Naben- und cite
maximal zulässige Gesamthöhe der WEA4

Die Festsetzungen zum lVlaß der Nutzung würden höhere Anlagen als tatsächlich reali~siertl zulassen. Allerdings könnten die allgemein erforderlichen Abstände Wegen derFestsetzung der überbaubaren Flächen kaum realisiert werden.

lm heutigen Gemeindetenitorium von Jacobsdorf existierten ursprünglich zwei unab»

Q .et 3: 1-7 im; omiıeii riefen ır
Seite 9
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Übersicht Plangebiei

i

  
Anfang 2012 wurden zusätzlich sieben WEA genehmigt. Davon sind bereits einige
WEA realisiert. Weitere Antragsteliun
erwarten.

genehmigte WEA
gen laufen. Es sind Weitere Genehmigungen zu

,_3; »1- :5 03 .› 229m-,-  Seíte 11
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hängig voneinander aufgestellte FNP, die die Ortsteile Jacobsdort, Pillgram und Pe-tersdorf auf der eınen Seite und den Ortsteil Sieversdorf auf der anderen betreffen.
Diese Teilebereiche wurden mittlerweile zu einem FNP zusammengeführt.
Der FNP der Gemeinde wurde im Parallelverfahren geändert. Da die angestrebte Kon›zentrationswirkung durch den Regionalplan gesichert ist, verzichtet der geänderte FNPauf die Darstellung von Sonderbaufläciıen für die Windkrafinutzung.
Auf Grund der Privileglerung der Windkraft auf der Grundlage des BauGB und aufGrund der Tatsache, dass der es Für die Gemeinde ein regionalplanerisch ausgewiese-nes Eignungsgebiet gibt, ist der B-Ptanraus dem FNP entwickelt.
Das „höherrangiges Recht" stellt für die Festsetzungen des B-Planes die Grundiagedar.

Der gegenwärtige Verzicht auf Aussagen zur Windkraftnutzung aut der FNP-Ebeneschließt nicht aus, dass der FNP zu einem späteren Zeitpunkt geändert wird4

2.3 Bestand / Ausgangslage
Das Gelände im Bereich des Plangeb'retes ist leicht bewegt. Die Geländehöhen bewe-gen sich zwischen rund 65 m (NN) irn Südwesten und über 93 m (NN) im Nordosten.Das Gelände steigt in Richtung Nordosten und Osten außerhalb des Plangebietesweiter an.

Das Plangebiet für den uWindpark Jaccrhsdcn'" umfasst praktisch ausschließlich intensivgenutzte Ackertiächen. Eingestreut sind meist wegbegleitend einige Feldgehölze undGräben sowie Kleinstgewässer. Das „Goldene Fließ'* berührt das Untersuchungsgebietim Südosten. l-lier finden sich zusätzlich kleinteiiig auch Frischwiesen und kleine Wald-
stücke.

lm Osten schließen sich jenseits einer Niederung kleinteilige Waldflächen (SieversclcrAfer l-leide) an, die dann in großflächige Wald-Strukturen übergehen.

Die Waldflachen werden zunehmend fiir die Erholung genutzt. Das trittt auch auf dieweiter nördlich gelegenen Waldgebiete zu.

lm Windpark Wurden bis Ende 2011 27 WEA errichtet, die vier verschiedenen Anlagen-
typen angehören. Es gibt auf Grund der unterschiedlichen Parameter deutliche Leis-
tungsdifferenzen.

Aber auch die Auswirkungen auf die Umwelt weichen, abhängig von den Anlagentypenund den jeweiligen Abständen zu den Siedlungsbereichen der Gemeinde, stark vonei-
nander ab. So liegen die maximalen Schallleistungspegel unter normalen Nutzungsbe-
dingungen zwischen 101,0 dB (A) und 106,2 dB (A), was bei den teilweise geringen
Abständen zu den Wohngrundstucken zu deuti'ıchen Störungen für* die Wohnbevölke
rungiührt.

Lg .arm 09 ru eegriucwıs oraleV er es: r Seite '10
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Damit ergibt sich für die Planung folgende Ausgangslage.

Ausgangslage
Altanlagen zum Repowering

å ê
«i ä 'âLu I n:
š z Q
511300 ,›,_.
fåšfâ sâšm åå 1+'
Summe

Ausgangslage
„moderne“ Anlagen zııım Emalll (Slgiıë Sepfembel'

20 Vestas V90 105 90
21 Vestas V90 105 90
22 Vestas V90 105 90
V Siemens 103 93
IV Siemens 103 93

Summe

Ausgangslage
sell September 2012 eirl'lmllllteme Anlagen

23 Veslas V90 105 90
24 Vestas V90 105 90
25 Veslas V90 105 90
28 Vestas V90 105 90
29 Vestas V90 105 90
40 Vestas V90 105 90

Summe
Summe Bestand

|\/lit Stand Juli 2013 liegen Genehml
mern 32, Vl, Vll und 27. FÜr Weit`
Anträge".
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12,00
40,55

gungen für weitere WEA vor. Das betrifft die Num-
ere zwei WEA (Nr. 26 und 36) laufen „BImSch-

lnsgesamt ist im Windpark aktuell eine leistung von 40,55l\/IW installien.

fil w mw '55:91'ch sus' 5-

 

emeinde bereits die Veränderungssperre aufge-
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Seit August 2013 wurde weiter an der Realisierung von Vorhaben gearbeitet. Der o. a.
Stand ist also nur als „l\/lomentaufnahme“` zu betrachten.

    A.,
Jac
 

  

Die Dörfer Petersdorf. Sieversulorf` Jacobsdorf und Pillgram dienen, Wie die meisten in
der Region, vorwiegend dem Wohnen. Nicht wohnverträgliche gewerbliche Nutzungenoder Landwirtschaftsbetríebe sind nur noch als Ausnahme irı die Dörfer integriert.
In den letzten Jahren hat eine deutliche Entmischung stattgefunden. Das wurde
dadureh unterstütztl dass in der Gemeinde ein Gewerbegebiet entwickelt wurde. Große
Landwirtschaftsbetriebe haben sich an den Ortsrandern bzw. außerhalb der Siedlungs-
flachen erhalten. Die an sich im ländlichen Raum wt'inschenswerte Mischung von Woh-
nen und mit Störungen verbundenem Aıbeiten existiert nur noch begrenzt.

Die wirtschaftlichen Schwerpunkte haben sich in Richtung Naherholung (Nahe zu
Frankfurt / Oder), Freizeitangebote und Tourismus verlegen. Sieversdorf liegt z. B. am
Jacobeweg, dessen Bedeutung als Pilgerweg in den letzten Jahren deutlich gestiegen
ist, Gleichzeitig hat sich der Ort als Künstlerdorf profiliert.

lg :11.3009 It: Seqaucuur s china „an ua: fr. ¬ Seite 13
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chen einerseits und die Bestandssliuation sowie die vorliegenden Genehmigungen
andererseits stark eingeschränkt ist

Für die betroffenen WEA-Betreıber bestehen Rechte. Diese muss die Gemeinde beach-
ten,

Die Betreiber haben sich zur Zusammenarbeit mit der Kommune bekannt.
Die Ziele der Gemeinde können auf Grund der regionalplaneı'ischen Vorgaben kurzfris-tig nur am vorhandenen Wlndparkstandortl vorzugsweise als RepoweringProjektl
umgesetzt werden.

Nur mittel- bis langfristig und in enger Abstimmung mit der Regionalplanung ist eine
Veränderung der Flache des Windparks denkbar.

Repowering-Projekte. die ja in die Rechte der aktiven Wind-Unternehmen eingreifen.
können nur realisiert werden. wenn die Rahmenbedingungen zukünftig einen wirtschaft
lich erfolgreichen Betrieb am konkreten Standort ermöglichen.

Neben der lnvestitionssicherheit und Zeitfragen sind die Erlose durch den Verkauf des
aus Windenergie produzierten Stroms für die betroffenen Unternehmen von Bedeutung. Die
Unternehmen müssen also wirtschaftlich interessiert werden, die Planung zu realisie-
ren. Gesamtwirtschattllch gesehen muss für das jeweilige Unternehmen ein besseres
Ergebnis erreicht werden können.

Um Repowering-Projekte erfolgreich umsetzen zu könnenl müssen sich für die be-
troffenen Burger in den Standortkommunen möglichst Verbesserungen der Lebens- und
sonstigen Verhältnisse ergeben. Vorhandene Störungen auf das Landschaftsbild und
insbesondere durch lmmissionen sollten deshalb, Wenn möglich` minimiert werden. Die
Bürger wollen direkt oder ındirekt am wirtschaftlichen Erfolg teilhaben. Auf Grund der
rechtlichen Rahmenbedingungen ist es allerdings zurzeit nicht möglich, deutliche Ver-
änderungen. die zu Verbesserungen der Situation führen, umzusetzen.

Die Gemeinde ist an der Reduzierung der bestehenden Konflikte und an einer Erhö-
hung cler Wertschöpfung interessiert4 Sie will nicht passiv zusehen, wie die Wirtschaft
auf ihrem Territorium agiert. Vielmehr sucht sie mit der Neustrukturierung der Wind-
energienutzung im Gemeindegebiet den Ausgleich der Interessen zum Wohl aller Betei-
ligten.

Bei der Entwicklung des Standortes geht die Gemeinde unter Berücksichtigung der
Analyseergebnlsse davon aus, dass

o die leistungsstarken vorhandenen WEA erhalten bleiben
a durch den Neubau mindestens eine Verdopplung der gegenwärtigen Leis-

tung der „alten Anlagen” Frisia und Enercon kurzfristig gewährleistet wer»
den muss

w insgesamt zusätzlich eine Leistungssteigerung ermöglicht werden soll
ø keine weiteren wesentlichen Beeinträchtigungen für die Bürger entstehen

Die ZOi'l formulierten Entwicklungsziele (Beschluss zu energiepolltischen Zielen) las-
sen sich auf Grund der seit dem Beginn des Pianvertahrens erteilten Genehmigungen
kurzfristig nicht mehr vollständig umsetzen4

Die im Leitbild formulierten Entwicklungsvorstellungen der Gemeinde können im Rah-
men eines „Repowerings“ der bestehenden WEA im Bereich des vorhandenen Wind-
parks umgesetzt werden.

Dafür soll die Bauleitplanung den rechtlichen Rahmen schaften. Dieser wiederum
braucht als Grundlage ein langfristig angelegtes Gesamtkonzept. Die Umsetzung kann
sich über mehrere Jahre hinziehen. Zu betrachten sind auch potenzielle Erweiterungs-
möglichkeiten.

Langfristig wird sich Gemeinde bemühen, gemeinsam mit der Regionalplanung und den
lnvestoren (zunächst) auf der Ebene der Flächennutzungsplanung, die Belastungen für
die Bürger zu verringern.

Die Standorte, die außerhalb des reglonalplanerisch ausgewiesenen Eignungsgebietes
Nr. 17 liegen, befinden sich formal im Widerspruch zu den noch geltenden Zielen der
Raumordnung.

»messing-ron ao: cut., Seite 15
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Piiigrarn dient ebenfalls zunehmend als Erholungsort und besitzt ein überörtlich bedeu-
tendes Altenheim.

Östlich Lind südlich des Piangebietes finden sich einige Einzelgehöfte im Außenbereich.
im Norden berührt die Ortsverbindungsstraße Petersdorf-Sieversdorf (L38) das Areal.Von Nord nach Süd verläuft die Verbindung Jacobsdorf - Sieversdorf4
Südlich des Plangebietes verlaufen die. hoch frequentierte Bahnstrecke Berlin Frankfurt/Oder und die Autobahn A12.

im Süden und Osten sowie zentral finden sich ebenfalls ausgebaute Wege. Ansonstenerschließen das Vorhabensgebiet lediglich unbefestigte Wald- und Feldwege.
Waidwege sind rechtlich Waldflächen. Feldwege Werden den Landwirtschaftsfiächen
zugeordnet.

Die Lage der Wege deckt sich teilweise nicht mit den entsprechenden Flurstücksgren-zen.

irn Süden tangieren eine 1t0k\/- und eine 380kV-Freiieitung den Planbereich. Die
Ableitung des Stromes aus dem Windpark erfolgt über Kabel.

im Nahbereich der Straßen bestehen Lettungstrassen für stadttechnische infrastrukturmit überörtlicher Bedeutung (Trinkwasser. Erdgas, Telekom, ...). Diese verlangen z. T.
Schutzabstände (zur Erdgas-Hochdruckieitung z. B. 8m Breite, jeweils 4m links und
rechts der Leitungsachse). Teilweise sind auch Leitungen außerhalb der Straßen- und
Wegetrassen vorhanden, die bei der Ausführungsplanung zu beachten sind.

In der Hauptwindrichtung erfordern die modernen WEA bei einem Rotordurchrnesser
von 90m und größer) Abstände zwischen 459m und 530m (beim Ansatz von 5x0) und
in den übrigen Richtungen von 270m bis 327m (Ansatz 3x0).

Bei einer entsprechenden Prüfung und dem statischen Nachweis sind auch reduzierte
Abstände zulässig (3x0 in der Hauptwindrichtung).

Beim Plangebiet handelt es sich urn einen Raum mit durchschnittlicher Bedeutung für
die Umwelt. Dementsprechend wird durch das Vorhaben kein hochwertiger Land-
schaftsraum. im Sinne des Natur- und Landschaftsschutzes, beansprucht (ausführlich
dazu siehe Umweltbericht).

im Untersuchungsraum finden sich vor allem Lebensräume mit einem geringen bis
mittleren Wert. Von größerer Bedeutung für die Umwelt sind nur die kleinteiligen Struk-
turen (Feldgehöize, Kielngewässer. ...) und die Waldränder.

Das Gebiet ist auf Grund der gegebenen Randbedingungen aus technischer Sicht gut
für die Nutzung der Windenergie geeignet. soweit die WEA eine ausreichende Höhe
erreichen.

3 Pianungskonzepit l Abwägung

3.1 Vorhaben

Die von der Windwirtschaft angebotenen Konzepte gehen von einer deutlichen Steige-
rung der Leistung des Windparks aus, die über das für das Repowering erforderliche
Mindestmaß (mindestens eine Verdopplung der Leistung) hinausgeht.

Damit verbunden sind eine Erhöhung der Anzahl der WEA gegenüber dem ist-Zustand
und eine Vergrößerung der Fläche des Windparks. Die Anlagen Werden entsprechend
dem Stand der Technik auch größere Gesamthöhen aufweisen.

Jacobsdorf will rnit der Planung die Nachteile, die sich unweigerlich aus der Windener-
gienutzung ergeben, begrenzen.

Am Ende soil der Anteil an Energie, der in der Gemeinde aus Windenergie gewonnen
wird. gesteigert werden Gleichzeitig sollen die Belastungen fur die Bürger im Rahmen
des Möglichen so gering wie möglich gehalten werden.

Die Handlungsspielräume der Gemeinde ergeben sich auf der einen Seite aus der
Pianungshoheit. die allerdings durch die regionaiplanerisch festgesetzten Eignungsfla'-

L,1| wie cc i: segedıhcrfls :ne :intensiv Seite 14
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Zu beachten istI dass bereits einige WEA taußerhalb der „exakten Abgrenzung'1 des f . l t _."'Siuflffi'lwwirksamen Regionalplanes errichtet wur- `
den.

    
Damit wurde der „Unscharfe“ der zeichne-
rischen Darstellungen im Regionalplan
Rechnung getragen.

Zumindest in diesem ca. 200 m breiten
Bereich beiderseits der Abgrenzung kann
die Gemeinde in Ausübung ihrer Pla-
nungshohelt die Standorte von WEA
beeinflussen, ohne mit dem Regionaiplan
in Konflikt zu geraten.

lm interesse der Belange der Nutzung
alternativer Energien, sollte der V.Unschar-
febereich” großzügig ausgelegt Werden,
zumal erkennbar' ist, dass der Festset-
zung keine städtebaulichen Belange
entgegenstehen.

Jacohzduıl 4

. . ` .-4 *V . . .
Auch wird der sachliche Teilregicnalplan zurzeit fortgeschrieben. lrn 2. Entwurf (2015)gehn die Flachenkulisse über die aktuellen Grenzen hinaus.

 

Die Gründe für die Rechtsauffassung der Gemeinde, dass sie in ihrem B-Plan, unterBeachtung der Bedingungen des Einzeifalls, WEA-Standorte innerhalb der „Unscharfe“der zelchnerischen Darstellungen des Regionelplanes festsetzen darf, sind im beigefüg-ten Abwägungsprotckoll (hier siehe insbesondere die Positionen 44 und 45) ausführlichdargelegt.

Die voriiegende Fassung des B-Planes beachtet allerdings nunmehr' die Rechtslage,die der Regionalpian aus 2004 vorgibt.

Bei der Konzipierung eines Windparks sind bestimmte technische Randbedingungen zu Technischebeachten, die sich mit dem Stand der Technik allerdings weiter entwickeln Anforderungen
WEA

ln der Hauptwindrichtung erfordern die modernen WEA bei einem Rotorclurchmesservon 90m bzw. 112m) Abstände zwischen 450m und 580m (beim Ansatz von 5xD) undin den übrigen Richtungen von 270m bis 336m (Ansatz 3xD).

Bei einer entsprechenden Prüfung uncl dem statischen Nachweis sind auch reduzierteAbstände zulässig (etwa bis 3x0 in der i-lauptwindrichtung). Dieser Nachweis wurdevon den lnvestoren erbracht. Ein „reiner Angebots- B-Plan“ kann davon allerdings nicht
ausgehen.

Die konkreten WEA-Standorte wurden auch unter Beachtung der bestehenden für dieErschließung nutzbaren Wege und der zeitlichen Abwicklung durch die Vorhabentrager
bestimmt.

Die Ausbeute an Windstrom ist direkt van der Höhe der WEA abhängig. D. h. je höher
die Anlagen sind, umso effektiver arbeiten sie.

Der B-Plan wird die konkret geplanten WEA-Standorte und Anlagentypen beachtenaber auch flexibel ähnliche Anlagen ermöglichen.

Die Fiacheninanspruchnahme in einem Windpark durch die einzelnen WEA resultiert
aus der Größe der Fundamente, aus der Größe der Kraneufstelifláche und aus den fiir
die Zuwegung benötigten Flächen.

Fur die Mastenstandorte werden nach gegenwärtigem Kenntnisstand relativ kleine
Flächen voll versiegelt.

Die Kranstellfiächen sind dauerhaft anzulegen. Nur temporär benötigt werden u. U.

g sry: es ı a:;f=3c›c~s C: 3 :rr rn.: :u .r SSiiB iß
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Montage» und Lagertiächen, Soiche werden nach der Montage Wieder begrünt. Siebleiben Wald bzw Landwirtschaftstläche.

Die Wege werden dauerhaft als wasserdurchiässig befestigte Wege von meist 4 bis 5Meter Breite ausgeführt. Beim Ausbau der Wege sind vom Aniagenhersteiier vorgege-bene Parameter zu beachten. Vorrangig werden die vorhandenen Wege genutzt.
Nur geitweiiig in Anspruch genemmen und nicht befestigt Werden u. U. Kurvenradienund Uberstreíchungsflächen für den Transport der Rotoren.
Das Standortkonzept der Gemeinde, weiches dem ursprüngiichen B-Pian zu Grundelag, berücksichtigt den aktuellen unter den investoren gemeinsamen abgestimmtenEntwurf.

Enıtemımg snom_x 
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Übernommen Werden die im Eingriffs-Ausgleichsplan (siehe Anlage) zusammengefass-
ten Maßnahmen. Es handelt sich um solche, die sich mit Sicherheit umsetzen lassen
und die eine optimale Wirkung aufdie Umwelt versprechen.

Als Festsetzung übernommen werden nur die Maßnahmen, die einen bodenrechtlichen
Bezug haben.

Die Realisierung der umzusetzenden Maßnahmen erfolgt zwar außerhalb des B-Plan-
Gebietes aber innerhalb des entsprechenden Naturraumes.

Zur Umsetzung Wird ein städtebaulicher Vertrag (konkret Kompensationsvertrag) unter
Einbeziehung der Gemeinde, des Planungs- und Vorhabenträgers Lind der zuständigen
Naturschutzbehörde abgeschlossen, der vor der Rechtswirksamkeit des B-Planes bzw.
mit der Baugenehmigung vorliegen muss.

Als Vertragsinhalt werden die Zusammenstellung der Ausgleichs- und Ersatzmaßnah--
men (Maßnahmenkatalog), die Zuordnung von Maßnahmenstandorten außerhalb des
B-Planes sowie die zeitliche Regelungen und die Kostenschätzung zu den Kompensati-
onsrnaßnahmen erfasst.

Ein entsprechender Hinweis wird aut die Planzeichnung aufgebracht.

Die Verfügbarkeit der Grundstücke wirdl durch Selbstbindungsbeschluss (für Gemeinde
grundstücke), öffentlich-rechtliche Verträge, Dienstbarkeiten (für private Grundstücke)
abgesichert.

3.2.12 Artcn= und Habitatschutz §1 Abs. 7 Pkt. lb) BauGB

Neben den „einfachen“ Umweltbelangen spielen besonders geschützte Gebiete (FFH-
und Vogelschutzgebiete) nach §1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b BauGB und die arten-
schutzrechtllchen Verbote gem. § 44 Abs. 1 BNatSchG im Rahmen der Bauleitplanung
eine „besondere Rolle“. Sie sind durch die gemeindliche Abwägung nicht zu überwin
den

Ein B-Plan, cler wegen eines Verstoßes gegen die artenschutzrechtiichen Verbote des
§44 BNatSchG oder wegen Beeinträchtigungen Europäischer Schutzgebiete nicht
umgesetzt werden kann. ist unzulässig.

Deshalb ist im Auistellungsvertahren zu prüfen, ob der Vollzug des B-Planes im Hin-
blick auf die Verbotstatbestände des § 44 BNatSchG bzw. auf die besonders geschütz-
te Gebiete (FFH- uncl Vogelschutzgebiele) grundsätzlich möglich ist.

lrn Rahmen einer Planautstellung ist zunächst festzustellen, ob Beeinträchtigungen
überhaupt zu befürchten sind. Bei einem Ausschluss einer solchen Möglichkeit, ist
keine Weitere Prüfung erforderlich. Können Beeinträchtigungen nicht ausgeschlossen
werden, ist eine Verträglichkeitsprüfung erforderlich.

lst irn Ergebnis mit erheblichen Beeinträchtigungen zu rechnen, ist die Planung unzu~
lässig.

Ansonsten sind die betroffenen Europäischen Schutzgebiete im Rahmen der Abwägung
zu beachten.

Die Prüfung kann nicht auf die nachfolgenden Planungsstufen delegiert werden. Sie
muss vollständig im Rahmen der Bauleitplanung abgearbeitet Werden.

Aus den bisher vorliegenden Informationen haben sich keine Anhaltspunkte für eine
Beeinträchtigung der Europäischen Schutzgebiete ergeben,

lm Umweltbericht sind die Maßnahmen zusammengefasst, die helfen, Verstöße gegen
die einschlägigen Verbote auszuschließen.

Laut Umweltbericht ergeben sich unter Beachtung der Vermeidungsmöglichkeiten (z. B.
eine Bauzeitenregelung oder zeitnahe Uberprüfung möglicher Quartiere) keine Verbots-
tatbestäınde nach §44 Abs. 1 Nr. 1-3 BNatSchG.

Einer Realisierung des B-Planes stehen keine artenschutzrechtlichen Verbotstatbe-
stande entgegen, die nicht überwindbar wären.

Negative Auswirkungen aut Tiere und Pflanzen, Wasser, Luft, Klima bzw. das Wir-
kungsgefüge zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt sind
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Die Beeinträchtigungen sind z. T. nicht vollständig vermeidbar. Sie resultieren nebender beeinflussbaren Flächeninanspruchnahme, aus der Dimension, der Bewegung undder Befeuerung der Anlagen.

Eine Aufwertung des Landschaftsbildes kann erreicht werden durch
ø die Neubewertung der Wirkungen der WEA durch die Betroffenen (Kopf-sache)
s eine geringere Anzahl der Windenergieanlagen,
s größere Kompaktheit und Konzentrationswirkung.
ø eine geringere Drehzahl cler Rctoren und damit eine ruhigere Fernwir~kung.
« Vereinheitlichung der Gesamtwirkung des neuen Windenergieanlagenbe-standes durch einheitliche Aniagengröße, Farbgebung, Rotordrehzahlund -clrehrichtung,
e Einsatz moderner Technik für eine optimierte Befeuerung der Anlagen

Es ist im konkreten Fall aber davon auszugehen, dass die neuen WEA deutlich höhersind als der Bestand und dass sie damit weiter in die Landschaft wirken,
rViınderungen der Immissionen bei den empfindlichen Nutzungen können erreicht wer-den durch

u „richtige“ Einordnung cler lO in die Gebietskategorien (allgemein alsWohngebiet)
ø einen als ausreichend ermittelten (nicht pauschalen) Abstand zu Siedlun-gen u. ä,
ø den Einsatz von WEA nach dem neuesten Stand der Technik („leise"

Technik,
ø Bestimmen von Abschaltzeiten (nur als Notlösung),
w Regelungen zur Befeiıerung (Befeuerung nach unten abschirmen), dieLichtstärke an die Sichtweite entsprechend der aktuellen Wetterlage an-zupassen (Sichtweitenregul'ıerung), Befeuerung nur bei Bedarf (Trans-pondersystem).

Schon auf Grund der gesetzlichen Vorgaben kann es nicht zu erheblichen Beeinträchti-gungen und zu signifikanten Konflikten mit den empfindlichen Artengruppen Vögel undFledermäuse kommen.

Allgemein sind Standorte in der Nähe von
a Waidrändern,
o Feuchtgebieten,
u Gewässern und
ø kahlen Bergrücken

nicht geeignet.

im vorliegenden Fall sind flächig keine für' Vögel oder Fledermäuse besonders attrakti-ven Lebensräume betroffen. Lediglich die Waidränder und der Verlauf des „GoldenenFließes“ könnten „Probleme“ bereiten.

Wertvolle oder geschützte Biotope sind großflächig nicht vorhanden.
im Rahmen der Umweltprüfung wurde untersucht, inwieweit die vermeidbaren Beein-trächtigungen der übrigen Umweltbelarıge reduziert bzw. unterlassen Werden können.
lm Umweltbericht (Teil il der Begründung) sind die für den Standort wesentlichen As-pekte der Urnweltveriragiichkeit des Vorhabens ausführlich abgehandelt. Weiterhin wirdauf die Anlagen verwiesen.

Wirkungen Land-
schaflsbi/d

Wirkungen auf Immis-
sionen

Wirkungen auf
Vögel
Fledermäuse

Umweltprüfung

3.2.1.1 Eingriffsregelung: Tiere urnoli Pflanzen, Wasser, Luft, Klima, Wirkungsgeflige, Landschaft, biolo-gische Vielfalt

Nachfolgend wird eine Zusammenfassung der Behandlung der Umweltbelange gege-ben und es werden für den B-Plan die ırmweltrelevanten Abwägungsüberlegungen zurplanerischen Eingriffsbewältigung herausgearbeitet.

Die im Rahmen der Umweltprüfung ermittelten und im Umweltbericht dargestellten iVliı-ı-derungs- Lind Vermeidungs- sowie die Ausgleichsmaßnahrnen werden wie folgt imB-Plan berücksichtigt.
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Standoıtentwı'cklungs-
konzept Gemeinde
(Stand Okt 2016)

_ grün Erhalt Bestand
mt Ersatzstandoı'-
te

margenta Rückbau

   

  

` I, '"`" 'ir' , .

Sieversdorf  

  

  

   

  
:i „ _

Putorsdorf i - . _____
heiBriesen i

  
Eniruıimusuum f« Flulfít" 1

i .   
Die Lage und die „grobe“ Abgrenzung des Windparks sind im Rahmen der laufenden AlternativprüfungRegionalplanung bzw. unter Beachtung des Bestandes bestimmt WerdenV
Eine Standort-Alternativpr'dfung irn Rahmen des B-Planes ist nicht möglich und nichterforderlich.

Für die Standorte innerhalb des Plangebietes wurden dagegen verschiedene Szenarienuntersucht (siehe oben).

3.2 Auswirkungen

3.2.1 Umweltauswirkungen
Mit der Errichtung und dem Betrieb von Windparks sind zunächst unweigerlich Belas- Umiıve/z'be/ahgetungen der Umwelt verbunden, Sie betreffen vor allem die Bevölkerung auf Grund derlmrnissionen, dae Landschaftsbild, den Boden sowie einzelne Tierarten.
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Das nachfolgend dargesieiiie aktuelle Konzept veızichiet gegenüber der Fassung von Aktualisierung 20162014 auf insgesamt fünf Standone im Osten und im Südosten, die außerhalb des Eig-
nungsgebieies liegen.

Betroffen sind die Standone R 16 und R17 sowie 37, 38 und 39.
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nicht zu erwarten.

3.2.1.3 Mensch und seine Gesundheit sowie die Bevölkerung insgesamt c)

ln Bezug auf die Bevölkerung sind diverse Wirkungen von WEA maßgeblich, die vor Menschen
allem als Beeinträchtigungen der Wohnqualität und der Erholungsfunktion empfunden
werden.

Abstände zu Siedlun-
gen

500m / 1000m
(Que/le
Ausschuss für erneu-
erbare Energ/e)

Die intensität der Störungen für den lvlen-
schen hängt (neben der Dimension, der
Bauart, der Anzahl der WEA, ...) insbe-
sondere von der Entfernung zwischen
Windpark und Siedlung (bzw. empfindli-
cher sonstiger Nutzung) ab.

Der im Regionalplan ausgewiesene
Windpark hält mit seinen Grenzen nur die
(zur Zeit seiner Aufstellung) aus lmmissh
onsslcht erforderlichen Mindestabstande
(ca. 500m) ein. , _`

  
Zur Zeit der Ausweisung der Windparks irn Rahmen der Regionalplanung Waren WEA
mit (gemessen am heutigen Standard) geringeren Dimensionen und Leistungen gängig.
Damit waren die ursprünglich gewählten Abstände begründet.

Die Besiedlung des Eignungsgebietes. erfolgte schrittweise von innen nach Außen.
Gerade die moderneren WEAl die die stärksten lmmissionen verursachen, Wurden
nahe an die Siedlungen herangerückt. Lediglich die „älteren“ Teile des Windparks be-
finden sich außerhalb eines iOOOm-Abstandes.

Die vorhandenen Konftikte für die Bürger (und daraus resultierend) auch für die Betrei-
ber ergeben sich vor allem aus den zu geringen Abständen zwischen den WEA und
den Dörfern.

Auf Grund der Rechtslage hinsichtlich der Regionalplanung und wegen der aktuellen
Genehmigungslage kann die Gemeinde aktuell keinen Einfluss auf die Siedlungsab-
stände nehmen. Erst langfristig besteht bei einer erneuten Umplanung des Windparks
eine derartige Chance.

lm Rahmen der Genehmigungsveriahren für die vorhandenen WEA wurden Lärmim« Lärm
missionsprognosen auf der Grundlage der TA Lärm und anderer einschlägiger Vor-
schriften erarbeitet. Dabei Wird aut repräsentative lmmissionsorte (lO) abgestellt und
geprüft, ob die Richtwerte der TA Lärm eingehalten werden. Die lO werden je nach
Baugebietskategorie unterschiedlichen Emptindlichkeiten zugeordnet.

Entsprechend werden die Richtwerte fur Wohn-. Dort- oder Mischgebiete (bzw. Mittel-
werte) angesetzt. Als kritisoh wird der Nacht-Zeitraum (22.00 Uhr bis 6.00 Uhr) bewer-
tet. Die relevanten lmmissionsrichlwerte liegen zwischen 40dB (A) und 45dB (A). Der
kleinere Wert gilt tür Wohngebiete.

Grundlage der Lärmprognosen sind die jeweils konkret beantragten WEA.

lm Ergebnis werden tür den Windpark Jacobsdorf nach den vorliegenden Schallirnrnis- Lärmsituation
sionsprognosen die Richtwerte an einigen IO leicht überschritten. Zu beachten ist die Jacobsdorf-Sieveı'sdorf
Zuordnung einiger IO zu (gemessen an einer Wohnnutzung) den Weniger empfindlichen
Gebietskategorien „Dorf- bzw. Mischgebiet" oder „Randbereich“, dem dann ein Zwi-
schenwert zugeordnet Wird.

m ›¬-3; nn .ç ehr/cum! seite 22
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Die Überschreitungen betreffen vor allem
Petersdorf und Sieversdort. Dabei geht es
nicht nur um einige wenige Betroti'enev`
sondern speziell in Petersdorf um eine
Vielzahl von Grundstücken und damit
Menschen.

ššåš

Nimmt man den Richtwert von 40dB (A)
als Ausgang erhöht sich die Anzahl der
betroffenen Bürger weiter.

Lediglich Jacobsdort ist auf Grund der
Entfernungen Weniger vom Lärm betrof-
ten.

Wesentlich für die Belastungen von Pe»
tersdorf und Sieversdort sind die Anlagen
irn Nordwesten des Windparks. Diese
vertormen die Linien gleicher Belastung in
Richtung der Siedlungen.

 

lm Rahmen der Stadtplanung sind die Prinzipien der DtN i8005 Teil 1 maßgeblich. die
von abweichenden Prämissen und einem Abwägungsspielraum für die planende Ge-
meinde ausgehen. Die TA-Larm ist die Basis tür die Anlagengenehmigungen.

Die Orientierungswerte der TA Lärm decken sich hinsichtlich der hier relevanten emp-
findlichen Nutzungen (Wohn- bzw. Mischgebiet) mit denen, die tür die Stadtplanung
definiert sind.

Deshalb ist es gerechtfertig, die aut' der Basis der Fachgesetze erstellte Prognose als
Grundlage für die Entscheidungen des B-Planes heranzuziehen.

Für die Stadtplanung wesentlich ist nicht das abstrakte Einhalten von Orientierungswer»
ten` sondern die Situation irn Einzelfall unter Beachtung alter städtebaulichen Belange.
Für die Wohnqualität geht es im Rahmen der Stadtplanung darum. im wohnungsbezo-
genen Außenbereich (d. h. auf der hausnahen Terrasse oder dem entsprechenden
Gartenteil) die Orientierungsweıte einzuhalten.

ln dieser Beziehung bestehen Unterschiede zur Herangehensweise der TA-Lärm, die
auf einen lmmissionsort vor der Fassade absteiit.

Die vorliegende Lärmimmissionsprognose stetit klar, dass die einschlägigen Orientie-
rungswerte der TA Lärm (und damit die der Stadtpianung) eingehalten werden können.
Damit ist nachgewiesen, dass der B-Pian umsetzbar ist und dass für die Bürger keine
unzumutbaren Belastungen oder gar Gefährdungen der Gesundheit entstehen können
und dass andererseits keine Verhinderungspianung vorliegt.

Der abschließende gutachterliche Nachweis kann erst im Rahmen der Ausführungspla»
nung (sprich Anlagengenehmigung) erbracht werden, da erst dann alle relevanten
Einzelheiten bekannt sind. Auf dieser Ebene kann auch entsprechend reagiert bzw.
gegengesteueit werden.

Die Nachweise, dass die derzeit geltenden lrnmisslcnsrichtwerte eingehalten werden
können, sind damit auch tür die Ebene der Bauieitplanung erbracht (siehe auch Position
58 des Abwägungsprotokolls).

ln einem Anlagen-Genehmígungsveríahren tür WEA werden auch die lmmissionen
durch den Schattenwurf untersucht. Grundlage der Gutachten sind die jeweils konkret
beantragten WEA.

Kurz nach Sonnenaufgang bzw. kurz vor Sonnenuntergang erreichen die Schatten die
größten Reichweiten. Die Länge des Schattens steht in direkter Beziehung zur Höhe
der WEA.

Zur Begrenzung der lmmissionen durch Schattenwurt existiert kein gesetzlicher Grenz-
werl. In Brandenburg wird zur Beurteilung die „WEA-Schattenwuri-Leitliníe“ (l\/ll_UR
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2003) angewendetV Danach wird eine „Worst-caseff-Betrachtung angestellt und dieastronomisoh maximal mögliche Beschattungsdauer ermittelt.

Der Sohattenwuif soll an den immissionscrten (lO) 30 Stunden irn Jahr und 30 Minuten
am Tag nicht überschreiten.

Real kommt es auf Grund der Bewölkung nur zu einer Verschattungsdauer. die etwaein Viertel der rechnerisch ermittelten Belastungszeiten ausmacht.

lm Ergebnis werden real die o. a. Grenz-
Werte an vielen Grundstücken überschrit-
ten. Die störende Verschattung wird last
ausschließlich von den modernen hohen
Anlagen verursacht

Petersdorf ist nahezu vollständig betrof-
fen. Maßgeblich sind hier die Morgen-
stunden im Sommer. Das trifft auch auf
einige Grundstücke im Norden von Ja-
cobsdorfzu.

Für Sieversdorf sind dagegen die Abend-
stunden im Winterhaibjahr relevant. Be-
einträchtigt werden Grundstücke im Sü-
den und Westen des Dcñes,

im Ergebnis kommt es dazu, dass einige WEA zeitweilig abzuschalten sind. Regelun-
gen hierzu kann ein Bebauungsplan aber nicht vorsehen.

Der sc genannte „Disko-Effekt" spielt in der Praxis nur noch eine geringe Rolle. Mittler-
weile werden die Rotorblätter mit matten nicht reflektierenden Farben lackiert, so dass
störende Lichteffekte nicht mehr auftreten.

lm Nahbereich von Windparks kann es u. U. zu einer „optisch bedrängenden Wirkung“
kommen. Die Rechtsprechung geht allgemein davon aus, dass bei einem Abstand
geringer als das Zweifache der Gesamthöhe der Anlage eine solche optisch bedrän-
gende Wirkung vermutet Werden kann.

lm vorliegenden Fail sind Wohngrundstticke auf Grund der größeren Abstände einer
rechtlich relevanten „optisch bedrangenden Wirkung" nicht ausgesetzt.

Windkraftanlagen, welche die Maxımalhöhen von 100m über Grund überschreiten, sind
in jedem Falle gemäß der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift (AVV) zur Kennzeichnung
von Luftfahnhindernissen des Bundesministeriums für Verkehr, Bau- und Wohnungs-
wesen, ais Luftfahrthindernis kennzeichnungspfiichtig. Praktisch betrifft das alle heute
gängigen Anlagen.

Störend empfunden werden vor allem die Nachtkennzeichnungen durch blinkencle rote
Lichter. Die Stönivirkung wird noch verstärkt, wenn die Lichter nicht koordiniert sind, wie
das in I.lacobsdcri/ Sieversdorf und Biegen der Fall ist.

Aus städtebaulichen Gründen kann es angezeigt sein, im Rahmen der Wahlmöglichkei-
ten, die die AVV zulässt, diejenige Kennzeichnung vor-zusehen, die in der jeweiligen
Situation einerseits aus Gründen der Flugsicherheit erforderlich und ausreichend ist und
andererseits die von Windenergie-anlagen ausgehenden Lichtimmissionerı begrenzen.
Dazu gibt es mehrere Möglichkeiten.

e in Abschirmung mit den zuständigen Stellen wird versucht, dass nur die
Anlagen an der Peripherie des Windparks befeuen werden. j

e Das Feuer „rot“ kann zusätzlich zum Boden abgeschirmt und sichtweiten-
angepasst werden.

ı Die „Transponderlösung", die zum Abschalten der Signale führt, wenn
sich kein Luftfahrzeug nähert (was ja die Regel ist), befindet sich erst im
Probebetrieb und kann noch nicht eingesetzt werden kann.

Auch im Hinblick auf die Larmimmíssicnen und den Schattenwurf besteht für die Ge-
meinde auf Grund der Rechtslage mit dem B-Plan keine Möglichkeit, die Orientie-
ı'ungswerte, wie sıe in den Anlagengenehmigungsverfahren angesetzt werden, zu un-
terschreiten.
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Darstellungen von Landschaftsplänen sowie von sonstigen Plänen, insbesondere desWasser-, Abfall-, und lmmissionssohutzrechts betreffen den B-Plan nicht.
3.2.1.8 Luftreinhaltung in festgesetzten Gebieten Pkt. h)

Gebiete, in denen die durch Rechtsverordnung zur Erfüllung von bindenden Beschlüs-sen der Europäischen Gemeinschaften festgelegten lmmisslonsgrenzwerte nicht über-schritten Werden, sind nicht betroffen.

3.2.1.9 Wechselwirkungen zwischen Eingriffsregeiung, Mensch uınol Kultur- und SachgüterI Pkt. i)
Die Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes werdennicht negativ beeinflusst.

Es verbleiben keine erheblichen oder nachhaltigen Beeinträchtigungen der Leistungs-fähigkeit des Natur'haushaites, des Landschaftsbiides oder der anderen Schutzgüter.Der funktionale Zusammenhang ist wiederhergestelii.

3.2.2 Soziale Auswirkungen
3.2.2.1 Mensch Abs. G Nr. 2

Die Wohnbedurtnisse und die Eigeniulrnsbildung weiter Kreise der Bevölkerung sowiedie sozialen uncl kulturellen Bedürfnisse (Familien. ältere und behinderte Menschen,Bildung. Sport, Freizeit, Erholung) als auch die verbrauchernahe Versorgung werdennicht unzulässig beeinträchtigt.

Die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse und dieSicherheit der Bevölkerung sind im B-Plan beachtet. Allerdings ist es gegenwärtig nichtmöglich, dass die Gemeinde Verbesserungen der gegebenen Situation erreicht, diedurch das vollständige Ausnutzen der einschiägigen Orientierungswerte gekennzeich-net ist.

Die Erfordernisse der Kirchen und Religionsgemeinschaften sind durch die Planungberücksichtigt bzw. nicht betroffen.

3.2.3 Ökonomische Auswirkungen
Die Belange der Wirtschaft, der Land- und Forstwirtschaft, des Post- und Fernmelde-wesens sind berücksichtigt. Duron das Nachnutzen vorhandener Wege Werden Land-wirtschaftliche Nutzflächen nur in geringem Umfang zusätzlich in Anspruch genommen.
3.2.3.1 Landwirtschaft Abs. B Pitt. b)

Die Belange der übrigen Wirtschaft, der Land- und Forstwirtschaft, des Post- und Fern-meldewesens sind berücksichtigt.

Das Zerschneiden Zerschneidung von Feldblöcken, Bewirtschaftungseinheiten undFlurstücken ist schon im Vorfeld zu vermieden worden.

Die Trassierung neuer Zufahrten ist aui kürzesten Wegen erfolgt, um bei einer notwen-digen lnanspruchnahrne von Flächen zu minimieren.

Die lnanspruchnahme landwirtschaftlich genutzter Flächen für Ausgleicnsmaßnahmenerfoigt ohne erhebliche Auswirkungen auf die Land- oder Forstwirtschaft im Einverneh-men mít den Betroffenen.

Der Großteil der Flachen bleibt für die Landwirte nutzbar.

Die Flächen für den naturschutzrechtlichen Ausgieich sind mit den jeweiligen Eigentü-mern / Nutzern abgestimmt.

Durch das Beachten der Genehmigungslage und die enge Zusammenarbeit rnit derWirtschaft sind finanzielle Forderungen auf Grund von Planungsschäden nicht zu er-Warten.

Insgesamt gesehen ist erkennbar, dass durch die Änderungen, die sich auf Grund desBeitrittsbeschlusses ergeben, die Auswirkungen des Windparks geringer ausfallen.

3.2.4 Auswirkungen auf intrasiruktur

Die Beiange der des Verkehrs und der technischen Ver- und Entsorgung sind berück-
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Grundsätzlich konnen Während der Bauausführung im gesamten Vor-
habensbereich - auch außerhalb der ausgewiesenen Bodendenkmale
und Bodendenkmelvermutungsfla'chen › bei Erdarbeiten noch nicht re-
gistrierte Bodendenkmale entdeckt Werden. Gemäß BbgDSchG § 11 (1)
und (3) sind bei Erdarbeiten entdeckte Funde (Steinselzungen, Mauer-
werk, Erdverfa'rbungen, Holzpfähle oder -bohlen Knochen, Tonscher»
ben, Metallgegenstânde u4 ä.) unverzüglich der zuständigen Unteren
Denkmalschutzbehörde und dem Brandenburgischen Landesamt für
Denkmalpflege und Archäologischen Landesmuseum anzuzeigen. Die
Entdeckungsstátte und die Funde sind bis zum Ablauf einer Woche un-
verändeıt zu erhalten, damit fachgerechte Untersuchungen und Ber-
gungen vorgenommen werden können.

Gemäß BbgDSchG § 11 (3) kann die Denkmalschutzbehörde diese
Frist um bis zu 2 Monate verlängern, wenn die Bergung und Dokumen-
tation des Fundes dies erfordert. Besteht an cler Bergung und Doku-
mental/on des Fundes aufgrund seiner Bedeutung ein besonderes öf›
fentliches interesse, kann die Frist auf Verlangen der Denkmalfachbe-
hörde um einen weiteren Monat verlangen werdenv Die Denkmal/fach-
behorde ist berechtıgt, den Fund zur Wissenschaftlichen Bearbeitung in
Besitz zu nehmen (BbgDSchG § 11 <4>). Die Kosten cler fachgerech~
ten Dokumentation und Bergung trägt im Rahmen des Zumutbaren der
Veranlasser des ag. Vorhabens (BbgDSchG § 7 <3>).

Die bauauslu'hrenden Fim'ien sind über diese Auflagen und Denkmal-
schutzbestimmungen .zu unterrichten und zu ihrer Einhaltung zu ver-
pflichten.

3.2.1.5 Emissionen und Abfälle Pkt. e)

Die Möglichkeiten zur Vermeidung und Minderung von Emissionen sind genutzt. lrn
Rahmen der Anlagengenehmigung wird geprüft, ob z. B. eine Nachtabscnaltung oder
das Fahren im entsprechenden Modus gefordert Werden muss.

Aut die ursprünglich angestrebte Lärnrrkorıtingentierung (siehe Vorentwurf) Wird nun~
mehr verzichtet. Die erteilten Genehmigungen „nutzten“ die Orientierungswerte weitge-
hend vollständlg aus, so dass für den B-Plan kein Spielraum mehr besteht.

Eine Emissionskontingentierung ist wegen der Besonderheiten bei der Berechnung und
Bewertung der Schellimmission ausgehend von Windenergieanlagen im vorliegenden
Fall ungeeignet.

Nach dem WEA›Geräuschimmissionserlass Brandenburg sind die oberen Vertrauens-
bereiohsgrenzen des Beurteilungspegels für eine Beurteilung heranzuziehen. Diese
werden für jeden immissioneort gesunden berechnet und können daher nicht aut den
Emissionspegel der WEA (zB. zur Festsetzung von Emissionskontingenten) aufge-
schlagen Werden.

Die Festsetzung von lmmissionskonlingenten für die lmmissionsorte außerhalb der
Plangebietsgrenzen ist planungsrechtlieh nicht zulässig, da im Bebauungsplan nur
Festsetzungen getroffen Werden dürfen, die auf das Gebiet innerhalb der räumlichen
Grenzen des Plangebietes beschränkt sind.

Unter diesen Bedingungen ist die Schallimrnissionsprognose in der vorliegenden Form
für die Ebene der Bauleitplanung am ehesten geeignet, die Auswirkungen der Schalle-
missionen darzustellen und zu bewerten.

Unnötiger Verkehr Wird vermieden.

Abfälle und Abwässer fallen nicht an, bzw. der sachgerechte Umgang mit Abfällen und
Abwässern ist gewährleistet. Die einschlägigen tachgesetzlichen Regelungen Werden
eingehalten und im Rahmen der Anlagengenehmigungen durchgesetzt. _

3.2.1.6 Erneuerbare Energie Abs. 6 Nr. 7 Pkt. t)

Die Möglichkeiten der Nutzung erneuerbarer Energien (Planziel) sowie die sparsame
und effiziente Nutzung von Energie werden durch den B-Plan gefördert.

3.2.1.7 Darstellungen in Fachplänen Pkt. g)

g :er 1'? ca u; segadcunv-s-eifn:wir ue: :ut-f Seite 26
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Der geplante l„neue“ Windpark hält insgesamt die einschlägigen Orientierungswerte
gerade ein,

Erhebliche umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheitsowie die Bevölkerung insgesamt sind nicht zu befürchten.

Gesundheitsgefährdende Auswirkungen sind ausgeschlossen.
3.2.1.4 Kultur- uncl sonstige Sachgütter Pkt. d)

Umweltbezogene negative Auswirkungen auf Kultur- und sonstige Sachgüter entstehennicht.

Entsprechende Auflagen im Bereich von Bodendenkmalen sind zu beachten. Das sind

Bodendenkma/e sind nach BbgDSchG §§ 7 (1), 2 (1)-(3), 7 (l) im öf-
fentlichen Interesse und als Quellen und Zeugnisse menschlicher Ge-
schichte und prägende Bestandteile der Kulturlandschaft des Landes
Brandenburg geschützt.

Sie dürfen bei Bau- und Erdarbeiten ohne Vorherige denkmalschutzbe-
hördliche Erlaubnis oder bat/ordnungsrechtliche Genehmigung und - im
Falle erteilter Erlaubnis - ohne vorherige fachgerechte Bergung und
Dokumentation nicht verändert bzw. zerstört Werden (BbgDSchG §§ 7
<8>, 9 und 11 <3>'). Alle Veränderungen und Maßnahmen an Boden-
denkmaten sind nach Maßgabe der Denkmalschutzbehörde zu doku-
mentieren (BbgDSchG § 9 <3>). Für die fachgerechte Bergung und Do-
kumentation von betroffenen Bodendenkmalen ist nach BbgDSchG §§
7 (3) und 71 (3) der Veranlasser kostenpflichtig. Zuwiderhandlungen
können als Ordnungswidrigkeit rnit einer Geldbuße von bis zu 500. 000
Euro geahndet werden'legDSchG § 26 <4>).

Damit die Ausdehnung von Bodendenkma/en, die durch das geplante
Bauvorhaben betroffen sind, ermittelt werden kann, ist für die Bereiche,
in denen Bodendenkmale begründet vermutet werden, gem. BauGB § 2
Abs 4 eine Prufung notwendig. Mittels einer Prospekticn (als anerkann-
te Prufmethode) ist durch den Veranlasser der Baumaßnahme zu klä-
ren, inwieweit Bodenolenkmaistrukturen von den Baumaßnahmen im
ausgewiesenen Vermutungsbereich betroffen sind und in Welchem Er-
haltungszustand sr'ctı diese befinden.

Bei einer bat/vorbereitenden archäologischen Prospektion handelt es
sich um eine kostengünstige und schnell durchführbare Maßnahme: In
den ausgewiesenen Bereichen mit begründet vermuteten Bodendenk-
malen Werden in einem Abstand von 25m Bodenproben entnommen
und nach kulturellen Hinterlassenschatten (Tonscherben, Knochen, Me-
tallgegenstande u. a2) untersucht Fällt das Ergebnis der Prospekt/on
positiv aus. sind weitere bodendenkma/pflegerische Maßnahmen gem.
BbgDSchG §§ 7 (3). 9 (3) und 11 (3) abzuleiten und idR, bat/vorberei-
tend durchzuführen.

Bei einem Negativbefurid kann irn untersuchten Abschnitt auf Weiterge-
hende Schutz- und Dokumentationsmaßnahmen verzichtet Werden.

Flachen oder Trassen, die lediglich während der Bauzeit genutzt wer-
den (z. B. Bau- und lvtateriallager und u. U. auch Arbeitsstraßen und
Kranstelltlächen), dunlen nicht im Bereich von bekannten oder vermute-
ten Bodendenkrnalen eingerichtet werden bzw. nur dort, wo bereits eine
Versiegelung des Bodens vorliegt. Durch den notwendigen. Oberbo-
denablrag und das verstärkte Befahren dieser Flächen mit schwerem
Baugerat sowie durch mögliche Bagger- oder Raupenaktivilät oä. Ein-
griffe in den Untergrund Wird die Bodendenkma/substanz umfangreich
ge- und zerstört.

Sollte es nicht moglich sein, bauzeitlich genutzte, unverslegelte Flächen
und Wege außerhalb bekannter oder vermuteter Bodendsnkmale anzu-
legen, so Werden bauvorbereitende kostenpflichtige Schutz- bzw. Do-
kumentationsmaßnahmen notwendig.
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sichtigt.

Zu Landesstraßen werden die gemäß § 24 Abs. 2 Brandenburgischen Straßengesetzes(BngtrG) geforderten 40,00m (gemessen zwischen der befestigten Fahrbahnkanteund der Rctoraussenkante eingehalten bzw. überschritten.
Die verkehriiche Erschließung der Anlagen erfolgt weitgehend „rückwärtig“ über vor-handene Feidwege.

Derzeit verfügt der Windpark im Bereich der L 38, Abs. 020, bei km 4.486 beidseitigüber zwei genehmigte Zufahrten Diese sind für die weitere Erschließung zu nutzen.Einer Direktanbindung an die Landesstraßen 37 und einer Weiteren an die L 38 wirdvon den zuständigen Behörden nicht zugestimmt.
Standorte von Windrädern und deren Zuwegung betreffen mit einer unterhaltungspflich-tigen Rohrteitung Gewässer, deren genauer Verlauf kostenpflichtig festgestellt werdenmuss und nicht überbaut werden darf

Des Weiteren wird eine Dränage auf dem Flurstück f der Flur 9 vermutet, welche ent-lang des tiefsten Geländereliefs veri'a'ruft, da hier nach dem UMTB 1945 ein Grabenentlang verlief.

Diese Hinweise werden im Rahmen der Realisierung beachtet. Der B-Plan lässt mitseinen Festsetzungen zu den überbaubaren Flächen hinreichend Spielraum, dieseBelange bei der Anlagenplanung zu beachten.

Bei der Realisierung von Vorhaben ist Folgendes zu beachten4
Der Abstand zu Gewässern il. Ordnung ist gemäß § 87 BbgWG mit mindestens 5 l\/le-tern einzuhalten.

`Sind Arbeiten in der Nähe vcn Gewässern notwendig, sind diese so zu gestalten, dasskeine nachteiligen Auswırkungen auf dlie Böschungen und die Abfiusseigenschaften zubefürchten sind.

Bei Umgang mit bzw. der Venıvendung von wassergefährdenden Stoffen und der mögli-chen Beeinträchtigung von Gewässern sind Menge, Art und Wassergefährdungsklassezu berucksichtigen und gegebenenfalls` entsprechend § 20 BbgWG anzuzeigen.
Das unbelastete Niederschlagswasser von den versiegelten Flächen soll über die an-grenzende belebte Bodenzcne breitflachig versickert werden. Ein Nachweis der schad-losen Versickerung entsprechend den tıyclrogeologischen Gegebenheiten sowie Gelän-debedingungen an den einzelnen Standorten und der nicht geringen tei|~ bzw. voll ver-siegelten Flächen wird im Rahmen der Anlagengenehmigung erbracht.

Auf Grund der vorliegenden Erfahrungen mit dem Bestand ist es nicht erforderlich, be-reits im B-Plan umfangreiche Untersuchungen über die technische Lösung vorzuneh-men.

3.2.5 Stadtpianerische l Sonstige Auswirkungen
Die Belange des Bcdendenkmalschutzes sind durch die Planung berücksichtigt. DerBaudenkmalschutz ist nicht betroffen.

32.5.1 Weitere Betange

Das im Raum bestehende Tieffluggebiei steht nicht (mehr) im Widerspruch zum B-Plan.
Hinsichtlich des Brandschutzes sind bei der Planurnsetzung folgende Prämissen zubeachten

s 1. Die im Rahmen der Montageabläufe bei der Herstellung der baulichen
Anlage erforderlichen Zufahrten müssen erhalten bleiben.

e 2. Die WKA ist mitje einem Feuerlöscher im Maschinennaus scwie im ln-
ner Turmfußes auszustatien.

w 3. Für den Fall einer Verrauchung des Turmes (erster Rettungsweg) ist
vom Serviceperscnal ein Abseil- und Rettungsgerät mitzuführen.

o 4. Die Beleuchtung im Turm und im Maschinenraum muss, für den Fall ei~
ne, während der Wartungs- und Reparaturarbeiten, für mindestens eine
halb Stunde (batteriegepufiert) aufrecht gehalten werden.

s 5. ln der Anlage sind Rauchsensoren, clie im Störungsfali eine Fehlermel-
dung weiterleiten (Fernüberwachung). zu installieren.

(_1 . :r :o 'm 'i a:;r§ucucr.s.onie›rarı :In: :um Seite 28
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ø 6. lm Maschinenhaus muss ein Erste-Hilfe-Kasten vorhanden sein.ø 7. Das Betreten der WKA ist nur eingewiesenen Personen gestattet.

4 Rechtsverbindliche Festsetzungen
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4,1 Geltungsbereich

im Aufsieilungsbeschfuss wurde, da es noch keine Voruntersuchungen zu möglichenStandorten der einzelnen WEA gab, der Geltungsbereich des B-Planes sehr Welt ge~fasst.

Die Festsetzung des räumlichen Geliungebereiches erfolgte soweit Wie möglich ent-sprechend den Flurstücksgrenzen. Daneben wurden, wenn erforderlichI Nutzungsgren-zen verwendet.

innerhalb des Geltungsbereiches liegen laut Aufstellungebesohluss folgende Flurstü-cke. Einige sind nur teilweise betroffen.

Jacobsdoi'f Flur'l 17, 18, 201, 202, 203, 204, 205, 206, 207, 208. 209, 210, 276,277, 278, 279l 280` 282, 253., 310, 311, 312, 313, 314, 315,

5| .im :0 59 vs aware/1'715 of. :mix fe» i
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Sieversdorf Flur8 63
Flur 9 1, 15,16
Flur 11 1_` 2/1¬ 2/2,2l3, 4. 5, 6, 7, B, 9, 10, 11, 12, 13, 14, 15Flur12 2,3,5,6,7,8,9„1112,13,14,15,16Flur 13 7, 22, 25,41, 49, 52,
Flur 14 44, 45, 46, 47, 48, 49, 50, 52, 5B, 62, 64/1, 64/2, 64/3, 64/4,90, 91l 92, 93, 94, 95, 96, 97, 98, 99, 100, 101, 102, 103, 104, 105,112,114,116,118,120,

Petersdorf Flur2 239, 254, 255` 256, 260. 263, 264, 265, 266, 267, 268, 311,

     

335, 337,
Flur3 67, 68, 69, 7D, 71. 72, 81, 82, 83, 84, 85, 88, 89, 109

Pillgram Flur1 305, 306, 307, 315, 316, 318, 319, 320, 321, 322, 323, 324,325, 514, 521, 5213, 525, 527,529, 530, 531, 532, 534,

f " ' Übersichtj ' † ` Geltungsbereich^ V .. 1
mit Erweiterung ge-
genüber Vorentwurf

1'1'224 ef“
Flur 11,ı

1'
l ı. L l
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Der Geltungsbereich wurde gegenuber der Abgrenzung im Vorentwurf in westliche En/veiterung Ge/tungs-Richtung erweitert.
bereich it. Entwurfsbe-

Betroffen sincl das Flurstück 2 der Flur 9 sowie das teilweise das Flurstück 82 der Flur Schluss8 der Gemarkung Sieversdorf.

4,2 Erschließung

Zu den Verkehrsflächen (Festsetzung gem, §9 Abs. 'l |\lr. 11 BauGB) zählen die priva- Verkehr

m m30 09 ia aegaıceDr-s arms im im 't f
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ten und öffentlichen Flächen für den fließenden und ruhenden Verkehr.
Neue öffentliche Verkehrsflächen sind nicht geplant.
Die vorhandene Landesstraße sowie die Ortsverbindungen (Gemeindestraße) Werdenals öffentliche Verkehrsfläche (ÖV) festgesetzt.

Die Abgrenzung bzw. Festsetzung der Straßenbegrenzungslinie folgt an der Landes-straße den vorhandenen Flurstücksgrenzen.

Bei cler Gemeindestraße Wird dagegen der Bestand, cler teilweise außerhalb des ur-sprünglichen Flurstücke liegt, herangezogen. Die Straßenbegrenzungslinie wird hierpraktisch neu definiert. Der Sfraßenvaum der Ortsverbindung wird zeichnerisch mitinsgesamt 8m festgesetztV Das erlaubt eine Fahrbahn von bis zu 5,5m Breite und dienotwendigen Nebenanlagen im Straßenraurn unterzubringen.
Die zur Erschließung der geplanten WEA-Standorte erforderlichen Wege werden nichtals Verkehrsfläche festgesetzt. Es werden weitgehend vorhandene Wald- bzw. Feldwe»ge genutzt die baupianungsrechtlich Wald bzw. Landwirtschaftsflàche bleiben. Siedienen nicht dem öffentlichen Verkehr aber der Erschließung der Anliegergrundstücke,Lediglich eine Anbindung (Knoten) mi1 cler Landesstraße ist erforderlich (und zugelas›sen).

r.-,=›„›/.;;†r f Seite 31
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Die Rechte der Anlieger und Nutzer der über diese Wege erschlossenen Grundstückeund die der Versorgungsbetriebe können bei Bedarf über Geh-. Fahr- und Leitungs-
rechte gesichert werden (Einzelheiten dazu siehe unten).

Die Erschließung der einzelnen WEA sowie die Abstandsflächen sind ggi. über be-
schränkt persönliche Dienstbarkelten nach § 6 Abs. 2 BbgBO zu sichern

Die Eintragung einer Baulast zur Sicherung der Erschließung ist in Brandenburg wieder
möglich,

E z: 703 33:garcııø's†oifr:a¬oiı.f/o::w SEHS 32
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4.3 Art der Nutzung
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Der Geltungsbereich wird nicht vollständig für die Windkraflnutzung zur Verfügung
gestellt.

Um den Windpark entsteht ein Pufien von Flächenl die als Wald oder Landwirtschafts»
flächen festgesetzt sind.

Die Festsetzung von Wald l Landwirtschaftslläohe in einem B-Plan bedeutet, dass dieentsprechenden Areale nicht als Außenbereich gem. § 35 BauGB einzustufen sind.
Demnach besteht hier kein Baurecht fürWEA auf der Grundlage der Privilegierung des
BauGB, mit der Folge, dass unter Nutzung der „Unschärfe“ derAbgrehzung des Regio-nalplanes bzw. des FNP weitere WEA hier nicht zulässig sind.

Die Art der baulichen Nutzung wird auf der Grundlage des §9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB

zi] Seite 33
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gelbgrün mit Schi'affur
Lvl/innerhalb SO-
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i. Vv mv § i Abs. 2 BauNVO festgesetzt.

Der „Kern“ des Geltungsbereiches wird der Windkraftnutzung vorbehalten.

Die Gemeinde teilt die Rechtsansicht, wonach ein generelier Puffer urn die Eignungs~
gebiete in einer festen Breite regionalplanerisch nicht vorgegeben ist. Aus Sicht der
Gemeinde kommt es hinsichtlich der Frage der Abweichung von den Grenzen der
Regionalplanung auf den Einzelfall anv

im Hinblick auf die konkreten Gegebenheiten vor Ort kann wegen der Unscharfe der
Regionalplanung (Originalmafšstab 1:100.000) die Ausweisung von Baufenstern im
Bebauungsplan jedenfalls im Randbereich einer Darstellung eines Eignungsraums
erfolgen. ohne die Ziele der Landesplanung zu verletzen.

Dabei verfolgt die Gemeinde mit der Bauleitplanung nicht das Ziel. einen generellen
Bereich „zur Konkretisierung der Abgrenzung des regionaipianerischen Eignungsge
biets” festzulegen. Vielmehr ist jeder Einzelfall zu betrachten.

im konkreten Fall bedeutet dass, dass cler Spielraum unter Beachtung der aktuellen
Kriterien der Regionalplanung in Richtung Südosten und Osten relativ groß ist, wogev
gen er da` wo die Kriterien berührt werden, äußerst gering ist.

Die vorgesehene Nutzung als Windpark lässt sich keinem der in den §§ 2 bis 9 BauN-
VO auigeführrten Baugebiete zuordnen. Deshalb sind diese Flächen als Sondergebiet
festzusetzen. Die BauNVO kennt nur zwei Kategorien von Scndergebieten, solche die
der Erholung dienen (§ 10 BauNVO) und sonstige Sondergebiete (§ 11 BauNVO).

irn vorliegenden Fail kommt nur die Festsetzung als Sonstiges Sondergebiet (SO)
nacn § 11 BauNVO in Frage. Der § 11 BauNVO führt entsprechende Arten von SO-
Gebieten beispielhaft auf. Die Liste ist nicht abschließend4 im letzten Anstrich der Auf-
zählung in § 11 Abs. 2 BauNVO sind allerdings „Gebiete für Anlagen, die der Erfor-
schung= Entwicklung oder Nutzung erneuerbarer EnergienI wie Wind- und Sonnenener-
gie dienen“ auiget'uhrt.

Die Festsetzung als Fläche für Versorgungsanlagen nach § 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB ist
auf Grund der Größe des Gesamtgebietes und der mit dieser Festsetzung verbundenen
eingeschränkten Regelungsmöglichkeiten nicht zweckmäßig.

im B-Plan Wird ein einheitliches zusammenhängendes Baugebiet festgesetzt, in dem
alle geplanten Windenergieanlagen (WEA) gemeinsam unterkornmen.

Die Alternative, für die WEA jeweils einzelne kleine Baugebiete (als Sondergebiete) mit
dazwischen liegenden Lendwirtscnaitstiächen festzusetzen, bringt materiell keinen
Unterschied zur gewählten Regelung.

Sichergestellt istl dass alle Flächen, die von den WEA berührt werden` insbesondere
die Flächen, die von den Rotoren überdeckt werden, vollständig innerhalb des Sonder-
gebietes liegen. Das ertordert einen anlagenabhängigen Abstand zwischen der Grenze
des Piangebietes und dem jeweils festgesetzten „Baufenster".

Zur Verdeutlichung des Ziels, dass der Großteil des Sondergebietes weiter als Acker
genutzt wird und die baulichen Anlagen nur eine untergeordnete Rolle spielen, wurde
ein entsprechendes neues Planzeichen tür das SO-Gebiet entwickelt.

Nicht für die Windenergie- und notwendige Nebenanlagen oder für Wege benötigte
Flächen werden weiterhin als Landivırtschaftsfläche oder Wald genutzt. Die entspre-
chenden Flachen des Geitungsbeı'eiches werden als Landwirtschafts'fläche oder
Wald festsetzt.

Der Planungsträger muss bei den Sondergebieten` abweichend von den übrigen in der
BauNVO aufgefunden Baugebieten, die Entwicklungsrichtung des Gebietes selbst
bestimmen. Er hat die Zweckbestimmung und darauf aufbauend die Art der Nutzung
festzusetzen.

Die Zweckbestimmung charakterisiert das Sondergebiet. Sie muss so klar bestimmt
sein` dass die Entwicklungsrichtung des Baugebietes eindeutig festgelegt ist. Erst aus
der Zweckbestimmung des Baugebietes lassen sich z. B. die Maßstäbe und Grenzen
fur die Anwendbarkeit des §15 BauNVO und für die Zulässigkeit von Nebenanlagen
sowie die Möglichkeit von Befreiungen und das Zulassen von Ausnahmen im Bauan~
tragsverfahren entnehmen.

...im Seite 34
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Das Sondei'gebiei „Windpark“ dient ausschließlich der Unterbrin-
gung von Anlagen, die der Nutzung von Windenergie dienen. DieFlächen, die nicht zweckentsprechend genutzt werden, bleibenlandwirtschaftliche Nutzfläche oder Wald. (§9 Abs. 1 Nr. 'l BauGB
i. V. m. §1 Abs. 2 u. §11 Abs. 2 BauNVO)

Die Gemeinde will im Plangebiet keine anderen Anlagen außer Windenergieanlagenzulassen. Deshalb ist der Begriff „ausschließlich“ Bestandteil der Festsetzung.
Die geplanten Windenergieanlagen können nur der Nutzung von Windenergie dienen.Damit werden Forschungs- und Eniwicklungsvorhaben, die sich mit der Windenergiebeschäftigen` nicht zugelassen. Das ist deshalb Wichtig, weil mit der Erforschung undEntwicklung unkalkulierbare Risiken verbunden sein können, die die Gemeinde wegender Siedlungsnähe nicht eingehen mdcıhie.

Die Bestimmung des Störgrades erübrigt sich im vorliegenden Fall, da die empiiı'rdli-chen Nutzungen im Umfeld durch das Festsetzen von Emissionskontingenten vor unzu-lässigen lmmissionen geschützt sind.

Die Festsetzungen zur Art der Nutzung umfassen den gesamten Katalog der im SO-Gebiet konkret zulässigen baulichen und sonstigen Anlagen.

lm Sondergebiet I.ltflliirıclparllfl sind Windenergieanlageri und die tür
den Aufbau, die Wartung und den Betrieb erforderlichen Nebenan-
lagen sowie Anlagen, die der Anbindung des Windparks an das
Energienetz oder der Speicherung der Energie dienen, zulässig.
(§11 Abs. 2 BauNVO)

Außer Windenergieanlagen werden keine anderen baulichen Hauptnutzungen vorgese-hen. Lediglich die für den gesamten Windpark unter Umständen notwendigen Nebenan-lagen nach §14 BauNVO` wie Mess- Sieuerungs- und Regeianlagen, Transformatoren,Verteiler, Speicher, Energieieitungen u ä. sowie notwendige Wege und Autstellflächen,werden zugelassen.

Stellplätze und Garagen rnit ihren Zuiahrten sind nach §12 BauNVO zunächst in allenBaugebieten zulässig. Aber im konkreten Fail lässt die Zweckbestimmung nur Stellplät-ze für den tatsächlichen Bedarf und keine Garagen zu, so dass eine Regelung im Be-bauungsplan für den Windpark nicht erforderlich ist.

Die Zulässigkeit von Zuwegungen ist einerseits über die Festsetzungen zu Verkehrsflä-chen geregelt. Andererseits sind (weitere) Wege, Aufstellflächen u. dgl. im vorliegendenFall als notwendige „Nebenaniageri“ generell zulässig, soweit die Festsetzungen zurGR dem nicht entgegenstehen.

4.4 Maß der Nutzung

Das Maß der baulichen Nutzung wird auf der Grundlage des §9 Abs. 1 Nr. 1 BauGBfestgesetzt. Die Bestimmung beeinflusst alle städtebaulichen Belange, von der Funktio-nalität über das Ortsbild bis zur Ökologie. Der §17 BauNVO kennt Obergrenzen für dieFestsetzung des Maßes der baulichen Nutzung in den verschiedenen Baugebieten.
Bei Windenergiearılagen ergibt sich die Überbauung ausschließlich durch die Türmebzw. Masten und ihre Fundamente. Unterirdische Gebäudeteile sind gem. §19 Abs. 4Nr. 3 BauNVO bei der Ermittlung der zulässigen Grundfläche (GR) zu berücksichtigen.
Die vom Rotor überdeckte Flache gilt dagegen nicht als Überbauung, da der Boden-
schutz nioht berührt wird.

WEA mit einem Stahlrohrturm erfordern technisch allgemein nur eine geringe Grundflä-che ie WEA. Bei schlechten Baugrundverhältnissen kann allerdings ein erhöhter Flä-
chenbedart entstehen.

Für jeden WEA-Standort wird in Abstimmung mit den Vorhabenträgern die maximalzulässige Grundfläche absolut mit 350m2 festgesetzt. Damit sind Unsicherheiten (z. B.durch schlechte Baugrundverhättnisse) durch einen entsprechenden Zuschlag berück-sichtigt. Unter „normalen“ Bedingungen muss die GR je WEA nicht votlständig ausge-
lastet werden.

 

,gi .icicima ic sage.: ,ns-n' i- aiif/c: :1. f Seite 35

Festsetzung

Zweckbestímmung

Festsetzung
Nutzungen

Vorbemerkungen

Grundfläche



Jacobs-lion: l/l//ncl Oktobeı 20'i6

Die zulässige Grundiiäche ie Windenergieaniage (WEA) beträgt
maximal 350m2. (§9 Abs. 1 Nr. 'í BauGB i. V. m. § 16 Abs. 2 u.
§19 Abs. 4 Nr. 3 BauiNVO)

Lim den Bau und den Betrieb der WEAzu sichern, sind im Piangebiet Wege, Zufahrten,
Kranaufsteliplatze und Flächen für Nebenanlagen erforderlich. Eine Voilversiegiung derWege und Aufstelifiächen ist nicht erforderlich. Deshalb sind sie in wasserduı'chiässiger
Ausführung herzustellen.

Es ist notwendigl die zulässige Überbauung durch die Nebenaniagen irn B-Pian zuregeln, da sie irn Verhältnis zu den WEA eine relativ große Fläche beanspruchen und
da die §§17 und 19 BauNVO theoretisch eine Überbauung bis zu 80% zulassen wür-
den.

Für einen Kranaufsleiipiatz und die sonstigen Nebenflächen sind je WEA-Standort
jeweils i.000m2 bis maximal 2500m2 notwendig. Die Wege sind dabei nicht eingerech
net.

im interesse der Flexibilität ist es geboten. bei der Festsetzung der maximal zulässigen
Uberbauung einen Spielraum zuzuiassen.

Für ieden WEA-Standort wird die maximal zulässkge Grundfläche für die Kranaufsteii»
flächen und weitere leerbauungen durch Nebenaniagen als absolute Zahl festgesetzt.
Beachtet sind die Planungen der Vorhabenträger.

Nicht enthalten sind die ieweiiigen Zufahrten, da sie nicht in jedem Fall nur einer WEA
zugeordnet Werden können. Für die eriorderiicinen Zuwegungen außerhalb der öffentli-
chen Verkehrsflächen wird die zulässige Grundfläche für alle WEA zusammengefasst.
Die Beschränkungen der zulässigen Überbauung dienen dem Bodenschutz und der
Minimierung der inanspruchnahme der Acker- und Waidfiächen.

Eine Voilversieglung der Wege uncl Aufsteiiflächen ist nicht erforderlich. Deshalb sind
sie in wasserdurchiässiger Ausführung herzustellen. Der tatsächliche Versieglungsgrad
wir also deutlich geringer sein als die zulässige Uberbauung.

Zusätzlich zur zulässigen Grundfläche je Windenergieaniage
(WEA) ist oiie Überbauung von maximal 1.500m2 ie WEA für die An~
lage von Kranau'istteilfilächen und sonstigen erforderlichen Flä-
chenbefestigungen sowie ftir sonstige Nebenanlagen zulässig.
Insgesamt ist für die erforderlichen .Zuwegungen ein Zuwachs an
überbauter Grundfläche von 'illßlltlmz zulässig. (§9 Abs. 1 Nr. 1
BauGB i. V. m. § 16 Abs. 2 u. §19 Abs. 4 Nr. 3 BauNVO)

Die Erschiießungswege sind außerhalb des Baugebietes als Verkehrsfläche festgesetzt
und damit gesichert. im Plangebiet werden neben den Verkehrsflächen Wald- und
Feidwege genutzt.

Vorhandene Wege oder Kranaufsteiipiäıtze` die nicht mehr benötigt werden, werden
zurückgebaut.

Die charakteristischen Dimensionierungen der Windenergieaniagen werden durch die
Nabenhöhe. den Rotordurchmesser bzw. die resultierende Gesamthöhe beschrieben.

Da das Binneniand keine optimalen Windverhäitnisse bietet, sind möglichst hohe Ania»
gen rnit einem großen Rotordurchmesser erforderlich.

Der exakte zum Einsatz kommende Windenergieanlagentyp kann in einem B~Pian nicht
bestimmt werden. Unter den wirtschaftlichen Gegebenheiten sollen Windenergieania-
gen nach dem aktuellen Stand der Technik zum Einsatz kommen.

Aktueii Werden Nabenhöhen von 120m bis über 140m und Rotordurchrnesser von rund
115m realisiert. insofern ist heute schon eine Gesamt-Bauhöhe von 175m bis 200m
„Stand der Technik". Diese Höhen werden auch von den investoren als Maximalwert
angestrebt.

Die Geländehöhen im SO~Gebiet bewegen sich zwischen 65m und 85m.

Im interesse der Flexibilität wird nur die maximale Gesamthöhe der WEA festgesetzt.
Sie beträgt einheitlich 200m über dem jeweiligen I-iöhenbezug. Die zulässige Gesamt-
höhe wird durch ciie maximale Höhe o'er Rotorenspiize (nicht durch die Nabenhöhe)
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bestimmt.

Die WEA werden damit höher seinl als die bestehenden Altanlagen.

Da im Plangebıet Nebenanlagen in Form von Nebengebäuden zulässig sind, die durch-
aus im Landschaftsbild wirksam sein können, muss deren Höhe ebenfalls geregelt
Werden.

Die Gesamthöhe der WEA darf 200m uncl die Höhe von Nebenan-
lagen eine Gesamthöhe von maximal 10m nicht überschreiten. (§9
Abs. 1 Nr. i BauGB i. V. m. §16 u. 18 BauNVO)

Zur eindeutigen Festsetzung der Höhe baulicher Anlagen ist nach § 18 Abs. 1 BauNVO
die Bestimmung des Bezugspunktes unerlässlich.

Der l-löhenbezug (HB) Wird auf der Grundlage der aktuellen Vermessung je Standort
zeichnerisch iestgesetzt. Die Bestimmungen beziehen sich auf die (aufgerundete)
jeweilige hochste Gelände-Oberkante innerhalb der überbaubaren Fläche (Baufenster).
Maßgeblich ist das lokale Höhenhezugssystem DHHN 92. Die Höhenbezüge werden
als Tabelle auf die Planzeichnung aufgebracht.

4.5 Übenbaubare Flächen
Die überbaubare Grundstücksfläche wird auf der Grundlage des §9 Abs. i Nr. 2 BauGB
festgesetzt. lVllt der Bestimmung der überbaubaren Grundstücksfläche im Sinne von
§23 BauNVO wird festgelegt, an welcher Stelle des Baugrundstückes die Bauausfun
rung möglich ist. Die nicht erfassten Grundstücksteile sind nicht überbaubar. Auf diesen
ist` sofern das im B-Plan nicht ausgeschlossen ist, aber die Errichtung von Anlagen im
Sinne von §14 BauNVO sowie solcher Anlagen zulässig, die nach Landesrecht in den
Abstandsflächen zuiässig sind.
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Die BauNVO gibt abschließend vor, mit Welchen Mitteln die überbaubare Grundstücks-
fläche in einem B›Plan bestimmt Werden darf.

Die uberbaubare Grundstücksfläche steht nicht in Beziehung zu der Fläche, die vom
Rotor überdeckt werden kann. §23 BauNVO findet für WEA keine schematische An-
wendung. Auch Nebenanlegen Werden iron den Baugrenzen nicht erfasst.

lm Plangebiet Wird ie geplanter WEA ein Baufenster für den Maststanctort durch eine
(in der Regel) kreisförmige geschlossene Baugrerıze (zeichnerlsch) definiert. Innerhalb
dieser Fläche können die Masten bzw. Fundamente der WEA errichtet werden.

Der Durchmesser beträgt 109m, wo aus lmmissionsschutzgründen ein Spielraum in
der Feineinorclnung der WEA eingeräumt Werden kann. ln einigen Fällen sind ovale
oder lang gestreckte Baufenster eriorderlich, die ein wesentliches Verschieben in zwei
l-lauptriohtungen zulassen.

Die Einordnung Lınd Größe der Baufeneter sichern einen funktionell ausreichenden
Abstand der einzelnen WEA untereinander und erlaubt andererseits eine l=einabstim~
mung der konkreten Anlagenstandorte` Damit kann in der Projektphase hinreichend auf
noch unbekannte lokale Einflüsse reagiert Werden. Grundlage für die so erfolgte Stand-
ortbestimmung der WEA sind die Abstimmungen mit den lnvestoren.
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4.6 Grünordnung

städtebaulichen bzw. den freiraumplaneı'ischen Zielen der planenden Gemeinde.Entsprechend den Empfehlungen der Umweltprütung werden die erforderlichen Aus-gleichsmaßnahmen außerhalb des Piangebietes realisiert.

. U. durch die Anlagen gefährdet würden. Das ist insbesondere bei Fledermäusen undVögeln zu beturchlen.

Die Umsetzung Wird rechtzeitig vertraglich geregelt. in den B-Plan wird ein entspre-chender Hinweis aufgenommen.

Grünordnerische Festsetzungen för den Geltungsbereich des B›Pianes sind nur „einge-schränkt“v erforderlich.

Zur Reduzierung der Versieglung sind Zufahrten, Wege undKranautsteliflächen in wasserdurclılässiger Bauart hemuıstellen.(gem. §9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)
Die Eingrifts- Ausgleichsbilanz geht zwingend davon aus, dass nur die Fundamente derWEA zu einer Voilversieglung führen. Zufahrten, Wege und Kranauístelitlächen müssenwasserdurchiassig (z. B. als Schotterdecke) realisiert Werden.
Als Minderungsmallnahme ist der Rückbau der vorhandenen Zufahrten zu den All-WEA, die nicht mehr benötigt werden, vorgesehen.

Vorhandene Zuwegiungen zu den WEA-Altstanclorten sind zurück-zrribaıren, sofern sie nicht für die Erschließung der im BJPlan fest-gesetzten WEA-Standorte benötigt werden. (§9 Abs. 1 Nr. ZilBauGB)

4.7 Sonstige Festsetzungen
Geh-, Fahr- und Leitungsrechte nach §9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB können irn til-Plan nuraus städtebaulichen Gründen festgesetzt Werden. Da diese Rechte dem Eigentümer einbestimmtes Tun, Dulden oder Unterlassen aufgeben, müssen diese Rechte inhaltlichgenau bestimmt sein.

in den künftigen Genehmigungsverfahren ist die öifenliich-rechtliche Sicherung derErschließung in Form der Eintragung von beschränkt persönlichen Dienstbarkeitenzugunsten der unteren Bauaufsichtsbehörde nach § 6 Abs. 2 Brandenburgische Bau-ordnung (BbgBO) regelmäßig erforderlich. Der B-Pian selbst erzeugt keine unmittelbareWirkung. Deshalb kann in begründeten Fällen von den Bestimmungen des B-Planesabgewichen werden.

Dıe bauautsichtllche Prüfung der Sicherung der Erschließung erfolgt nur zu Wegerech-ten. Die Leitungstührung unterliegt dem Privatrecht.

Regelungen zu vorhandenen Leitungen sind nicht erforderlich. Die Rechte sind ,ieweilsbereits gesichert.

Folgende Festsetzung wird getroffen.

Die als „Fläche mit einem Geh-, Fahr und Leitungsrecht“ festge-setzten Wege werden jeweils mit einem Geh- und Fahrt-echt zuGunsten der Anlieger und rnit einem Leitungsrecht zu Gunsten derVersergungsbetriebe belegt. (gem. §9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)
Da das Planzeichen 15.5 der PlanzV auf Grund der Größe bzw. des Maßstabes derPlanzeichnung nicht klar erkennbar ist, Wird es mit der Farbe Grün kombiniert undentsprechend abgewancleit.

Ibis: «re-wii ac: :t iv
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4.8 Nachriehtiiehe Übernahmen/Kennzeichnungen/Hinweise
Damit der B-Plan für seinen Geltungsbereich die geltenden Nutzungsregelungen vollVständig wiedergeben kann, Werden nach §9 Abs. B BauGB solche Festsetzungen alsnachrichtliche Ubernahme in den B›F'lan übernommen, die nach anderen Vorschriftengetroffen wurden. Dabei handelt es sich in der Regel um Regelungen, die für die Beur-teilung von Baugesuohen wichtig sind (siehe auch Ausführungen im Punkt 2 der Be-gründung).

Auf die Lage innerhalb eines nach Bergrecht bestehenden Erlaubnisfeldes wird hingewwiesen.

Der Geltungsbereich liegt vollständig innerhalb des gem. § I'
BBergG erteilten Eilaulbnisfeldes Pillgram (11-1525). Dieses dient
der Aufsuchung von tief liegenden Kohlenwasserstoffen. l§ 9 Abs.
6 BauGB)

lrn Bereich des o. g. Vorhabens isi derzeit ein Bodendenkmal im Sinne des Gesetzesüber den Schutz und die Pflege cler Denkmale irn Land Brandenburg (BbgDSchG) vom24. Mai 2004 (GVBl. Bbg. 9'. 215 fi) §§ i (T), 2 (1)›(2) registriert
BD 90590 Sieversdorf 2 Gräberteld der Urgeschichte

Die Abgrenzung des Bodendenkmıels wird in die Planzeichnung übernommen.
Maßnahme zur Realisierung von Vorhaben müssen archäologisch begleitet werden4Gemäß § 9 Abs. l des Gesetzes über den Schutz und die Pflege der Denkmale irn LandBrandenburg (BbgDSchG) vom 24k Mai 2004, GVBl. 1/04 Nr. 9 ist dieses erlaubnis-pflichtig.

Zur L3? ist nach dem Landesstraßengesetz ein Mindestabstand zwischen WEA undFahrbahnkante einzuhalten.

Windenergieantagemı halben gemäß § 24 Abs. 2 Brandenburgisches
Simßengesetz iBngtrG) zu Landesstraßen einen Mindesiabstand
von 40m zwischen der befestigten Fahrbahnkante und den Wind=
energieanlagen lAiussenliante Rotor) einzuhalten. (§9 Abs. G
BauGB)

Kennzeichnungen nach §9 Abs. 5 BaiuiGB weisen auf die bauliche Nutzung beeintius~sende Einwirkungen aus dem Untergrund oder aus der Nachbarschaft hin. Sie besit-zen keinen rechisverbindlichen Charakter.

lm vorliegenden Fall sind Kennzeichnungen nicht erforderlich.

Die Hinweise bzw. Vermerke ven/reisen auf einige wichtige Randbedingungen, die vorallem bei der Bauplanung zu beachten sind. Sie können niemals vollständig sein undentbinden den Planer nicht von der Pflicht, bei der Bauplanung die einschlägigen Vor-schriften zu ermitteln und zu beachten.

Nachfolgende Hinweise auf spezielle Randbedingungen sind erforderlich.
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Zusätzlich zum Bodendenkmal (siehe r' . 1 - f .oben) besteht in weitläufigen Abschnitten l ` r '4 mm"
des Vorhabensbereichs aufgrund fachli-
cher Kriterien eine sehr hohe Wahrschein-
lichkeit, dass hier bislang noch nicht ak-
tenkundig gewordene Bodendenkrnale im
Boden verborgen sind (Verdachtstläche).

      

 

4)'
2l

„.1lm B-Plan wird auf das Vorhandensein
von Bodendenkmalen und das Erfordernis
zum Einholen der entsprechenden Er-
laubnisse hingewiesen.

- Hmmm
' an mim..

Die Abgrenzung der Verdachtsiläche
wird in die Planzeichnung übernommen.
Letztere setzt sich außerhalb des Plange-
bletesfort,

Auf Grund der Tatsache, dass Bodendenkmale von dem Vorhaben
berührt werden, ist gern. §9 BbgDSchG für die konkreten Vorha-
ben eine Erlaubnis der unteren Denkmalschutzbehörde erforder-
lieh.

Auf das Erfordernis einer Lufti'echtlrchen Genehmigung wird hingewiesen. Der zustän-
digen Luftfahrtbehörde sind die Planunterlagen im Rahmen der Genehmigungsverfah-
ren fur alle Windkraftanlagen (WEA) vorzulegen.

WEA, welche die Maximalhöhen von 100m über Grund überschreiten, sind in jedem
Falle gemäß der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift (AVV) zur Kennzeichnung von
Lufttahrthindernissen des Bundesministeriums für Verkehr` Bau- und Wohnungswesen.
als Luftfahrthlndernis kennzeichnungspllichiig.

Fiir die Errichtung von Windenergieanlagen, die eine Höhe von
100m über Grund überschreiten, ist die luflreclitliche Zustimmung
gemäß § 14 Abs. 1 LuflVG in jedem Falle zwingend erforderlich.

lm B-Plan wird auf die Regelungen zur Absicherung des naturschutzrechtlichen Aus-
gleiohes hingewiesen.

Der naturschutzrechtticlıe Ausgleich für die Eingriffe in die Um-
welt wird gem. §1a Abs. 3 BauGB durch vertragliche Vereinbarun-
gen nach §11 BauGB auri von der Gemeinde oder dem Vorhaben-
träger bereitgestellten Flächen sichergestellt.

Eine rechtlich gesicherte EA›Maßnahrnefläche für eine „Fremdmaßnahme“ berührt
nach Aussage des Grundeigentümers den Geltungsbereich im Westen.

Sie wird in den B«Plan zeichnerisch als gesehützter Landschaflsbestandieil als
Fläche zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft nach (§
9Abs. 1 Nr. 20 BauGB) dargestellt.

Die irn Rahmen der Umweltprüfung erfassten geschützten Biotope werden irn B-Plan
dargestellt.

lm B-Plan wird die Grenze des gültigen Windeignungsgebietes Nr. 17 dargestellt.

Die vermeintliche Genauigkeit der Übernahme cler Grenzen der Windeignungsgebiete
rm B-Plan (Strichstärke), wird durch eine angepasste zeichnerische Darstellung in
Form einer breiten Schraiiur aufgehoben.

lm Gebiet des Bebauungsplanes verlaufen mehrere unterhaltungspflichtige Gräben
sowie eine Rohrleitung.

Ftir den Bau von Anlagen sowie Wegen am Gewässer im Abstand
unter 5m ist eine wasserreehtliche Genehmigung zu beantragen.

Die im Südwesten den Geltungsbereich queı'enoie Hochspam
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nungsieitung Wird im Plan dargestellt.

dB Baucrdnungsrechtlíche Festsetzungen
Die nachfolgenden baucrdnungsrechtliohen Festsetzungen werden im Rahmen desBebauungsplanverfahrens als örtliche Bauvorschriften auf der Grundlage des §9 Abs. 4BauGB i. V. m. § 81 Abs. 9 der BbgBO erlassen.

Die Möglichkeit Ausnahmen und Betreiungen von bauordnungsrechtlichen Festsetzun-gen zuzulassen folgt landesrechtlichen Regelungen (§61 BbgBO),
Um die Störungen für die Landschaft sc gering Wie möglich zu halten, sollen die WEA
im gesamten Eignungsgebiet gleichartig gestaltet sein. Wichtigste Merkmale sind nebender Anzahl der Rotorblätter und dem Durchmesser der Rotoren, die Farben. die Dreh-richtung und vor allem die Bauart der Masten.

innerhalb des. Geltungsbereiches sind WEA mit einem Gittermast
unzulässig. (§9 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 81 Abs. 9 der BbgBO)

Gemäß § B Abs. 5 BbgBO beträgt dieAbstanolsfiäche in Sondergebie'ıen 0,25H. Nach
§81 Abs.2 BbgBO kann die Gemeinde durch örtliche Bauvorschriften andere als die
nach § 6 Abs. 5 vorgeschriebenen Abstandsflächen festsetzen.

lm Außenbereich kann die Reduzierung der bauordnungsrechtlichen Abstandsflächen
von Windenergie-anlagen irn Rahmen einer Abweichungsentscheidung nach § 60
BbgBO bis zu dem Radius der kreistöirnigen F'rojekt'ıonstläche` die von den Rotorblatt-
spitzen beschrieben wird tvgl. Anlage 'l VVBbgBO), erfolgen.

Die Abstandsfläche der Windenergieanlagen entspricht der Projek=
tionsfiäche des Rotors gemäß Anlage 1 VVBbgBO.

Die Festsetzungen über die überbaubaren Grundstücksflächen und die Höhe der bauli-
chen Anlagen müssen so bestimmt sein, dass die nach § 6 BbgBO zu berücksichtigen-
den nachbarlichen Belange abgevvcgen werden können. Dies ist im vorliegenden Fall
gegeben.

Dıe Reduzierung der Abstandsfläche von 0,25H auf die Projektionsftäche im Geltungs-
bereich des Bebauungsplans mit seinen Festsetzungen zu Art und Maß bier baulichen
Nutzung berücksichtigt nachbarliche Belange (es sind keine Gebäude im Bestand vor-
handen).

Da die Schutzziele des (nachbarsch'utzenden) Abstandsflächenrechts (wie ausreichen-
de Belichtung, Belüftung, Besonnung, Sozialabstand, ...) im Standonbereich von Wind-
energieanlagen i. d. R. ohne Belang sind, ist die Zulassung von Abweichungen von
Abstandsflächen für WEA im Außenbereich mittlerweile Genehmigungspraxis, da ein
Rechtsanspruch daran besteht. (vgl. OVG Berlin-Brandenburg, Uneiil14.03.2006 - 10 S7/05)
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Teil II Umweltberlcht

5 Einleitung

Für Bauieitpläne ist, abgesehen von wenigen Ausnahmen, grundsätzlich eine Umwelt-prüfung (UP) durchzuführen, wenn Umweltbelange betroffen sind.
Die UF' ist ein integratives Trägerverfahren, in dem die voraussichtlich erheblichen Um-weltauswirkungen ermittelt, beschrieben und bewertet werden. Der Umweltbericht zeigtauf, wie die Umweltbelange im Rahmen dieser Planung gesehen und aus ökologischerSicht als abwägungserheblich gewichtet werden.

Der Umweltbericht wird auf der Grundlage des Baugesetzbuches (BauGB), des Bun-desnaturschutzgesetzes (BNatschG) sowie des Brandenburgischen Naturschutzgeset»zes (BngaiSchAG) ausgearbeitet.

5.1 Kurzdarsteilurrg der Ziele und inhalte der Planung
Entsprechend Nr4 la der Anlage zum BauGB werden neben der Kurzdarstellung desInhalts und der wichtigsten Ziele des Bauleitplanes seine Festsetzungen mit Angabenüber Standort, Art und Umfang sowie der Bedarf an Grund und Boden beschrieben.
Das Pianungsziei besteht darin, entsprechend den staatlichen energiepolitlschen Vorga-ben, den erneuerbaren Energien arui dem Territorium der Gemeinde Jacobsdorf hinrei-chend Raum zu verschaffen.

Dazu sollen die verfügbaren und regionalpianerlsch festgesetzten Flächen genutzt wer-den. Die Bestandssituation ıst zu beachten.

Konkret geht es darum, den bestehenden Windpark zu modernisieren und abzurunden.Die Gemeinde will dabei die in ihrem Hoheitsgebiet erzeugte Leistung aus Windenergieerhöhen. Gleichzeitig sollen Konflikte zwischen den unterschiedlichen Betreibern ver-mieden und die Belastungen für die Bürger sowie die negativen Auswirkungen auf dieUmwelt nicht wesentlich verschärft werden.

lVlit dem B-Pian kann die Gemeinde Einfluss auf die Umsetzung der naturschutzrechtli-chen Ausgleichsmaßnahmen nehmen.

Das Plangebiet wird als Ganzes als Sondergeb'ıet für die Nutzung von Wind festgesetzt,Durch das Bestimmen der konkreten Standorte, natürlich mit der notwendigen Flexibilitätfür die Feinpianung. ist sichergestellt, dass nur die vorgesehene Anzahl WEA errichtetwerden kann und das der Großteil der Fläche des Plangebietes Landwirtschaftsfiächebleibt. Der B-Plan begrenzt klar die dritte Dimension der Anlagen.

5.2 Übergeordnete Umweltschuhzieie
Unter dieser Überschrift werden die Umweltschutz/ziele aus einschlägigen Fachgesetzenund Fachplanungen und ihre Bedeutung für den Bauleitpian entsprechend Nr, 1b derAnlage zum BauGB abgearbeitet. Dargestellt wird auch, wie diese Ziele bei der Aufstel-lung des Bauleitplanes berücksichtigt werden.

innerhalb zahlreicher Fachgesetze sind für die einzelnen Schutzgitter' Ziele und allge-meine Grundsätze formuliert, die im Rahmen der nachfolgenden Prüfung der relevantenSchutzgitter Berücksichtigung finden müssen.

Die nachfolgenden Vorgaben und Informationen werden zur Bewertung der Planauswir~kungen auf die einzelnen Schutzgüter herangezogen.

in welcher Weise diese Ziele bei der Planaufstellung berücksichtigt Wurden, ergibt sichaus der nachfolgenden Beschreibung und Bewertung der ermittelten konkreten Umwelt-
auswirkungen.

5.2.1 Gesetze und Vorschriften

ln Folgenden werden die mehrere Schutzgitter betreffenden Fachgesetze vorgestellt.
Das Baugesetzbuch (BauGB) forciert
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z die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege, insbesonderedie Auswirkungen auf die Landschaft, Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser,Luft, Klima und das Wirkungsgefüge zwischen ihnen sowie die biologischeVıelfalt zu beachten,
u die Vermeidung von Emissionen und den Schutz vor lmmissionen,
ø den sparsamer und schonender Umgang mit Grund und Boden durchWiedernutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung und lnnenentwick-lung zur Verringerung zusätzlicher inanspruchnahme von Böden,ø die Vermeidung und den Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beeinträch-tigungen des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfähig-keit des Naturhaushaltes in seinen in §1 Abs. 7 Nr. 7 Buchstabe a be-zeichneten Bestandteilen (Eingritferegelung nach Bundesnaturschutzge-setz) zu berücksichtigen.

Das Bundesimmissicnsschutzgesetz (BImSchG) tordert den Schutz des Menschen,der Tiere und Pflanzen, des Bodens, des Wassers. der Atmosphäre sowie der Kultur-und Sachg'uter vor schädlichen Umwelteinwirkungen (lmrnissionen) sowie die Vorbeu-gung hinsichtlich des Entstehens von lrnrnissionen (Gefahren, erhebliche Nachteile undBelästigungen durch Luttverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen, Licht, Wärme,Strahlen und ähnliche Erscheinungen).

Das Bundesnaturschutzgesetz iBNatSchG) im Verein mit dem BrandenburgischenNaturschutzausttthrungsgesetz (BngatSchAG) fordern Natur uncl Landschaft auf-grund ihres eigenen Wertes und als Lebensgrundlagen des Menschen auch in Verant-wortung für die künttigen Generationen im besiedelten und unbesiedelten Bereich so zuschützen, zu pflegen, zu entwickeln und, soweit erforderlich, wiederherzustelien, dass
ø die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaites,
ø die Regenerationsfähigkeit und nachhaitige Nuvungstähigkeit der Natur-guter,
o die Tier- Lınd Pflanzenwelt einschließlich ihrer Lebensstätten und Lebens-

räume sowie
ø die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der Erholungswert von Naturuncl Landschaft auf Dauer gesichert sind.

Ziel der Richtlinie zur landesplanerischen und naturschutzrechtlichen Beurteilung vonWindkraftanlagen im Land Brandenburg (Mndkrafteriass) ist die Unterstützung desweiteren Ausbaus der Windenergienutzung, indem iandespianerische und naturschutz-rechtliche Verfahren erleichtert und beschleunigt werden sollen. Der Windkrafierlassbeinhaltet auch Richtlinien zur Erarbeitung eines konkreten Eingriff- /Ausgleichsplanesund der Festsetzung der Ausgleichszahlungen für die Beeinträchtigung des Land-schaftsbildes.

Ein Erlass stellt tür die Bauleitplanung keine zwingend einzuhaltende Rechtsgrundlagedar` er kann aber als fachliche Grundlage zu den Abwägungsentscheiden herangezogenwerden.

ln Folgenden werden die einzelne Schutzgitter betretfenden Fachgeseize vorgestellt, dieım vorliegenden Fail von Belang sind.

Schutzgut Mensch

Als Voraussetzung für gesunde Lebensverhältnisse für die Bevölkerung ist ein ausrei-chender Schallschutz notwendig, dessen Verringerung insbesondere am Entstehungs-ort, aber auch durch städtebauliche Maßnahmen in Form von Lärmvorsorge und -minderung bewirkt werden soli. Das Beiblatt 't zur DiN 180951 enthält Orientierungs-werte für die städtebauliche Planung und Hinweise für die schalltechnische Beurteilungvon Vorhaben. Für WA-Gebiete sollen tags die Orientierungswerte von 55 dB(A) undnachts von 40 bzw, 35 dB(A) unterschritten werden,

Orientierungsweıte DIN 150051
»r ' _. 1

f was“ ' . Mattes

 

  
(WR), 50 dB(A) 40 bzw. 35 dB(A)

Wochenendhausgeblete,
Ferienhausgebiete
Allgemeine Wohngebiete (WA), 55 dB(A) 45 bzw. 40 dB(/-\)
Kleinsiedlungsgebieie (WS).
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Campingplatzgebiete
Friedhöfe, 55 dB(A) 55 dB(A)
Kleingartenanlagen.
Parkanlagen
Besondere Wohngebiete (WB) 60 dB(A) 45 bzw. 40 dB(A)
Dorfgebiete (MD), 60 dB(A) 50 bzw. 45 dB(A)
Mischgebiet (Mi)
Kerngebiete (MK) 65 dB(A) 55 bzw. 50dB(A)
Gewerbegebiete (GE)
Sonstige schutzbedürttige Sonder- 45 bis. 65 dB(A) 35 bis. 65 dB(A)
gebiete (SO)
lndustriegebiete (Gl) keine Angabe keine Angabe

Bei zwei angegebenen Nachtwerterı soll der niedrigere für lnctustrie-l Gewerbe- und
Freizeitlärm (und vergleichbaren) gelten.

Weiterhin weist die im vorliegenden Fall relevante Technische Anleitung zum Schutz
gegen Lärm (TA Lärm) 1998 lmrnissicnsriclitwerte für Anlagen nach dem zweiten Teil
des BlmSchG aus. Das Ziel besteht im Schutz der Allgemeinheit und cler Nachbarschaft
derartiger Anlagen vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Geräusche sowie deren
Vorsorge.

lmmissionsrichtwerte

“in et'j i

 

     (A) 35 dB(A)
geanstaiten
Reine Wohngebiete (WR) 50 dB(A) 35 dB(A)
Allgemeine Wohngebiete (WA). 55 dB(A) 40 dB(A)
Kleinsiedlungsgebiete (VVS)
Kerngebiete (MK). 60 clB(A) 45 dB(A)
Dorfgebiete (MD).
Mischgebiete (MI)
Gewerbegebiete (GE) 65 dB(A) 50 dB(A)
Industriegebiete (Gi) 70 dB(A) 70 dB(A)

Kurzzeitige Spitzen dürfen die Werte tags um maximal 30 dB (A) und nachts um maxi-
mal 20 clB (A) überschreiten.

Schutzguıt Tiere und Pflanzen

Planungsrelevant sind Tierarten des Anhangs lV der FFH-Richtlinie und die europäi-
schen Vogelarten. also

Tiere der besonders geschützten Arten für Verbotstatbestände §44 Abs. 1 Nr. 1. 3 und 4
BNatSth

Arten nach Anhang A und B der Europäischen Artenschutzverordnung sowie die nicht
bereits von dieser Verordnung erfassten Tier- und Pflanzenarten (Anhang lV der FFl-l-
RL` die europäischen Vogelarten ((germ. Art. 1 Abs. 1 der Vogelschutz-RU), die Tier»
und Pflanzenarten, clie von der Bundesartensohutzverordnung ((BArtSchV)) Anlage 1.
Spalte 2 erfasst sind)

Tiere der streng geschützten Arten und europäische Vogelarten für Verbotstatbestande
§44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG (Teilmenge der besonders geschützten Arten)

Arten gem. Anh. A der Europäischen Artenschutzverordnung, Arten gem. Anh. lV der
F FH-RL und die von der Bundesartenscıhutzverordnung ((BArtSchV)) Anlage 1, Spalte 3
ertassten Arten.

Darüber hinaus sind Schutzgebiete und Gesetzlich geschützte Teile von Natur und
Landschaft zur beachten.

Die Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Umwelt, Naturschutz und Raumordnung
Brandenburg (MLUR) zum Vollzug der §§ 32 und 36 des Brandenburgischen Gesetzes
über Naturschutz und Landschaftspilege VV~Biotopschutz vom 25. November 1998
regelt den Vollzug bei Beeinträchtigungen geschützter Biotope.

Die Hinweise zum Vollzug der Eingrifisreglung (HVE) regelt die Anwendung der Ein~
gritfsreglung in Brandenburg.

,g .1. :u rwrfieegsvuiibrsoinsmiflower Seite 45



Jacobsdon' l/l/ıurl Olr-:ooeı 207' 5

Gemäß des Windkrafterlasses des NilJNR und der ergänzenden Ausführungen zu Tier-ökologischen Abstandskriten'en (TAK) sind bei der Errichtung von Windenergíeaniagenbestimmte Abstände zu Gebieten mit besonderer Bedeutung für die Fauna, insbesonde-re für die Vogelwelt und Fledermäuse, sowie für das Landschaftsbild zu berücksichtigen.
Das Einhalten der `.'l`AK-lfi\lostainde” fiihrt in der Regel zu keinen Konflikten mit den ent-sprechenden Arten.

Schutzgut Boden

Das Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG) soll die Funktionen des Bodens nachhaltigsichern oder Wieder herzustellen und ihn so vor schädlichen Bodenveränderungenschützen. Das Hauptaugenmerk gilt den natürlichen Bodenfunktionen, insbesondere alsLebensgrundlage und -raurn für Menschen. Tiere, Pflanzen, Bestandteil des Naturhaus-haltes mit seinen Wasser- und Nährstoffkreisläufen, der Funktion als Archiv der Natur-und Kulturgeschichte. Zu beachten sind dabei auch die Nutzungsfunktionen des Bodensals Standorte für Rohstoffiagerstätten, für land- und forstwirtschaftliche Produktion sowiesiedlungsbezogene und öffentliche Nutzungen. Weiterhin wird die Sanierung schädlicherBodenveränderungen und von Altlasten gefördert.

Schutzgut Landschaft

lm Bundesnaturschutzgesetz sowie den Naturschutzgesetzen der Länder sind spezielleForderungen zum Erhalt und der Pflege der Landschaft enthalten. Der Windkrafterlass
unterstützt das Anliegen.

Sch utzgut Kuitur- und Sachgitter

Die Denkmalschutzgesetzgebung der Lander regelt den Umgang mit Bau- und Boden-
denkmalen.

Die die Schutzgüter Wasser sowie Klima / Lurft betreffenden Fachgesetze sind im kon-
kreten Fall nicht von Belang.

5.2.2 Schutzobfekte

FFH- oder SPA-Gebiete bzw. Natur- oder Landschaftsschutzgebiete nach demBNatSchG sind im Einflussbereich des B-Planes nicht vorhandenV

ln mehr als 5km Entfernung befinden sich folgende Schutzgebiete
ø NSG / FFH-Gebiet „Treplin-Ait Zeschdorfer Fließtal“
a NSG / FFH- Gebiet “Buscılrschleuse".
e NSG / FFH-Gebiet "Matl'rieswall / Schmielensee"
o NSG l FFH-Gebiet “Booßener Teiohgebiet"

Landschaftsschutzgebiete befinden sich in mehr als 3km Entfernung.
ø LSG „Trepliner Seen
ø LSG „Booßener Lind Altzeschdorfer Mühlentließ"
0 LSG „Madiitz-Falkenhagener Seengebiet“
ø LSG „Siegener Hellen”

Gesetzlich geschützte Teile von Natur und Landschaft sind im Plangebiet mit Ausnahme
der Sölle nicht bekennt.

Wald ist direkt nicht betroffen. Allerdings können einzelne Flächen von den Rotoren
überstrichen werden.

Im Gebiet sind Bodendenkmale nachgewiesen. Es besteht zusätzlich eine entsprechen-
de Verdachtsfläche. Baudenkmalbereiciie sind nicht ausgewiesen.

In Sieversdorf befinden sich eine Dorfkirche und eine Gutshaus unter Denkmalschutz. in
Petersdorf steht die Dorfkirche mit Glockenturm und Kirchhofmauer unter Schutz,
Sonstige umweitrelevante Schutzausweisungen, die das Plangebiet berühren, sind nicht
bekannt.

5.2.3 Planungen

Der B-Plan wird von folgenden die Umwelt betreffenden bestehenden oder laufenden
Planungen betroffen.
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Regionalplanung (Änderung zurzeit in Aufstellung) Untersuchungen
FNP der Gemeinde
bestehender B-Plan Windpark
Antragsunlerlagen (BlmSchG-Vertahren) für die Genehmigung von WEA

s
e
e
s

Besondere, das Vorhaben betreffende Fachpläne aus den Bereichen des lmmissions-
schutz-` Wasser- und Abtallrechtes sind nicht vorhanden.

6 Umweltauswirkungen

Entsprechend Nr. 2a der Anlage zurrı BauGB Werden nachfolgend die einschlägigen Vorbemerkungen
Aspekte des derzeitigen Umweltzustandes. einschiießlich der Umweltmerkmale des
Gebıetes, die voraussichtlich erheblich beeinflusst werdenl dargestellt.

dri Bestandsaufnahme í Wirkungen

Basis für die Beschreibung der Schutzgüier sind die heutige Nutzung, die Nutzungsid Vorbemerkungen
tensltät und die Vorbelastung. der Flächen irn Verein mit der Ausprägung der natürli»
chen Faktoren des Standortes.

Die Bewertung des Zustandes, wie auch die der Eingriffe ist abhängig von aktuellen
gesellschaftlichen Zielivorsteilungen uncl entsprechenden Wertsetzungen.

Das Plangebiet Jacobsdorf i Sieversdorf umfasst praktisch ausschließlich intensiv l/orhabengebiet
genutzte Ackertläohen. Eingestreut sind meist wegbegleitend einige Feldgehölze und
Gräben sowie Kleinstgewässer.

Das „Goldene Fließ“ berührt das Untersuchungsgebiet im Südosten. Hier finden sich
zusatzlich kleinteilig auch Frischwiesenruncl kleine Waldstt'ıcke.

lm Osten schließen sich jenseits einer Niederung kleinteilige Waldflächen (Sieversdor-
fer Heide) an, die dann in großflächige Wald-Strukturen übergehen. Die Waldtlächen
werden zunehmend für die Erholung genutzt. Das triflt auch auf die welter nördlich
gelegenen Waldgebiete zu.

Das Gelände im Bereich des Plangebietes ist leicht bewegt. Die Geländehöhen be-
wegen sich zwischen rund 65m (NN) irn Südwesten und über 85m (NN)im Nordosten.

Das Gelände steigt in Richtung Nordesten und Osten außerhalb des Plangebietes
weiter bis auf Höhen von über 90m über NN an.

Das Vorhabensgebiet liegt in der Nattırräumlichen Gliederung „Barnim und Lebus“. Naturraum
Die ,.Lebusplaitte"l auf weichem sich das Plangebiet befindet. erstreckt sich zwischen
dem Oderbruch und der Fürstenwarlcler Spreetalniederung.

Landschaftsrnorphologisch ist die Region ein flachwelliges Moränengebiet, rnit dem
füriunge Grundmoränen typischen For'menschatz (Ackerhohiforrnen, teils wasserfüh-
rend). lm Südosten befindet sich das Booßener Hügelland, das ebenso wie das Ge-
biet östlich des WEG aus Grund- und Endrnoränen (40-130 m NHH) aufgebaut ist.
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Übers/chtske/Te
Plangebiet

im Umfeld finden sich folgende Siedlungen
Umfeld

u Jacobsdort im Südwesten,
a Sieversdort irn Nordosten.
ß Petersdorf irn Westen und
ß Pillgram irn Süden.

Östlich liegen ausgedehnte Weidtläclhsn. Sonst wird das Umfeld durch intensiv ge-nutzte Landwirtschaftsflächen bestimmt.

Das Areal ist durch den Menschen. start: vorbelastet. Relevant sind dabei vor allem Bewertung
der bestehende Windparh `llecebsdort
Nähe Zur Bahntresse und zur Autobahn
die vorhandenen Straße
die Freileitungen
intensive Landwirtschaftø

a
e
e
e

Wertvolle Strukturen und Funktionen sind, bis aut einzelne Ausnahmen, nicht vorzu-
finden.

Der vorhandene Windpark verursacht aus Umweltsicht bereits Konflikte im Hinblick
auf des „Schutzgut" Mensch und die Landschaft. Maßgeblich sind vor Allem die lm-
missionen.

Die Umweltprüfung bezieht sich nur eui die Änderungen, die sich auf Grund der Fest- Gegenstandsetzungen des B-Planes gegenüber dem ist-Zustand ergeben. Dieser ist durch die im der UmweltprüfungGeltungsbereich vorhandenen bzw. genehmigten WEA definiert.

Die Wirkungen auf die Umwelt und damit das Erfordernis von Vermeidungs- oder AuswirkungenMinderungsmaßnahmen sowie der Kompensationsbedart resultieren aus den bau-,
anlage- und betriebsbedingten Beeinträchtigungen, die im Zusammenhang mit den
WEA und den zugehörigen Einrichtungen stehen.

Allgemein entstehen durch Windparks die nachfolgend beschriebenen Wirkungen auf
die Umwelt. Betroffen sind teilweise mehrere Schutzgitter.

Die baubedingten Auswirkungen sind zeitlich begrenzt, allgemein reversibel. Sie sind baubeo'ingt
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minderbar aber nicht generell vermeidbar. Sie betreffen vor allem die SchutzgüterMensch, Boden und Wasser bzw. u. U. auch Tiere und Pflanzen.
Sie werden vor allem durch die Emissionen des Fahrzeugverkehrs, durch die Trans-poıte, durch mögliche Schadstotteinträge, durch Bodenverdichtungen, durch temporä-re Flächeninanspruchnahmeni Grundwasserabsenkungen, Verletzung von Bäumen`u. ä. hervorgerufen.

Dauerhafte Schädigungen durch die baubedingten Auswirkungen können in der Regelausgeschlossen werden.

Die konkreten anlagebedingten Auswirkungen von WEA auf clie Umwelt sind dauer-haft kaum vermeidbar.

Das sind

o Beeinträchtigungen des Landschaflsbildes, des Erholungswertes, des
Wohnurnteldes des Menschen und der kulturhistorischen Eigenart der
Landschaft (Dimensionen von Mast oder Rotor, Anzahl der WEA, Größe
und Zuschnitt des Windparks, ...),

tı Beeinträchtigungen der Fauna (insbesondere einige Vogelarten und Fle-
dermäuse, ...),

ø Beseitigung von Oberboden und Vegetation (für Fundament, Kranstell-
fische, Zufahrten ...i,
in diesem Zusammenhang auch die lnanspruchnahme von Ackertlachen`

Weiterhin entstehen u. U. Eingriffe: irrı Zusammenhang mit der Errichtung von WEAdurch das Errichten neuer Leitungswassen.

ln Bezug auf den Menschen sind hierbei zusätzlich Störungen durch die oftmals erfor-derliche Befeuerung maßgeblich. die vor allem ats Beeinträchtigungen der Wohnquali-
tät empfunden werden.

Die Beeinträchtigungen ergeben sich durch die bloße Anwesenheit der Anlagen in derLandschaft, unabhängig davon, ob sie in Betrieb sind oder nicht.
Allerdings ist die Beurteilung der anlagenbedingten Wirkungen subjektiv vom jeweili-gen Betrachter abhängig.

Minderungs- bzw. Vermeidungsmaßnahmen zu den visuellen Wirkungen sind nicht
oder kaum möglich.

Als Zufahrten können vorhandene Wege genutzt werden (Minderungsmaßnahme).
Eine dauerhaite Vollversiegelung von Bodenflächen oder die lnanspruchnahme vonVegetation kann nur teilweise vermieden werden, da Fundamente und Nebenanlagen(z. B. Trafostationen) grundsätzlich eribrdertich sind. Dagegen müssen die Zufahrtenund Flache für den Kransteilolatz nicht voll versiegelt werden. Allerdings ist eine Teil»versiegelung nicht vermeidbar.

Die betriebsbedingten Auswirkungen werden insbesondere durch alle infolge der Ro-torbewegurıg induzierten Einflüsse auf die Umwelt sowie die dabei entstehendenEmissionen repräsentiert.

Das sind

c Beeinträchtigung des Landschaftsbildes, des Erholungswertes, des
Wohnumíeicles des Menschen bzw. u. U. auch von Kulturgütern (Bewe
gungen und Befeuerung, ...)

c Beeinträchtigungen der Fauna (insbesondere einige Vogelarten und u. U.
Fledermäuse durch Drehbewegungen, Lärm, ...)

Die Beurteilung der betriebsbedingien Wirkungen ist ebenfalls subjektiv vom ieweili»
gen Betrachter abhängig.

Die negativen Wirkungen durch die Nutzung der Anlagen lassen sich kaum vollstandig
vermeiden.

Auswirkungen durch Lärm, Schattenwurf oder den „Discoeffekt“ können allerdingsdurch das Einhalten einer angemessenen Entfernung bzw. durch Sichtabschattungoder technische Möglichkeiten (z. B. Absohaltzeiten) gemindert oder gar vermieden
werden.
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Nachfolgend werden die konkreten Auswirkungen des Planvorhabens schutzgutbezo-
gen untersucht.

6.1.1 Naturschutz- und Habitatschutzrechtliche Verträglichkeit
Neben den „normalen“ Umweltbelangen spielen besonders geschützte Gebiete (Habi-
tatschutz) (FFH- und Vogelschutzgebiete) nach §1 AbsV 6 Nr. 7 Buchstabe b BauGB
sowie die biologische Vielfalt nach §1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe a BauGB und die arten-
schutzrechtlichen Verbote gemV §44 Abs4 i BNatSchG im Rahmen der Bauleitplanung
eine „besondere Rolle".

Sie werden auf Grund ihrer Bedeutung nachfolgend separat abgehandelt.

Nach gegenwärtigem Kenntnisstand (Grundlage sind die Genehmigungsunterlagen Europäische
für die bestehende WEA sowie die vorliegenden Fachbeiträge) sind keine bau-, anla- Schutzgebiete
gen- oder betriebsbedingten Auswirkungen auf FFi-l- bzw. SPA-Gebiete zu erwaıten.
Das ist darin begründet, dass sich keine entsprechenden Schutzgebiete im Einwir-
kungsbereich des geplanten Windparks betinden.

Auswirkungen auf sonstige Schutzobjekte sind ebenfalls nicht zu erwarten, da sich Sonstige Schutzobjekte
keine Schutzobiekte oder gescht'rtzte.` Teile von Natur und Landschaft in cler näheren
Umgebung der geplanten WEAStandorte befinden (Einzelheiten siehe unten).

6.1.2 Artenschutzrechtltche Verträglichkeit

l m Rahmen der Prufung, ob die Planung aus artenschutzrechtlicher Sicht verträglich
ist, ist zunächst festzustellen, ob planungsrelevanten Arten irn Plangebiet und seinem
Umteld vorhanden sind.

Das Vorkommen folgender in Bezug aut das Planvorhaben relevanter europarechtlioh relevante Arten
geschützter Arten / Artengruppen wird im Plangebiet ausgeschlossen.

«l alle Pflanzenarten (keine geeigneten Lebensräume).
ø alle Landsäuger und im Wasser lebenden Säugetiere (zB. Wolf, Biber,

Fischotter),
s alle wassergebundenerı lnsektenarten (keine geeigneten Lebensräu-

me).
<1 alle Schmetterlingsarten (mangels vorhandener Wirtspflanzen),
<~ alle holzbewol'ınenden Käieraiten (mangels geeigneter Laubbäume),
ß alle FFH_rechtlich geschützten Amphibienarten (mangels geeigneter

Gewässer),

ø alle FFH-rechtlich geschützten Weichtiere (Muscheln und Schnecken),
ß Reptilien.

Maßgeblich für die Beurteilung ist dabei auch, dass durch WEA nur wenige Arten
unvermeidbar beeinträchtigt werden

Als tur das Plangebiet relevante Artengıuprı-en.Ä die einer konkreten Beirotfenheitsana-
lyse unterzogen werden müssen, bleiben im vorliegenden Fall die

a Fledermäuse
o Vögel

lm interesse der Übersichtlichkeit werden die Aussagen zum Bestand und den Aus-
wirkungen des Planvorhaiaens auf die relevanten Artengruppen unter dem Schutzgut
Tiere und Pflanzen abgehandelt (siehe unten).

Auf Grund der bisher vorliegenden Ergebnisse kann festgestellt werden, dass konkret Fazit
keine besondere Betrotíenheit der aus Sicht des Artenschutzes relevanten Arten zu
erwarten ist. Ein Verstoß gegen die Verbote des §44 BNatSth kann aut der Ebene
der Vorhabenzulassung (z. B, durch eine Bauzeitenregelung) mit großer Sicherheit
abgewendet oder kompensiert werden.

6.1.3 Schutzgitter

6.1.3.1 Mensch

Der Mensch ist von Beeinträchtigungen aller Sohutzgüter in seiner Umwelt, die seine Mensch
Lebensgrundlage bildet, betroffenv

Für die Betrachtung des Menschen als ,.Schutzgut“ im Rahmen der Umweltprütung sind
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der Bahntrasse vorbelastet ist.

Bei einer vollständigen Umsetzung der mit
den Investoren abgestimmten Planungen
verschlechtert sich ohne Gegenmaßnah-
men die Lärmsituatlon wetter.

Antrags/age 2012

Zusätzlich beeinträchtigt werden irisbeeon~
dere Jacobsdorf und Petersdorf.

 

Um die Spielräume ftir die planerischerı Entscheidungen der Gemeinde zu finden¬ wur-
den unterschiedliche Standortszenarierı untersucht. Sie gehen, damit man die Varianten
vergleichen kann, zunächst von iewelis gleichen z. Z. gängigen WEA aus.

Ein Verzicht auf den nordwestlichen Teil

des Windparks bringt insbesondere l'ttr
Petersdorf aber auch tür Sieversdorf nicht
unerhebliche Verbesserungen.

Mögliche Gegenmaß-
nahme

Reduzierung der Fläche

Dagegen entstehen durch eine Erweiterung _ V † lSEl Option
in Richtung Südosten keine zusätzlichen "\ - › ¬ Ä'~-;_- Nutzung Ersafo/äche
Belastungen für die Dörfer. l

:šfi -
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vor allem gesundheitliche und regenerative Aspekte von Bedeutung. Die Potenziale derUmwelt für die Erholungs- und Freizeitfunktion sollen erhalten und entwickelt WerdenWeiterhin sind gesunde Arbeits- und Lebensverhältnisse zu gewährleisten
Daraus abgeleitet sind die Siedlungsfunktion (Arbeitstunktion` die Wohn- und Wohnum-teldfunktion) sowie die Erholungsfunktiøn des Gebietes zu berücksichtigen.
Zusätzlich sind die umweltbezogenen Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit unddie Bevölkerung insgesamt zu betrachten. Weiterhin spielt `für das Schutzgut die Vermei-dung von Emissionen eine Rolle (siehe Schutzgut Klima Luft). Daneben geht es darum,die Umwidrnungssperrklausel für Wohntlächen zu beachten.
Das Untersuchungsgebiet ist aus der Sicht des Menschen als „Umweltbelang“ von Be-deutung. Das ist darin begründet, dass

ß der Abstand der WEA zu den nahen Dörfern Weniger ats 1000m beträgt
(Siedtungsfunktion),

ø andererseits der Raum wegen der erheblichen Vorbelastungen kaum als
Erholungsgebiet geeignet ist.

Überregional sind keine Erholungsgebiete bzw. »infrastruktur oder Fremdenverkehrszen-tren zu beachten.

Die baubedingten Auswirkungen auf den Menschen und die Erhoiungsfunktion resultie-ren im Wesentlichen aus dern notwendigen Baustellenverkehr. Der Verkehr in den nahenOrten wird sich infolge von Bauarbeiten kaum messbar und nur für kurze Zeit erhöhen.
Die anlegen- und die betriebsbedingterı Auswirkungen der WEA sind kaum zu trennen.Zu den von der WEA~Höhe uncl der Grüße des Windparks abhängigen anlagebedingtenWirkungen kommen die Emissionen im Betrieb hinzu.

ii„“l.3.2 Schnitt

Für den Menschen sind die Schail-lmmissionen wesentlich. Der „kritische Abstand“, abdem deutliche Lärm-lmrnissionsprobleme zu Wohngrundstücken auftreten. liegt bei 500bis 700m.

Nach den vorliegenden Untersuchungen Werden im Bestand die Orientierungswerte fürdie Lärmimmissionen in den Dörfern weitgehend eingehalten. Relevant ist der Nacht-Fall.Angesetzt Wird von den Genehmigungsbehörden ein Orientierungen/ert von 42,5 dB (Al

sie] '. .f' `
'Eišl "- ' =

   
Gemessen am ist-Zustand hat sich die lmmisslonssituation, ciie die Ausgangslage fur dieUntersuchung der Auswirkungen bildet, durch die genehmigten WEA (Wie zu erwarten
ist) verschlechtert.

in Petersdorf und Sieversdori ist die immissionsbelastung nachts für eine nicht unerhebli-che Zahl von Grundstücken höher als 40dB (A), dem Orientierungswert für Wohngebiete.
Zu beachten ist. dass insbesondere Jacobsdorf bereits nicht unerhebiich durch den Lärm
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Maßgeblich für die Lärmbelastung sind die WEA, die den Dörfern zu nahe kommen.
Es zeigt sich eindeutig. dass durch einen Verzicht der Standorte im Nordwesten deutlicheVerbesserungen erreicht Werden könnten.

Dem stehen gegenwärtig aber die Rechtslage (Regionalplan) sowie die Genehmigungs»lage für WEA entgegen.

Es sind praktisch nur Reduzierungen der Emissionen der einzelnen WEA (z. B. Ein-schränkungen des Nacht-Betriebes) irni Rahmen der Anlagengenehmigungen machbar
Hinsichtlich der lmrnissionen Wird immer wieder die Frage nach den Auswirkungen vonlnfraschall vorgebraoht

Dazu Folgendes: Es ist auch nicht nachgewiesen. dass durch infraschatl Gesundheitsge-fährclungen entstehen. Die Rechtssprechung geht übereinstimmend auch davon aus.dass moderne Windenergieanlagen lntraschail in einem Ausmaß. welches im rechtlichenSinn „belästigend“ ist. nicht hervorlbringen.

6.1.3.3 Schatten

irn Zusammenhang mit der Planung `ion Windparks ist auch zu prüfen. inwieweit derSchattenwurf im Bereich der kritischen Grundstücke störend wirken kann.
irn Rahmen der E'rarheitung der Unterlagen für die ,.BimSch-Antråge“wurden vom inves-tor entsprechende Uritersuehungen für den Gesamtstandort durchgeführt.
im Ergebnis zeigt sich. dass durch die geplante Errichtung der Windfarm unzulässigeEinwirkungen infolge periodischen Schattenwurfs an einzelnen der untersuchten Schat-tenrezeptoren auf Basis der „Worst-Case-Betrachtung“ durchaus nicht ausgeschlossenwerden können.

i. ` "Q sıunden/Jaırr
Berechnungder
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Betroffen ist insbesondere der Ortsteil Petersdorf.

Unzulässige Störungen können generell (und müssen) durch das schattenwurfbezogene
Abschalten von Anlagen vermieden wenden.

Zusätzlich sind u. U. Sichtschutz-Pflanzungen gegen Beeinträchtigungen sinnvoll.

Allgemein wird davon ausgegangen` dass die Beschattungsdauer 30 Stunden pro Jahr
jedoch maximal 30 Minuten pro Tag nicht überschreiten soil. Diese Werte sind vom Län-
derausschuss für lmmissionsschutz bestimmt und zur Anwendung in allen lštunolesiänn
dern übernommen worden.

Zur Vermeidung des Disko-Effekte” kommen heute allgemein retlexionsrnindernde Mate-
rialen und Farben zum Einsatz.

Das Blickfeld des Menschen umfasst vertikal einen Winkel von 37° (davon entfallen 27°
über dem Horizont) und horizontal 57°.

Danach nimmt der Windpark Jacobsdort noch in einer Entfernung von rund 2,5krn hori-
zontal das gesamte Sichtfeld ein (Blick von Ost oder West). Eine WEA mit ca. 150m
Gesamthöhe beanspruch vertikal in 300m Entfernung das gesamte vertikale Sichtfeld des
Menschen. Bei guten Sichtverhältnissen sind Windkraftanlagen üblicher Dimension bis zu
40km weit sichtbar.

Für den Menschen sind die Sichtbeziehıungen zu WEA aus seinem Wohnumfeld und aus
der Landschaft heraus von Bedeutung. Die Auswirkungen auf die Siedlungen auf Grund
der Sichtbarkeit lassen sich durch Abpflanzungen mindern.

Unter den gegebenen Umständen sind keine unzumutbaren Beeinträchtigungen zu er-
Warten.

Einzelheiten siehe auch Punkt Landschaftsbild unten.

Da zu erwarten ist, dass sich die Lebens- und Wohnqualität in den umliegenden Ortsla-
gen infolge der Errichtung von weiteren Windkraftanlagen mit größeren Abmessungen,
als sie zur Zeit bestehen, nicht unerheblich verschlechtert, wird im Zusammenhang mit
dem Schutzgut Mensch ein hohes Koailiktpotenzial gesehen. Die Orientierungswerte für
Wohngebiete können nicht auf allen Grundstücken in den betroffenen Ortsteilen einge-
halten werden.

Das wärs nur durch einen generellen Verzicht von Standorten realisierbar Eine solche
Lösung ist in absehbarer Zeit auf Grund der bestehenden Rechte nicht umsetzbar.

Unter Beachtung der bestehenden Rechtslage tür die Windwirtschaft sind alle möglichen
sonstigen Vermeidungsmaßnahmen konsequent zu nutzen. Ein gänzliches Vermeiden
von Auswirkungen auf den Menschen ist nicht möglich

Die Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch sind erhebiich.

Die denkbaren Minderungs- und Vermeidungsmöglichkeiten sind oben dargelegt. Ein
Ausgleich ist praktisch nicht möglich.

GfrßA Boden

Der Boden ist ein Wichtiger ablotischer Bestandteil unserer natürlichen Lebensgrundlagen
Er nimmt mit seinen vietiältigen Funktionen eine zentrale Stellung irn Ökosystem ein. Er
ist Träger der Vegetation, Lebensraum von Organismen, Filter für Luft, Wasser und sons-
tige Stoffe, Wasserspeicher, Element im Klima und Archiv der Natur- und Kulturgeschich-
te.

Der Bodenschutz richtet sich auf die Reduzierung der Flächenversieglung und die Siche-
rung seiner ökologischen Funktionen. Für die Bauleitplanung ergeben sich die Ziele des
sparsamen und schonenden Umgangs mit dem Boden.

Daraus abgeleitet sind die Biotopbiidungsfunktion, seine Regulierungsfunktion (Filter-,
Puffer- und Stoffumwandlungsfunktion), die Grundvvasserschu'tzfunktion die Abflussregu~
lationsfunktion und nicht zuletzt seine Archivtunktion zu berücksichtigen.

Zusätzlich ist, soweit für das Schutzgut relevant` der sachgerechte Umgang mit Abfällen
zu untersuchen, Daneben sind entsprechende urnweltrechtiiche Fachpiäne Zu beachten.
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Die Böden im Plangebiet sind elszeitlioh geprägt. Als Ausgangsmaterial für die Bodenbikdung stehen im Vorhabensgebiet lehmige und sandige Materialien der Moránenplatte an,welche lehmige Braun- und Fahierden hervorbringenÄ

Das im Plangebiet anstehende Substrat ist eine fruchtbare Grundlage für Ackerkultur, sodass das Gebiet bereits seit Jahrhunderten ackerbauiich genutzt wird. Die Ertı'agsfunkti-on der landwirtschaftlich genutzten Böden ist gut.
Die mergeligen Substrate weisen eine hohe Speicher- und Puñerkapazltät auf, dh. sie
sind in der Lage` eingetragene Sohad- sowie Nährstoffe in einem hohen Anteil zu binden
und zeitlich verzogen wieder ireizusetzen.

Durch die vorhandenen WEA und Wege sind bereits Versiegiungen vorhanden.
im vorliegenden Fall Werden keine Böden mit besonderer Eignung für die Biotopentwick-
lung beansprucht, sondern durch langjährige Aokernutzung geprägte Böden mit Pflugho-
rizont und beeinträchtigtern Bodengefüge.

Mit dem Bau von Windanlagen sind allgemein keine unvermeidbaren bau- oder betriebe
bedingten Wirkungen auf das Schutzgut Boden zu erwarten. Bei Einhaltung der entspre-
chenden gesetzlichen Bestimmungen sind negative Auswirkungen ausgeschlossen
Die anlagebedinrgten Auswirkungen auf das Schutzgut Boden resultieren vor allem aus
der Flächeninanspruchnahme bzw. der Versieglung von Flächen.
Erheblioh ist der Verlust bzw. Teilverlust der Lebensraumiunktion für eine mögliche Bio-
topentwicklung

Von der Versieglung betrorien ist vor allem die Biotopbiidungsfunktion des Bodens. Die
übrigen Funktionen werden wegen des relativ geringen Anteils am Plengebiet weniger
beeinträchtigt.

Neben den Flächen der Fundamente mit einer Größe von jeweils bis zu 350m2 (voll ver»
siegeit) sind ie WEA teilversiegelte Flächen von bis zu i.50›0m2 für die Kransteiitläche
erforderlich.

Gegenzurechnen ist die Entsieglung au'š Grund des Rückbaus der Altanlagen.

Die Zuwegungen werden in wassergebundener Bauweise mit einer Breite von allgemein
bis zu 5m hergestellt. Zu beachten sind die relativ großen KurvenraolienÄ

Zur Mınderung der Beeinträchtigungen Werden, soweit das möglich ist, vorwiegend die
vorhandenen Wege zur Erschließung herangezogen. Zusätzlich erfolgt der Rückbau von
nur temporär erforderlichen Wegen (z. Et. der Kurvenradien) und Flächen.

Auf diese Weise Wird die inanspruchrıahme des Bodens auf das notwendige li/laß redu~
ziert. Es ergeben sich die in der Anlage Versieglungsbilanz dargestellten lnanspruoh~
nahmen von Bodenflächen

Auf Grund der relativ großen Entternung der WEA-Standorte untereinander wird im Ver-
hältnis zur Größe des Plangebietes nur ein sehr geringer Versiegiungsgrad erreicht.
Dennoch ergeben sich in der Summe Versieglungen in erheblichem Ausmaß (siehe
Bilanz im Anhang).

Die zugrunde gelegten Versiegelungsgrade für die teilversiegelten Flächen basieren auf
den Anträgen der Elnzeiprojekte.

Darunter befinden sich bereits bestehende und genehmigte WEA. Für diese wurden die
Versiegelungsgrade gemäß der genehmigten Antragsuntertagen verwendet. Da diese
bereits umgesetzt sind bzw. in naher Zukunft werden, sind dies klare Vorgaben, die des-
halb auch dem B-Plan zugrunde gelegt werden.

Folgt man diesen bisher genehmigten Anlagen, so ist in 4 von 7 Antragsunterlagen ein
Faktor von 0,5 genehmigt worden. Das sind nahezu gleich viele Verfahren mit dem Fak-
tor O.5 wie mit dem Faktor 0,8. Die Teilversiegelung kann demnach nicht bei allen Flä-
chen bei 0,8 liegen.

Die sich im Zuge des aktuellen Repowerlngs geplanten WEA befinden sich auf den Flä-
chen cles alten B-Plans. Da hier die Zuwegungen z.T. wiedergenutzt werden, wurde hier
derselbe Teilversiegelungsgrad wie im alten B-F'lan angenommen, dh. 2/3. Dies ent-
spricht auch den Antragsunterlagen für diese Anlagen.
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Das Niederschlagswasser von den befestigten bzw. teiibefestigten Flächen versiokert
allerdings zeit- und ortsversetzt direin' auf den angrenzenden Flächen. Nur ein geringer
Teil verdunstet, ohne dem Grundwasser und damit dem Wasserkreislauf zugeführt
worden zu sein. Die Wirkungen können vernachlässigt Werden.

Die Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser sind, da der Großteil des Niederschlags-
wassers weiter den natürlichen Kreisiäufen zur Vertügung steht und Oberflächengewäs-
ser nicht betroffen sindl unerheblich

Zur Errichtung des Windparks bestehen aus wassenıvirtschaftiicher Sicht keine Einwän-
de oder Bedenken. Auswirkungen auf die wessen/wirtschaftlichen Verhältnisse des Ge-
bietes sind nicht zu erwarten.

Neben der Minimierung des Versiegiungsgrades (siehe Ausführungen zum Schutzgut
Boden) sind keine zusätzlichen Minderungs- und Vermeidungsmaßnahmen möglich. Ein
Ausgleichsbeciaıt besteht nicht.

6.1.3.6 Tiere und Pi'ianzen

Tiere und Pflanzen sind wichtige Bestandteile von Ökosystemen, weiche wiederum Teil
der Umwelt sind. Ein intaktes Ökosystem zeichnet sich durch eine an den Randbedin»
gungen gemessene optimale Vielfalt aus. Durch Änderungen in der Flächennutzung ist
die Vielfalt der Ökosysteme selbst sonne die der Tier- und Pflanzenarten und damit die
Vielfalt der genetischen informationen geiährdet.

Ziele der Umweltprüiung sind der Erhalt der Vielfalt, der Schutz gefährdeter Arten, die
Sicherung von Lebensräumen undl der Erhalt der Vernetzung von Lebensräumen unter-
einander.

Daraus abgeleitet sind ciie Biotoptunktion und die Biciopnetzfunktion des Gebietes zu
berücksichtigen.

Daneben sind die einschlägigen Darstellungen von Landschaftsplänen zu beachten.

Die Umwidmungssperrkiausel für Wald (§1a Abs, 2 BauGB) ist im Rahmen der Abwä-
gung zu beachten.

6.'i.3.7 Lebensraum

Der überwiegende Teil der Flache des Untersuchungsgebietes und das weitraumige
Umfeld werden intensiv landwirtschaftlich genutzt. Die das Untersuchungsgebiet que-
renden Kreisstraße wird von einer Aileebegieitet.

Im Einzelnen wurden folgende Biotoptypen im Plangebiet identifiziert4
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Für die aktuell laufenden Verfahren im Zuge des geplanten Repowerings liegen Stn. des
LUGV R07, also der Oberen Naturschutzbehörde, vom 01.07.2013 vor.
in beiden Stn. Wäre das LUGV` R07 von einem Versiegelungsfaktor von 0,5 für die Teil-
versiegelung ausgegangen, folgt jedoch dem vorgeschlagenen 2/3 Faktor. Der Faktor 0,8wird in keiner dieser Stn. erwähnt. geschweige denn gefordert. Maßgeblich bei der Beur-teilung ist hier die Obere Naturschutzbehörde bzw. die Genehmigungsbeho'rcie.
Darüber hinaus liegt der Versiegelungsgrad von 2/3, wie bereits oben beschrieben. weit
üben den üblicherweise angenommenen 1/2. Damit wird bereits ein höherer Faktor an-
genommen, ais erforderlich ist.

Die Annahmen des Versieglungsgrades sind demnach gerechtfertigt

Da die bereits bestehenden Wege und Flächen innerhalb des Geitungsbereichs wieder-
genutzt oder zurückgebaut werden, sind die Eingriffe in den Boden im Verhältnis zu einer
Neupianung gering.

Der bei der Realisierung des B-Pianes Wl/Vinctfeld Jacobsdorf" entstehende Kompensati-
onsbedarf (Gesamt-Netio-Versiegelungıi für die Eingriffe in den Boden beträgt insgesamt
51.802 m2. Die Auswirkungen auf' das Schutzgut Boden sind demnach erheblich. Sie
sind durch entsprechende Maßnahmen ausgieichbar.

Zusätzliche Möglichkeiten zur Minderung oder Vermeidung sind nicht zu erkennen.
Die Eingriffe in den Boden sind ausgleichbar. Der Ausgleichsbeciarf ergibt sich aus der
Summe der voll versiegelten Flächen (Anrechnung 100%) und der Summe der teilversie-
gelten Flächen für die Kranaufsteiipiätze und die neu zu errichtenden Wege (Anrechnung
50%).

6.1.3.5 Wasser

Oberflächengewässer sind als Lebensraum Bestandteil des Naturhaushaites und der
Landschaft. Sie gehören zu den Lebensgrundlagen des Menschen. Ziel ist cler Erhalt
und die Reinhaitung des Wassers. Daraus abgeleitet sind die Abtlussregeiungsfunktion
und die Lebensraumfunktion der Gewässer zu berücksichtigen.

Grundwasser client der Trinkwasserproduktion und der Pflanzenwelt als Lebensgrundla-
ge. Das Ziel besteht in der Sicherung der Qualität und Quantität des Wasserdargebots.
irn Rahmen der Bauleitplanung sind deshalb die Grundwasserdargebotstunktion, die
Grundwasserneubiidungsfunktion, die Grundwasserschutztunktion zu beachten.

im Rahmen der Bauleitplanung sind die Versickerung von Niederschlagswasser, der
geregelte Abfluss von Oberflächenwasser und eine hohe Qualität des Wassers zu för-
dern. Zu betrachten ist darüber hinaus der sachgerechte Umgang mit Abwasser.

Zu betrachten ist darüber hinaus der sachgerechte Umgang mit Abwasser und vorlie-
gende umweitrechtiiche Fachptäne.

Oberflächengewässer sind im Piangebiet nicht vorhanden. Nur im Süden findet sich ein
Fließgewässer (Goldenes Fiieß).

innerhalb des Vorhabensgebietes befinden sich in mehreren Senken von Nieder-
schiagswasser gespeiste Seite, wovon der Rehpfuhi im Westen mit > 100 m2 Wassertie-
che den größten der Kleingewässer darstellt.

Der obere Grundwasserieiter liegt im Untersuchungsraum ca. 10 m unter Gelände. Die
Bedeutung für die Grundwasserneubildung ist im Gebiet aufgrund durchiässiger Boden-
schichten mittel bis hoch.

Auf Oberflachengewässer hat das Pianvorhaben ketnen wesentlichen Einfluss.

Unvermeidbare bau- oder betriebsbedingte Wirkungen auf das Schutzgut Wasser sind
nicht erkennbar.

Bei Einhaltung der entsprechenden gesetzlichen Bestimmungen bei der Realisierung
(Z. B. zum Umgang mit Schadstoffen) sind negative Auswirkungen ausgeschlossen

Die anlagebedirıgten Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser resultieren vor allem aus
der Vcrsieglung von Flächen (dazu siehe auch Ausführungen zum Schutzgut Boden)
und den damit verbundenen Auswirkungen auf das Grundwasser.
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Das Untersuchungsgebiet ist wegen (ler vorwiegend landwirtschaftlich genutzten Flä-
chen von geringer Bedeutung als tebensraum, da es sich weitestgehend um intensiv-acker mit geringer ökologischer Wertigkeit handelt.

Die einzelnen in der weiten Aekerilur eingestreuten perennierenden Gewässer stehennach dem BNatSchG unter Schutz, ebenso wie daran anschließende Röhrichtgesell-schaften und einzelne Feldgehölze.

Als lnselbiotope in der moneionen Landschaft bilden sie wichtige Rückzugsone für dieFauna. Weiterhin let die östlich anschließende Waldtiäche der Booßener Heide mit ihren
weitgehend natürlichen Beständen geschätzt. Die zahlreichen Lesesteinhaufen stehen
ebenfalls unter Schutz.

Gehölzstrukturen innerhalb dies Raumes sind insgesamt von hoher Bedeutung Einen
ökologisch Wertvollen Bereich stellen auch die Waldflächen im Osten mit dem "Goldenen
Flíeß" darI da sie für unterschiedliche Arten einen wichtigen Rückzugsraum aus cler
ausgeräumten Ackerlandschafl darstellen bzw. andere Lebensraumbeclingungen als die
Ackerflur bieten.
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Fiir den oben ermittelten Bestand werden die durch das Errichten und den Betrieb zu
erwartenden Auswirkungen nachfolgend beschrieben.

Relevant sind vor allem die anlagen- und die betriebrsbedingten Wirkungen.

Die baubedingten Auswirkungen auf das Schutzgut stehen vor eiiem im Zusammenhang
mit dem notwendigen Verkehr.

Entsprechend können Beschädigungen von Vegetation vorkommen. Sie sind aber
grundsätzlich vermeidbar Lind können nach der Bauphase beseitigt Werden

Betriebsbedingte Auswirkungen auf die Pflanzenwelt bzw. die Ackerfiäche als vorherı'»
sehenden Biotoptyp sind nicht zu erwarten.

Die aniagenbeciingten Beeinträchtigungen der bestehenden Lebensräume und der
Pflanzenweit resultieren aus der Herstellung der iür die Windkraftanlagen notwendigen
Fundamente sowie cler erforderlichen Flächen für das Aufstellen der Kräne und für die
Erschließung der WEA-Standorte infolge der erforderlichen Versiegelung gehen poten-
zielle Wuchsstandorie fiir Pflanzenarten verloren.

Diese Beeinträchtigungen konnen auf das notwendige Maß reduziert werden, Wenn die
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durch WEA nachgewiesen worden.

im Rahmen der Realisierung kann es zeitlich begrenzt zur Vergrämung von Vögeln
durch Lärm und den sonstigen mit den Bauarbeiten verbundenen Auswirkungen kom»
men. In begrenztem Umfang wird in die relevanten Lebensräume eingegriffen (Gehölz~
strukturen). ln der Regel werden sich die Arten nach Beendigung dieser Störungen
wieder ansiedein.

Die Drehbewegung des Rotors wirkt als typische betriebsbedingte Auswirkung optisch
störend auf sensible Vogelarten. Es können durch die Rotordrehung Scheuch~ und
Barriereeftekte auftreten. Die Drehbewegung führt auch zu einer Erhöhung des Kollisi-
onsrisikos.

Durch die Erhöhung der Nabenhöhe der WEA wird sich das Kollisionsrisiko für Vögel
insgesamt reduzieren,

Darüber hinaus können die Schellerrıission und die Turbulenzen zu Beeinträchtigungen
der Vogetweit iühren, i-lier spielen insbesondere die Vertreibungseffekte für sensible
Vogelarten eine Rolie.

Für Zugvögel, Rast- und Nahrungsgästie können Windparks eine Barrierewirkung insbe-
sondere im Bereich von Zugkorridoren und in der Nähe von Rastplätzen erzeugen. Auch
besteht für einige Arten ein erhöhtes Kotiisionsrisiko.

Aniagebedingt entstehen Wirkungen auf die Vogeiwelt schon durch das bloße Vorhan-
densein der WEA. Das führt zu einem Verlust von Brut- und Nisttlächen und ggf. bei
einigen Arten zu einem Nahrungsverlust. Für andere Arten verbessert sich u. U. das
Nahrungsangebot4 da die lnsektenfauna durch die offen gehaltenen und damit warmen
Kranautsteilfiächen atlgemein profitiert.

Es kann zu einer dauerhaften Vergrärnung einzelner Vogelarten durch die aniagenbe-
dingte Veränderung des Standorturnteldes kommen. Darüber hinaus kann es zu einer
Barrierewirkung im Bereich von Zugkorridcren und der Beeinträchtigung von Rastplätzen
kommen. Die Möglichkeit von Kollisionen entsteht insbesondere bei nächtlichen FIugak»
tivitàten und schlechter Sicht. Die u. U, erforderliche Tag_ oder Nachtbefeuerung kann
bei einigen Arten zu lrritationen bei Flugaktivitäten führen.

Die spezifischen Auswirkungen stehen in direkter in Anhängigkeit von der Größe des
Windparks. seiner Lage und den konkreten den WEA-Standorten sowie der Anlagenhö-
he.

Konkret stellt der Artenschutzbeitrag fest, dass
u es hinsichtlich der Brutvogeifauna zu keinen nachteiligen Auswirkungen

auf den Erhattungszustanti der lokalen Populationen geben wird und
es hinsichtlich der Bruivogelarten zu keinen Verbotsverletzungen hinsicht-
lich des §44 BNatSth kommen muss.

Erhebliche Beeinträchtigungen für Z'ug- und Rastvögel können für den Geltungsbereich
aufgrund der fehlenden oder geringen Nutzungsintensität ausgeschlossen werden.
Zudem wird die jetzige Ausdehnung des Windparks durch die Planung nicht wesentlich
erweitert.

Negative Auswirkungen auf die störungsemptindiiohen oder besonders geschützten
Vogelarten sind im Bereich des Untersuchungsgebietes und der näheren Umgebung
nicht zu erwarten. Tabu- oder Restriktionsbereiche werden nicht berührt,

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass keine nennenswerte Beeinträchtigung
der Avifauna im Bereich des Untersuchungsgebietes zu erwarten sind.

Das betrifft neben den Brutvogelarten auch die Gast-, Zug- und Rastvögel. Auch hier
können die Auswirkungen infolge der Errichtung weiterer Windkraftanlagen als gering
eingeschätzt werden.

6.1.3.9 Fledermäuse

Aktuell liegen zur Chiroptereniauna (Fledermäuse) Untersuchungen von
HOFFMElSTER aus 2008 vor. Die Ergebnisse werden im Fachbeitrag Artenschutz
Fledermäuse ausgewertet.

Die bisher zu den Auswirkungen auf die Fledermauspopulation vorliegenden Kenntnisse
basieren auf den Gerıel'ırnigungsu nterlagen für die bereits errichteten WEA.
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WEA Standorte mit den Kranstellfla'chen in Bereichen ohne wertvollen Bewuchs vorge-
sehen werden. lnsbesondere können vorhandene Wege für die Erschließung genutzt
Werden.

Betriebsbedingte Auswirkungen auf die Pflanzenwelt bzw. den Wald sind nicht zu erwar-
ten.

Durch das Vorhaben Werden vorwiegend Ackertlächen in Anspruch genommen. lm
Vergleich zur Größe des Vorhabens ist der Anteil von Ackerflächen` die in Anspruch
genommen Werden, verhältnismäßig gering. Der Verlust von intensiv bewirtschafteter
Aokertläche ist in Bezug auf Biotope nicht als Eingriff anzusehen.

Geschützte Biotope gem. § 30 BNatSchG werden nicht berührt. Lebensräume mit hoher
Bedeutung werden nicht beeinträchtigt. Der Verlust von 180 m2 Heckenstruktur (WKA 26
u. 36) Wird durch eine geeignete Ptianzrnaßnahme ausgeglichen.

6.1.3.5 vage

Es liegen Ergebnisse einer Brutvogelkartierung von Mitte März bis Mitte Juli 2008 mit
sechs Tagesbegehungen vor (DISSEILHOFF 2008) vor. 2011 wurde eine weitere Erfas-
sung störungsempfindlicber (.„TAK-Aırten') Vogelaıten rnit vier Tagesbegehungen zwiv
schen April und .iuli durchgeführt. (D'ilSSELHOFF 2011). Die Ergebnisse Werden im
Fachbeitrag Artenschutz Vögel ausgewertet.

Zu den Wertgebenden Brutvögein zëihltsn dabei diejenigen Arten, welche
w im Anhang l der Vogelschutz-Richtlinie (VS-RL) der Europäischen Union

gelistet sind,
ß als streng geschützte Vogelarten (§§) in der Bundesanensohutzverord-

nung (BArtSchV) geführt werden sowie
«ı in der Roten Liste Deutschlands und Brandenburgs (Ri. BB) einer Gefähr-

dungskategorle unterliegen.

Folgende „TAK-Arten" und kollisionsgefährdete Greife sind im Untersuchungsraum
nachgewiesen4

ß Rotmiian

Mäusebussard
Rohrweihe

Fischadler

Weißstorch
Kranlch

Baumtalke

lm Geltungsbereich kommen daneben sieben Kleinvogelarten als Brutvögel vor.
ß Braunkehlchen

e
a
e
o
a
e

ø l-leidelerche

o Gra uamrner

ß Ortolan

w Neuntöter

ø Feldlerche

ø Wende-hals

Als Brutstandort Werden die weg- oder grabenbegleitenden Hecken, die Saumbereich
der Sölle und Feldgehölze genutztV die Feldlerche ist auf den Landwirtschaftsflächen
anzutreffen.

Für den Durchzug und als Rastplatz der Zugvogelan'en Weist das Vorhabensgebiet keine
besondere Eignung auf. Relevante Rastvogelvorkommen konnten deshalb nicht festge-
stellt Werden.

Das B-Plan-Gebiet wird von den in den umliegenden Waldgebieten brütenden Grein/ö-
geln Wie Rotmilan, lvlt-jusebussard` Baumtalke, Turmfalke (Brut vermutlich in Petersdorf)
und Kolkrabe auch als Nahrungssuchraum genutzt. lm Nordosten Wurde im März 2008
ein Seeadlerpaar bei der Nahrungssuche beobachtet.

Das Plangebiet ist nicht als „Gebiet rnit besonderer Bedeutung für den Vogelschutz" zu
sehen. Es sind keine Brutvogelarten mit hoher Empfindlichkeit gegeniiber Störungen

. .í ._,._¬,
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der Höhe der WEA als nichtı erheblich einzustufen.
Das Plangeblet weist, rnit Ausnahme der Eichenallee an der L 38, keine besondereBedeutung für den Fledermausschutz gemäß der Tierökologischen Abstandskriterienauf4

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass keine nennenswerte Beeinträchtigungder Chiropterentauna mit der Errichtung der geplanten Windkraftanlage im Bereich desUntersuchungsgebietes zu erwarten ist

Verbotstatbestände nach den § 44 ('l) Nr. 1 bis 3 und (5) BNatSchG werden nicht be-rührt.

<1 es besteht kein signifikant erhöhtes Tötungsrieiko,
e es besteht keine erhebliche Beeinträchtigung/ Störung der lokalen Popula-

tion und
ø die ökologische Funktion der Fonpfianzungs-i Ruhestatten bleibt im räum-

lichen Zusammenhang erfiillt4

Es besteht für die Fledermauspopulation kein signifikant erhöhtes Tötungsrlsiko undkeine erhebliche Beeinträchtigung bzw. Störung der lokalen Population.
6.1.3.1!! Auswirkungen

Der Abstand von 50 m zu geschützten Biotopen wird an allen Anlagenstandorten einge-halten. Geschützte Bestandteile werden durch die Vorhaben nicht beeinträchtigt.
Die Pflanzenwelt bzw. der Lebensraum lntensivacker (mit dem vorhandenen Windpark)als Ganzes wird nicht erheblich beeinträchtigt.

Minderungs- uncl Vermeidungsmöglichkelten sind nur im Hinblick auf die temporärenbaubedingten Auswirkungen machbar. Dazu zählen neben den Bauzeitenregeiungenauch spezielle Schutzmaßnahmen z. B. für Bäume. Für Ersatzpflanzungen ist aus-schließlich Ptlanzgut aus gebietsheimischer Herkunft zu verwenden
Neben den u. U. erforderlichen Maßnahmen für die geschützten Arten wird ein Aus-gleichsbedarf für das Schutzgut Tiere und Pflanzen nicht gesehen.

6.1.3.11 Landschaft

ln Bezug auf das Schutzgut Landschaft geht es um das Erleben des Landschaftsbildesin seiner Vielfalt, Eigenart und Schönheit. Zum andern geht es um die Erhaltung ausrei-chend großer unzerschnittener Landschaftsraume. Daraus abgeleitet sind die land-schaftsökologische und die landschaflsästhetische Funktion des Gebietes zu beachten.
Vor diesem Hintergrund sind insbesondere Landschaftsteile mit besonderen Ausprägun-gen hinslchttlch Struktur und Größe zu betrachten.

Zu beachten sind auch der Wert der Landschaft für die Erholung des Menschen (dazu
siehe auch Schutzgut Mensch) und die Darstellungen von Landschaftsplänen.

Das Untersuchungsgebiet liegt in einer relativ stark relietierten Hügellandschaft. lmEinwirkungsbereich zwischen 2,5 uncl 10 km sind wertvolle für die landschaftsbezogene
Erholung bedeutende Landschaftsraume vorhanden.

Konkret handelt es sich allerdings um weniger empfindliche Waldgebiete. WEA sind ausdem Waid heraus in der Regel nicht sichtbar. Die empfindlicheren Offenlandschaften
sind gering strukturiert und weniger wertvoll.

Das Plangebiet seibst ist durch eine tlachwellige Topographie gekennzeichnet.

Die Landschaft im Plangebiet ist geprägt durch großflächige landwirtschaftliche Nutzung.
Die weitgehend ausgeraumte Landschaft Wird durch einige llnienhafte Elemente (Allee
an der L 38', gehölzbegleitete Wege und Gräben) nur gering strukturiert.

Eingerahmt Wird das durch die Windenergienutzung geprägte Gebiet im Osten, Nordenund Westen von Forst-flächen. Südlich und St'idöstlioh schließen sich erst in weitererEntfernung Forstílachen an. Es dominieren monotone Kiefernforste. Die direkt umge-
benden Ortschaften mit freiem Blick auf die Windkraftanlagen sind Petersdorf, Sievers-
don', Jacobsdorf und Pillgram irn Süden. Südlich der Autobahn befindet sich die Ort-schaft Biegen in ca. 4 km Entfernung. Nördlich liegt, durch Waldflächen getrennt, die
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Für den Untersuchungsraum wurden insgesamt 10 Fiedermausarten nachgewiesen,Davon Werden vier den fünf besonders schlaggetährdeten Arten zugerechnet.
Die wichtigsten Arten sind.

ø Großer Abendsegler
Kleiner Abe ndsegler
Breitflügeltledermaus
Zwergiiedermaue
Braunes Langohr
Fransenfiederma us
Rauhhautflederrnaus
Mopstledermaus
Große Bartilederrnaus
Graue Langohr

Das Plangebiet ist im Fachbeitrag nicht als „Gebiet mit besonderer Bedeutung für denFledermaussohutz“ eingestuft. Der Bereich ist als Landschattsraurn mit für Brandenburgdurchschnittlichem Ftederrnausvorkommten einzuordnen.

e
a
e
s
a
e
ø
u
ø

Fledermäuse sınd auf Grund der Nachtaktivität nicht baubedingten Beeinträchtigungenausgesetzt.

F'ur Ftedermause führt der Betrieb von Windaniagen durch die Bewegung des Rotorsund gg. falscher Einschätzung der Rolorgesehwindigkeit zu einer Erhöhung des Kollisi-onsrisikos insbesondere während des Zuggesohehens. Die Sogwirkung des Rotors undTurbulenzen begünstigen Kollisionen..

Mit dern Betrieb verbunden ist tür Fledermäuse die Steigerung der Jagd-Attraktivität imBereich der Gondel. Der Grund liegt in der erhöhten Wärmeabstrahlung und der darausresultierenden höheren lnsektenctichte. Auch die Fiugoeteuerung führt zum Anlockenvon lnsekten. Das führt zusätzlich zur Erhöhung des Kollisionsrisikos.
Arten. wie die Breitflügeittectermaus und der Große Abendsegler jagen im freien Lutt-raurn in größeren i-töhen uber Wiesen, Weiden und Feldern. Hier kann eher als beianderen Arten ein von WEA ausgehendes Kontiiktpotenzial gesehen werden.
Durch die störende Rotorbewegung besteht die Möglichkeit des Meidens angestammterJagdgebiete.

Fledermäuse reagieren auf Littraschell im Frequenzbereich der eigenen tür die Orientie-rung genutzten Lautäußerungen. Entsprechend können Orientierungsstörungen auftre-ten, die das Koliisionerislko erhöhen. Die konkreten Wirkungen sind stark vom konkretenTyp der WEA abhängig.

insgesamt wird durch die Umstrukturierung das bereite bestehende allgemeine Kollisi-onsrisiko für Fledermäuse nicht signifikant erhöht.
Mit dem Eintreten von Verbotstatbeständen des § 44 Abs. 1 Nr. t und 3 BNatSchG istdaher nicht zu rechnen.

Durch geeignete Vermeidungs- und Schutzmaßnahmen, wie die Festlegung von Ab-sohaltzeiten, können die nachteiligen Wirkungen einer Windkraftanlage aut Fledermäuseweitgehend vermieden bzw. autein hinrıehmbares Maß reduziert werden.
Der Fachbeitrag Artenschutz Fledermäuse kommt zu folgenden Schlussfolgerungen.

Es wird insgesamt kein erhebliches Beeinträchtigungsrisıko für die Fle-dermausfa una erwartet.

Veranderungen des ist-Zustandes der Fledermaus/ebensräuıne sindnicht auszuschließen, jedoch bleiben die Voraussetzungen fur einenlangfristigen Erhalt des heutigen Wertes des Gesamtgebietes als Le_bensraum für die lokale/1 Populationen erfüllt.

Ebenso ist das Risiko individueller Kol/isionsopfer vor dem Hintergrundder gesamträumlichen Wertigkeit (keine besondere Habitatfunktion fürFledermäuse bzw. ausreichend großer Abstand der Baufenster zur Ei-cnenal/ee mii besonderer Bedeutung als Jagd- und Transfergebıet) uno'
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Siedlung Treplin. Alle weiteren Ortschaften liegen innerhalb der Waidflächen, die die
Sicht auf die WKA verdecken.

Durch die großräumige Landwirtschaft ist die Natürlichkeit der Landschaft bereits beein-
trächtigt. Durch das bestehende Windfeld wurde die Landschaft weiter anthropogen
überprägt.

Die Eigenart des Landschaftsbiides im Geltungsbereich des B-Planes Wird bereits stark
durch die Windenergienutzung bestimmt. Daneben bestehen Vorbelastungen durch eine
in-kV- und eine 380-kV-Freileifungstrasse im Süden.

Eine zusätzliche Belastung entsteht dadurch, dass irn Windpark unterschiedliche An|a_
gentypen vorhanden sind, die zusätzlich „Unruhe“ erzeugen.

Die unmittelbare Nähe weiterer vier kleine-
rer Windparks im Bereich bis 10km ver-
stärkt die bestehenden Beeinträchtigungen
für das Landschaftsbild. So ist der Wind-
park Biegen (im Süden) nur knapp drei km
entfernt.

Ein kleiner Park belastet sein Umfeld irn
Verhältnis zur Zahl der WEA stärker als ein
großflächigen

Eine Vielzahl von Windparks im Sichibe-
reich Wird allgemein storender empfunden
als ein einziger mit größerer Ausdehnung..
Das sind die Gründe die dazu führen., dass
eine Konzentration der WEA angestrebt
Werden sollte` m 77 g' _,
Windkraftanlagen Wirken sich regelmäßig negativ auf das Landschaftsbild und damit
auch auf den Menschen aus. Der negative Aspekt üben/viegt umso mehr. wie sich das
Landschaftsbild naturnaheı' und vielfältiger darstellt.

 

Baubedingte Auswirkungen auf das Landschaftsbild sind eher zu vernachlässigen. Allen-
falls kann der für die Errichtung der Windkraftanlage notwendige Kran als eine temporä-
re Beeinträchtigung gesehen werden.

Die Anlagen» und die betriebsbedingterı Auswirkungen von WEA sind kaum zu trennen.
Windkraftanlagen entfalten schon auf Grund ihrer Dimension eine erhebliche Fernwir-
kung.

Wahrend des Betriebes der Windkraftanlage kommen zu den anlagebedingten visuellen
Eindrücken die betriebsbedingten dynamischen Rolorbewegungen hinzu. Je geringen
die Drehzahl des Rotors ist, um so weniger werden die bestehenden Wirkungen ver-
stärkt. Nicht unbeachtlich sind die Wirkungen der notwendigen Sicherheitsbeieuchtung.

Neben der visuellen Wirkung der WEA auf das Landschaftsbild, spielen auch die beson-
ders im Nahbereich wirksamen immissionen von Schall und Schattenwurf im Hinblick
auf die Landschaft eine Rolle. Denn Aspekte der Schönheit des Landschaftsbiides sind
Ruhe und Ungestörtheit, die durch diese immissiorren beeinträchtigt Werden.

Die konkreten Wirkungen sind von der Qualität des Landschaftsbildes und insbesondere
vom Vorhandensein empfindlicher landschaftsprägender Elemente anhängig.

infolge der Weiträurnigen offenen Landschaft ist die Sichtbarkeit der WEA zunächst aus
nahezu allen Richtungen aus größerer Entfernung gegeben. Das ist anhand der bereits
vorhandenen Windkraftanlagen leicht nachvollziehbar.

Mit wachsender Entfernung des Betrachters verringert sich die landschaftsbestimmende
Wirkung, die visuelle Dominanz, der Windkraftanlagen deutlich.

Durch die Anlagen kommt es zu einer zusatzlicherı technischen Überpragung. Der
Windpark ist aus den nahen Dörfern (Petersdorf, Sieversciori, Jacobsdorf, Piilgram)
sichtbar. Das Landschaftsbild ist dadurch vor allem im Nahbereich der Orte beeinträch-
tigt. Die größeren Aniagerihöhen werden die Wirkungen noch verstärken.

Durch die neu geplanten Windkraftanlagen werden die vorhandenen bereits durch WEA
bestimmten Sichtbeziehungen nicht wesentlich verändert. Allerdings verändert sich die
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Anzahl der sichtbaren Anlagen.

/-\uf Grund der Voı'beiastung und der relativ geringen Qualität des vorgefundenen Land-schaftsbildes muss trotz der großen Anzahl der WEA und der veränderten Bauhöhe voneinem geringen Konfiikipotenzial ausgegangen werden.
Da es sich beim B-Plan~Gebiet nicht um einen Raum mit besonderer Erhclungseígnungoder von hohem ästhetischen Wert /hoher Empfindlichkeit handelt ist die zusätzlicheBeeinträchtigung des Landschaftsbildes insgesamt als gering anzusehen.
Die Auswirkungen auf das Schutzgut. Landschaft sind unerheblich.
Die Veränderung des visuell wahrgenommenen Landschaftsbiides (Nah- bis Fernbe-reichk verbunden mit der zusätzlichen periodischen Beschattung und Schailimmission(Nahbereich) steilt einen nicht quantifizlerbaren Eingriff in das Landschaftsbild dar, derdurch Maßnahmen zur Aufwertung des Landschaftsbildes an anderer Stelle kompen-sierbar ist.

Zusätzlich wären folgende Maßnahmen sinnvoll.
o Rückbaumaßrıahmen ungenutzter Gebäude in der freien Lanci-

schaft bzw. am Übergang vom Ort in die freie Landschaft
c Schaffung neuer'Strukturelemente in der freien Landschaft.

Die Eingriffe konnen im Einzelfall z4 B. auch durch den geschickten Einsatz von die Sichtbehindernden Ptt'anzungen gegenuber sensiblen Bereichen gemindert werden.
In Bezug auf das Landschaftsbild besteht ein geringer Ausgleichsbedarf. Ausgeglichenist eine Beeinträchtigung des Landschaftsbildes gern. §15 BNatSchG. wenn es „ingleichartiger Weise wiederhergestellt" bzw4 an anderer Stelie „iandschattsgerecht neugestaltet ist." Durch ein Aufwerterı von minderwertigen Landschaftsbeslandteilen imUmfeld ist ein gewisser Ausgleich möglich.

6.1.3.12 Klima l Luft

Das Kiima ist ein bedeutender Umweltfaktor, der alle Schutzgüter betrifft, Für die Bau~leitpianung bedeutsam sind vor ailem die lokalen Verhältnisse (Mikrokl'rma).
in diesem Zusammenhang ist die klimatische Ausgletchsfun ktion, d. h. die Wärmeregula`tionstunkticn und die Durchluftungsfunkticn des Gebietes zu berücksichtigen.
Die Luft ist Lebensgrundiage für Menschen, Tiere uncl Pflanzen. Luftverunreínigungenbetretten fast alle Schutzgitter. Entsprechend besteht das einschlägige Ziei der Bauleit-planung in der Reduzierung der Emissionen.

Daraus abgeleitet ist vor allem die Lufireinigungsfunkticn und damit verbunden die luft»hygienische Ausgieichstunkt'ron des Gebietes zu berücksichtigen.

Zusätzlich sind fur das Schutzgut die Möglichkeiten
s der Vermeidung von Emissionen (siehe Schutzgut lVlensch)
s Nutzung erneuerbarer Energien sowie clie der sparsamen und effizienten

Nutzung von Energie
ß Die aussagten vorhandener umweltrechtlicher Fachplàne und
s die Erhaltung der bestmögiichen Luftqualität in besonders festgesetzten

ebieten

Zu beachten4

Klimatisch gehört das Vorhabensgebiet zum Mackienburgisch-Brandenburgischen
Übergangskiima.

Die Hauptwindrichtung im Untersuchungsgebiet ist West, wobei Sich nennenswerte
Größen der Windgeschwindigkeit uno! damit der Energieproduktion den Richtungen
WSW bis WNW zuordnen lassen. Die mittlere Windgeschwindigkeit liegt in Nabenhöheder gängigen WEA bei caÄ 6,0 m/s.

Der Bereich hat keine Bedeutung für den klimatischen Ausgleich. die Wärmeregulierung
oder die Durchiuftung.

in Bezug auf das Schutzgut Klima /Luft sind allgemein keine Konflikte zu verzeichnen.
im Gegenteil stellt die Erzeugung von Strom aus Windenergie einen wesentlichen Bei-trag zum Klimaschutz clar. l\/|it der Planaufstellung werden die Kiirnaschutzziele der EUund die diese untersetzenden Beschlüssen deı' Bundesregierung Rechnung lokal umge-

Seite 65

 

Minderungs und Ver-
meidungsmöglichkeiten

Ausgleichsbeclarf

Klima /Luft

Ausgangssituation

Auswirkungen



Jaocbsdorr' Wind Gräfin/7er 2015i

setzt.

Es sind keine negativen bau-, anlagen- oder betriebsbedingten Auswirkungen auf Klimaund Luft in Folge der Errichtung der Windkraftanlage zu erwarten. Die Auswirkungen aufdas Schutzgut sind nicht erheblich.

Ein Ausgleichsbedart besteht nicht.
Ausg/eic/msbeolartr

6.1.3.13 Kultur- und Sachgüter

Kulturgüter sind vom Menschen gestaltete Landschaftsteiie von geschichtlichem. wis- Kultur- und Sachgiiiersenschattlichem. künstlerischem. aichäoiogischem, städtebaulichem oder kulturellemWert.

Sachgüter sind natürliche oder vom Menschen geschaffene Güter. die für Einzelne.Gruppen oder die Gesellschaft von materieller Bedeutung sind.
Das Schutzziei in Bezug auf Kultur- und Sachgüter besteht in der Erhaltung historischerKulturlandschatten und Kulturlandschaftsbestandteiie von besonders charakteristischerEigenen. Wertvolle Stadt» und Ortsbilder, Ensembles sowie geschützte und schützens-werte Elau- und Bodendenkrnaier einschließlich deren Umgebung sind zu schützen.
Denkmals sind im Einwirkungsbereioh nicht vorhanden. Ausgangssituation
Dagegen sind Bodendenkmale iımi Piangebiet ausgewiesen. Das Vorhandensein weitererkann nicht ausgeschlossen werden (Verdachtstläohe).
Die Ortskerne der umliegenden Dörfer sind als Kultur- und Sachgüter beachtenswert.
Das Vorhandensein der Kultur- und Sachgüter steht dem Vorhaben nicht entgegenzw Auswirkungenstehen. Deren Wirkung wird nicht erheblich beeinträchtigt,

Beeinträchtigungen von Bodendenkrnalen können durch die Standortwahl und durch die Minderungs- und Ver-Anwendung der einschlägigen gesetzlichen Regelungen vermieden werden. meidungsmögiichkeiten
Die Wirkungen aut die Ortskerne sind kaum vermeid- und minderbar. Denkbar sind Ausgleichsbedarf.abschirmende Beptlranzungen. um besonders sensible Punkte zu schützen. Bei derFeinpianung der WEA-Standorte können störende Biickbeziehungen u. U. minimiertwerden. Ein Ausgleich ist nicht möglich.

6.13.14 Wechselwirkungen

Die Gesamtheit der in der Umwelt ablaufenden Prozesse. die Wechselwirkungen. ist WechselwirkungenUrsache des vorgefundenen Umweltzustandes. Vorbemerkungen
Die Schutzgüter beeinflussen sich in unterschiedlichem Maß gegenseitig. Die Regulationertolgt über innere Mechanismen (Ruckkoppiungen) und äußere Faktoren. Es könnendurchaus komplizierte Wirkungsketten und -netze entstehen.
ln der Bauleitplanung sind die Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern und dieWirkungen aus Verlagerungsetlekten, Kumuiationsettekten, synergetischen Effektensowie komplexen Zusammenhängen unter den Schutzgütern zu betrachten.
Spezielle und komplexe Wechselwirkungen, die über die normale interaktion hinausge- Betroñ'enheithen` sind im Piangebiet nicht bekannt. Die Wechselwirkungen zwischen den Schutzgu»tern sind im vorliegenden Fall deshalb nur von geringer Bedeutung für die Umwelt.
Die Auswirkungen auf die Wechselwirkungen der Schutzgüter untereinander sind Liner-heblich. Zusätzliche spezielle Maßnahmen, die auf die Umwelt in ihrer Komplexität zie-len. sind nicht erforderlich.

6.2 Prognose

in der Prognose werden auf der Grundlage von Nr. 2b der Anlage zum BauGB Aussa-gen zur Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung und bei Nicht-Durchführung der Planung betroffen.

6.2.1 Entwicklung bei Nicht-Durchführung der Planung
Bei Nicht-Durchführung des Planes wird der Wald bzw. werden die Bodenflächen nichtin Anspruch genommen. Der ist-Zustand der Umwelt, wie er mit Blick auf die einzelnenSchutzgitter irn Punkt 2.1 beschrieben wurde wurde erhalten bleiben. Allerdings wären
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che Aussagen, zu erbringen und den zuständigen Behörden zur Prüfung und Bestäti-gung vorzulegen.

Generell sind die Baumaßnahmen durch ein fachlich geeignetes Büro zu begleiten(Okologische Baubegleitung). Damit ist gesichert` dass irn Rahmen der Realisierungkeine unzulässigen Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft erfolgen können undunnötige unterlassen Werden.

ln der Schattenwurfprognose wird autgezeigt, dass die Richtwerte von 30 h/Jahr bzw430 min/Tag für die asironomisch maximal mögliche Beschattungsdauer gemäß WEA-Schattenwurf-Leitlinie des MUGV überschritten werden kann. Zur Einhaltung dieserRichtwerte muss in der Anlagengenehmigung eine Abschaltautomatik an den betroffe-nen l/VEA gefordert werden.

im Rahmen der Anlagengenehmigung Wird regelmäßig geprüft, ob an den maßgebli-chen lmmissionsorten die einschlägigen Orientierungswerte eingehalten werden.
Ist das nicht der Fall, so kann im Genehmigungsverfahren eine schallreduzierte Fahr-weise im Nachtbetrieb durchgesetzt werden.

Mit dem B-Plan sind die im Anhang Eingriffs- Ausgleichsplanung ermittelten Maßnah-men durchzuführen.

Zusaitziich sind Weitere im Rahmen der Anlagengenehrnigung durchsetzbar, Wie
ø Begrenzen der Schallleislungspegel der Betriebsflächen der WEA

Sichtschutzpflanzungen an den Ortsrandern
Daneben geht der B-Plan davon aus. dass folgende Maßnahmen realisiert Werden.ß Weiternutzung vorhandener Wege

0 Rückbau von nicht mehr benötigten Wegen und Kranaufsteilflächen
a Vermeidung der Vollversiegelung durch Wasserdurchlässige Herstellungvon Zufahrten. Wegen und Kranaufsteiiflächen (Versieglungsgrad um ca.

50% reduziert)
ø die Verwendung gebietsheimischer Gehölze für Ptlanzungen

6.3.1.2 Ausgleich

Trotz der Maßnahmen zur Vermeidung und Minderung sind erhebliche Eingriffe zuerwarten.

Der Wesentliche Eingriff in Natur und Landschaft entsteht durch die Veränderung desLandschaftsbildes. Ein weıterer betrifft das Schutzgut Bodenl da es zu einer vollständi-gen bzw. teilweisen Versiegelung einer nicht unerheblichen Fläche kommt.
Ein Ausgleichsbedarf besteht nur für diese beiden Schutzgitter.

Mit Ausnahme der Eingriffe in das Schutzgut Boden lassen sich die übrigen nicht quan-tifizieren. Die entsprechenden Zahlen können den Anlagen entnommen werden.
Der Gesetzgeber verfolgt mit dem instrument des Ausgleichs das Ziel der Wiedergut-machung im Rahmen des vom Menschen Machbaren.

Eine Beeinträchtigung ist ausgegiicnen, Wenn und sobald nach Beendigung des Ein-griffs keine erheblichen Beeinträchtigungen der Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltesdes Lanclschaftsbildes zurückbleiben und der funktionale Zusammenhang Wiederher-gestellt ist.

Ein Ausgleich im natuMissenschaftlich-technischem Sinne ist aufgrund des Plananlie-gens nur selten möglich.

Die Maßnahmen für die Aufwertung von Natur und Landschaft sind möglichst irn Wirk-raum zu umzusetzen. Ein unmittelbarer räumlicher Zusammenhang zwischen Eingriffund Ausgleich ist allerdings nicht gesetzlich erforderlich.

Der Ausgleich ist nur im betroffenen Naturraum zulässig Die betroffene Fläche mussaufwertungsbedürftig bzw. -fähíg sein, Maßnahmen können kombiniert werden. um diepositiven Effekte zu verbessern.

Ein vollständiger gleichwertiger Ausgleich für den Entzug von Boden ist nur durch eineEntsieglung an anderer Stelle und die Aufwertung der Fläche realisierbar.
Durch die Überbauung ist vor allem die Lebensraumfunldion des Bodens betroffen.
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auf Grund der forstlichen Nutzung langfristig kaum Aufwertungen der Umweltqualiiät zu
erwarten.

6.2.2 Entwicklung bei Durchführung der Planung
Niit der Durchführung der Planung Würden ohne geeignete Gegenmaßnahmen die oben
beschriebenen Umweltauswirkungen mit großer Wahrscheinlichkeit eintreten,

ZU beachten ist, dass dadurch dass auf Grund des Beitrittsbeschlusses insgesamt fünf
Standorte im Osten und im Südosten des Gebietes (vorerst) entfallen, die Auswirkungen
verringert werden.

Grundsätzliche Änderungen ergeben sich allerdings nicht.

6.3 Geplante Umweltschutzmaßnahmen

6.3.12“.1 Vermeidung und Minderung

Der Gesetzgeber gibt der Vermeidung (bzw. Minderung) von Eingriffen den Vorrang vor
dem Ausgleich. Die Realisierung einerPianung wird durch die Forderung nach Vermei-
ctung von Eingriffen d. h. das Vermeidungsgebot nicht generell in Frage gestellt. Es geht
vielmehr darum zu prüfen, ob zumutbare Alternativen gegeben sind, um den rnit dem
Eingriff verfolgten Zweck (d. h` das Planungsziel) am gleichen Ort ohne oder rnit gerin-
geren Beeinträchtigungen zu erreichen sind.

Mögliche Minderungs- bzw, Vermeidungsmaßnahmen sind bei der Beschreibung der
Auswirkungen auf die einzelnen Schutzgüter (oben) bereits aufgeführt.

Sie sind zum großen Teil erst im Rahmen der Anlagengenehmigung umzusetzen. Das
betrifft z4 B4

<› Bauzeitenregelung
Abschaitzeiten bzw. Bauzeitenregeiungen wegen des Artenschutzes
Abschaitzeiten zur Begrenzung der Verschattung von Wohngruncistücken
schallı'eduzierte Fahrweise im Nachtbetrieb
spezielle Schutzmaßnahmen z. B. für Bäume, Gehölze.e

a
s
e

insbesondere kann im nachfolgenden Genehmigungsverfahren die Gefährdung von
streng geschützten Amphibien durch entsprechende bauzeitiiche Schutzmaßnahmen
oder auf andere Weise mit Sicherheit vermieden werden.

Dem vorliegenden avifaunistischen Fachbeitrag ist zu entnehmen, dass die TAK- Ab-
stande im Wesentiichen eingehalten werden.

Lediglich für die Wetßstörche aus Petersdorf und Jacobsdorf werden die Abstände zu
den Grenzen des B-Piangebietes leicht unterschritten. Zu den geplanten Baufenstern
werden die Abstandskriterien allerdings eingehalten.

Details für ggf. erforderliche Maßnahmen sind auf der Ebene der Genehmigungspla-
nung der Einzeivorhaben zu erarbeiten. Dadurch können die Verbotstatbestande des
§ 44 Abs. 1 Nr. t bis 3 ausgeschlossen werden.

Störungen des Brutgeschaftes von Vögeln sind durch Bauzeitenregeiung grundsätzlich
vermeidbar. Diese können allerdings in einem B-Plan nicht festgesetzt werden. Sie sind
im Rahmen der Anlagenplanung bzw, -genehmigung durchsetzbar.

in der Regel ist im Zeitraum vom 01.03. bis 30.08. zur Vermeidung baubedingter Beein-
trächtigungen des Brutgeschehens eine Bautätigkeit auszuschließen.

Wenn der Antragsteller allerdings nachweist, dass zum Zeitpunkt der Vorhabensreali-
sierung durch die Errichtung der Anlage keine Beeinträchtigung des Brutgeschehens
erfolgt, ist eine alternative Bauzeitenregelung möglich.

Das betrifft sinngemäß auch alle anderen relevante Arten (Zauneidechsek Rote Waid-
ameise. Fledermäuse, ...).

Dies wäre insbesondere dann der Fall, Wenn im Jahr der Vorhabensreaiisierung im zu
beirachtenden Gebiet keine durch die Maßnahmen betroffenen Arten nachweisbar Sind
oder durch ein spezifisches Management (z.B. angepasste Bauablaufpianung) Beein-
trächtigungen relevanten Arten (z. B4 von Brutvögein) ausgeschlossenwercien können.

Der Nachweis ist kuızfristig vor dem beabsichtigten Baubeginn. gestützt aufgutachterlh
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Alternativ ist deshalb auch die Aufwertung von minden/vertigen beeinträchtigten Bödenmöglich. Es geht hierbei urn das Neuschaffen und den dauerhaften Erhalt naturnaheı'standortgerechter Lebensgemeinschaften, in der Regel durch Pflanzrnaßnahmen, diedie den Boden als Lebensraum aufwerten.

Die Bestandsbewertung des Bodens ist entscheidend für die Feststellung des Aus»gleichsverhëltnisses, mit dem der Bodeneingriff ausgeglichen werden muss. Da imGeltungsbereich des B-Planes kein Boden besonderer Funktionsausprägung betreffenist, sondern ausschließlich Boden allgemeiner Funktionsausprägung versiegelt wird, istdieser Eingriff im Verhältnis 1:1 auszugleichen

Vermindert wird der Eingriff in den Boden durch die Maßnahme „Minimierung der Ver-kehrsflächen" durch Ausfuhrung in wasserdurchiässiger Form. Diese Minimierungsmaß-nahme ist bereits in die Berechnung der Netto›Versiegelung mit einem Versiegelungs
faktor < 1 eingeflcssen.

Durch den Rückbau cler Aitaniagen im Zuge des Repowerings erfolgt ein Großteil derKompensation des Eingriffs bereits an Ort und Stelle. Nach Rückbau der Bestandsanla-
gen können Flächen entsiegelt werden, die zur Kompensation der neu verursachtenVersiegelung genutzt werden. Durch die Entslegelung werden Funktionen der gleichen
hochwertigen Böden wiederhergestellt, die auch versiegelt werden. Dies ist bei den
Berechnungen bereits berücksichtigt worden.

Zusätzlich sind konkret folgende Maßnahmen sinnvoll
a flächige oder lineare Bepflanzung von Kleingewässern (Gräben, Sölle)
w Anlage von Baumreihen, Alleen oder Pflanzen von Baumgruppen

Die geplanten WEA befinden sich zwar in einem Bereich mit geringer Bedeutung in
Bezug auf das Schulzgut Landschaft Auf Grund der erheblichen Wirkungen, die WEA
hervorrufen, kommt es dennoch zu einer Beeinträchtigung des Schutzgutes, die auszu-
gleichen ist.

Dazu sind konkret fclgende Maßnahmen zur Aufwertung des Landschaftsbildes vorge-
sehen,

ß Aufwertung Oitsränder (durch Pfianzmaßnahrnen)
u Anlage von Feldgehölzstreifen zur Strukturierung
ß Anlage von Streuobstwiesen
ß Rückbaumaßnahmen ungenutzter Gebäude in cler freien Landschaft bzw.

am Übergang vom Ort indie freie Landschaft
Schaffung neuer Strukturelemente in der freien Landschaft.

s Pflege und lnstandhaltung bereits bestehender Landschaftselernente (Sa
nierung von Kopfweiden)

Der Rückbau der alten Anlagen kann ebenfalls als Kompensation für Eingriffe in das
Landschaftsbild angerechnet werden.

Als geeignete Kompensationsmaßnahmen zur allgemeinen Verbesserung des Natur-
haushaltes und damit auch der Landschaft (Vielfalt) kommen u. a. auch noch in Be~
tracht:

ø Anlage von Baumreihen oder Alle-en an Felclwegen oder Straßen,
ß Entwicklung von Waldmanielstrukturen,
ø Maßnahmen zur Verbesserung des Wasserhaushaltes (Renaturierung von

Graben, Rückbau von Verrohrungen, Wasserrückhaltung
ø Errichtung von Amphibiendurchlassen an Straßen rnit Migrationsschwer~

punkten,
ø Herstellung von natürlichen oder künstlichen l-lilfsstrukturen (Lesestein

haufen, Totholzstubben, auch i. V. m. Feldgehölzen. Nistkasten, Horsturı»
terlagen, Fledermauskasten oa.)

lm Zuge der Realisierung des Projektes Odervorlancl Vl (Baufelder Vl und Vll) wird die
Maßnahme „M Storch" (Nahrungsfläche Welßstorch) umgesetzt. Dabei wird durch die
Aufweitung eines Grabens nordwestlich von Jacobsdorf und die Anhebung des Wasser-
standes eine neue Gewässetflache von 2.000 m2 entstehen. Um die Gewässerfläche
herum wird dauerhaft ein Pufferstreifen von ca. 2 ha Flache angelegt, der den Sedi~
menteintrag minimiert4 Mit der Umsetzung dieser Maßnahme entsteht für die lokale
Storchpopulaticn ein ökologisch wertvolier Gewässerlebensraum und damit neue Nah-
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rungsflachen. Die Wirkung dieser Maßnahme bleibt nicht auf ein Einzelprojekt be-
schränkt. sondern besteht für das gesamte Windteld Jacobsdorf.

Grundsätzlich kann Blotopverlust durch die Neuanlage bzw. Aufwertung von Biotopen
kompensiert Werden.

Die geplanten Maßnahmen sind (trotz der nicht vermeidbaren Eingriffe, die durch den
Ausgleich ebenfalls verursacht Werden) irı ihrer Gesamtheit geeignet, als Kompensation
für die Eingriffe in das Schutzgut Boden dienen zu können.

Details zu den Maßnahmen sind nicht Gegenstand der Bauleitplanung. Angaben zu
Ptlanzenauswahl und -schemata können vom Vorhabentrager in der anschließenden
Ausführungsplanung ausgearbeitet und mit der uNB abgestimmt werden.

6.3.1.3 monetären Methode

Auch wenn konkrete Ausgleichsmaßnıahmen im B-Plan festzusetzen sind, wird zum
Vergleich eine „monetäre Betrachtung“ in Anlehnung an den Windkralterlass (MUGV
vom 01.01.20t1 i. V m. Nr. 4,5.. des geänderten Windkrafterlasses des MUNR) sowie
die „Handlungsanleitung zum Vollzug der Eingriffsregelung“ des MLUV (HVE April 2009)
durchgeführt.

Die Ausgleichsabgabe gem. Windkraftterlass spielt in der Bauleitplanung keine Rolle.

Die entsprechende l.monetäre Betrachtung“ in der Begründung dient nur der Vergleich-
barkeit mit anderen Projekten bzw. der Kontrolle. Sie ist vor allem in den frühen Pla-
nungsphasen tür die Verständigung hilfreich.

6.3.1.4 Maßnahmelcatalog

ln Zusammenarbeit mit den betroffenen Orten, den Fachbehörden und den lokalen
Naturschutzaktivisten wurde ein Maßnahmekatalog zusammengestellt werden.

Es geht insbesondere um Maßnahmen, die die Biodiversität festigen und entwickeln.
Das Herstellen unterschiedlicher Biotope und Biotopstrukturen im Zusammenhang mit
der Entwicklung der Vielfalt an Artenvorkommen und spezifischer Populationen steht
dabei im Vordergrund. Die Maßnahmenplanung setzt sich aber ebenso für die Entwick-
lung des Landschaftsbildes im Nahbereich der Eingriffe ein.

Auswahlkriterien waren
ß Sicherung der Machbarkeit (z. B. wegen Verfügbarkeit der Grundstücke,

Anerkennung durch Naturschutzbehörde, ...)
ß Kompensation tür betrottener Schutzgüter (Landschaft, Boden, allgemeine

Verbesserung des Naturhaushaltes oder speziell auf einzelne sensible Ar-
ten orientiert)

möglichst Nahe zur Eingriffsfläohe.

Die Einzelheiten können den Bilanzen in der Anlage entnommen werden. Hier sind auch
die Maßnahmebl'atter, die die Maßnahmen näher beschreiben, zusammengefasst.

Die Maßnahmen, die durch die Reduzierung der Zahl der Windkraftanlagen auf Grund
des Beitrittsbeschlusses nicht mehr ertorderlich sind, werden irn Rahmen derAnpassung
der entsprechenden Vantage bestimmt.

6.4 Alternativprüfung

ln Betracht kommende anderweitige Planungsmöglichkeiten unter Beachtung der Ziele
und des räumlichen Geltungsbereiches des Bauleitplanes werden nachfolgend unter~
sucht. Grundlage ist i\lr. 2d der Anlage zum BauGB.

Die Standortwahl innerhatb der Stadt erfolgte auf Grund der Vorgaben der Regionalpla-
nung. Diese ist nicht Gegenstand der Diskussion von Planungsalternativen im Rahmen
der verbindlichen Bauleitplanung. Eine Standortvariantenprüfung Wird deshalb hier nicht
durchgeführt.

Für die Festsetzungen des B-F'lanes ergeben sich folgende Alternativen bzw. Planvari-
anten.

ß statt einer vollständigen Festsetzung des Geltungsbereiches als SO-
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Gebiet, nur die Standorte als Sondergebiet festsetzen.
die Alternative bringt keine Vorteile für die Umwelt,

a Verzicht auf ortsnahe WEA-Standorte,
damit könnten die Belastungen für die Bürger reduziert Werden
das ist aber auf Grund der Rechtslage nicht durchsetzbar

r» Festsetzen anderer \/\fE›°i-StandOrte`
durch die Lage an vorhandenen Wegen werden die Eingritte in den Bo-
den und die Waldinanspruchnahme minimiert

e eine andere Erschließung könnte nicht unter Nutzung der bestehenden
Wege realisiert Werden.

7 Zusätzliche Angaben

íi'fi Technische Verfahren

Nach Nr. 3a der Anlage zum BauGB sind die wichtigsten Merkmale der verwendeten
technischen Verfahren bei der Umweltpr'ufung sowie Hinweise auf Schwierigkeiten bei
der Zusammenstellung der Angaben im Umweltbericht zu benennen.

Der B-Plan verwendet die ftir die verschiedenen „BlmSch-Anträge" vorgelegten Um-
Weltuntersuchungen.

Die Abgrenzung des Untersuchungsgebietes orientiert sich an den Festlegungen des
l/Vlndkratterlasses des MUNR sowie an den „Kriterien zur Untersuchung tierökologi-
scher Parameter...".

Der Untersuchungsraurn wurde im Rahmen des Scoping zu den Bauanträgen den mit
zuständigen Behörden abgestimmt.

Umfang und Detailiierungsgrad bei der Ermittlung der Umweltbelange im Rahmen der
UP richten sich nach den Bedingungen des Einzelfalls d. h. den Ertordernissen der
Planauigabe und den betroffenen Umweltbelangen. Gemäß §2 Abs. 4 Satz 2 BauGB
legt die Gemeinde für jeden Bauleitplan test, in welchem Umiang und Detaillierungs-
grad die Ermittlung der Beiange für die Abwägung erforderlich ist.

lrn vorliegenden Fail sieht die Gemeinde auf der Grundlage der bekannten Fakten und
unter Beachtung der Erfordernisse der Planautgabe und der voran gegangenen Plan-
stuten toigendes Erfordernis.

Zunächst ist zu prüfen` ob überhaupt die Moglichkeit besteht, dass die Planung ein
Europäisches Schutzgebiet erheblich beeinträchtigen kann.

lm vorliegenden Fall besteht kein Ertoroíernis.

Die planende Gemeinde prütt die artenschutzrechtlichen Belange in Zusammenarbeit
mit der uNB und dem LUGV in eigener ZuständigkeitV

lm vorliegenden tali wurden entsprechende Fachbeiträge erarbeitet.

Zur Erfassung Lind Beurteilung der relevanten Arten Wurden Fachbeiträge zur Avitauna
(Vogelwelt) und zur Chirepterenfauna (Fiedermause) erarbeitet.

Der Untersuchungsraum für die die relevanten Arten entspricht der Darstellung oben,
Auf der Basis der in den TAK festgelegten Restriktionsbereichen für einzelne Vogelar-
ten wurde tür bekannte oder vermutete Nistpläize besonders sensiblen Arten das Un~
tersuchungsgebiet erweitert.

Auch der Bereich für die Untersuchungen der Fledermauspopuiation wurde weiter
gefasst (siehe Fachbeitrag).

Da die Eingriffen ausschließlich „Funktionsauspragungen allgemeiner Bedeutung“
betreffen, reicht tür die Untersuchung des Schutzgutes Tiere und Pilanzen eine Bio-
toptypenkarlierung und -bewertung aus` um die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des
Natuı'haushaltes, die Eingriffstolgen und die notwendigen Kompensationsmaßnahmen
abzuleiten.

Die Biotopkartierung als wichtiger Baustein der Umwettpru'fung wurde tür den Untersu-
chungsraum im Rahmen eines Fachbeitrages auf der Grundlage der aktuellen Anlei_
tung ,.Biotopkartierung Brandenburg“ im Jahre 2010 durchgeführt. Zu Bewertung wur-
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Prognoseunsicherheiten, die beobachtet Werden müssen` sind nicht vorhanden.
Die jeweils zuständige Zulassungs- bzw. Genehmigungsbehörde prüft im Rahmen derVorhabenzulassung die Umsetzung der' auf den Grundstücken und außerhalb desPiangebietes festgesetzten Maßnahmen. Sie fordert im Genehmigungsverfahren dienotwendigen Nachweise ein (Freiflächenpian, Entwässerungspian, Schaligutachten,Bestandserfassung` ...).

Die Herstellungskontrolie erfolgt unter Beachtung der Gewahrleistungsfristen konkret'uber Auflagen mit für den Erfolg wichtigen kontrollierbaren Bestimmungen im Zulas-sungsbescheid (betroffene Fiäohe, Zieivorgaben. Parameter. Erstellungs- oder Zielerre-
chungsfristen, ...).

Nach Beendigung der Arbeiten zur Durchführung der Ausgieichs- und Ersatzmaßnah-men ist eine Herstellungskontroiie durch die für den Bebauungspian und damit auch fürdie Kompensationsmaßnahmen verantwortliche Gemeinde vorzunehmen. Die UntereNaturschutzbehörde berät dabei fachlich. Die Herstellungskontroiie bezieht sich nebenden Pflanz- und Gartenbaumaßnahmen auch auf die Piiegemaßnahmen.
Grundlage der Herstellungskoniroile soil, neben den Festsetzungen des B-Planesı einentsprechender Durchführungsvertrag sein4 Darin enthalten sind bei Bedarf u. a.:

ø Forderung des Nachweises der Flächenverfügbarkeit (z, B. Sicherung
durch eine beschränkt persönliche Dienstbarkeit im Grundbuch. Flächen-
ervverb)

ß Sicherung durch Bantrbüigschaft
o eine Anzeigepfiicht bzw. einer Volizugsmeidung der Maßnahmen
v der Zeitpunkt fur das Durchführen von Abnehmen und Funktionskontrol-

ien
w evtl. erforderliche Pfiege- oder Erhaitungsmaßnahrnen
ß die Möglichkeit von Nachbeautiagungen ais Maßgabe
L1 evtl. Sanktionen (z. B. Ersatzzahiung) bei Nichtvoilzug.

Der Gemeinde ist bekannt, dass atie in den BimSch-Vertahren der Bestands-WEA
beaufiagten Maßnahmen durchgeführt - und abgenommen wurden.

Für die bereits genehmigten, iedoch noch nicht gebauten WEA, wurden die Maßnah-
men, soweit erforderlich, privatrechilich vereinbart und dingiich gesichert. innerhalb
eines Jahres nach Errichtung werden diese umgesetzt (voraussichtlich 2015).
Neben der Kontrolleı ob die erforderlichen Maßnahmenuüberhaupt realisiert wurden ist
eine Funktions- und Eríoigskontroiie ats Bestandteii der Uberwachung obligatorisch.
Funktions- und Zielerreichungskontroiien sind insbesondere in solchen Fälien vorzuse-
hen, in denen es urn die (u. U. ais voriäufig bestimmte) Kompensation bei Vorhaben
geht` die mit besonders komplexen, schwer prognostizierbaren Beeinträchtigungen
verbunden sind.

Die Wirksamkeit der festgesetzten Maßnahmen prüft die Zuiassungs- bzw. Genehrni-
gungsbehörde. Die Fachbehörden (uNB. uWB, untere Bodenschutzbehörde, ...) wer-
den beteiligt und unterstützen die Zuiassungsbehörde.

Daneben sind die Fachbehörden zu eigenständigen Durchführungs- und Funktionskon-
trollen berechtigt. Gegebenenfails festgesteiite Defizite teilen sie der Zuiassungsbehör-
de mit, die dann erforderliche Maßnahmen zur Mängelbeseitigung einleitet.

Die Gemeinde unterstützt die Zulassungsbehörde bei der Kontroiie4 Insbesondere
informiert sieI diese über die Durchfuhrung und den Erfolg von geplanten vorgezogenen
Maßnahmen. Das betrifft auch Maßnahmen, die zwischen dem Vorhabentr'ager und der
Gemeinde vertraglich vereinbart wurden.

Zu kontrollieren und zu sichern ist allgemein das Einhalten der umweltrelevanten Best-
immungen des B-Planes im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens.

Prognoseunsicherheiten, die sich bei der Umweltprütung zum Bauleitplan ergeben
haben und die deshalb nachträgiich beobachtet werden müssten, können zurzeit noch
nicht benannt werden.

Negative Umweitauswirkungen, die im Rahmen der Umweltprüfung nicht erkannt wur-
den, werden bei Vorliegen entsprechender lndizien (z. B4 Tatsachen, die bei der Um-
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den die einschlägigen Richtlinien herangezogen.
Verwendet werden die Informationen, die sich im Rahmen der „BlmSch-Genehmlgung“ergeben haben und die durch die Vorhabenträger zur Verfügung gestellt wurden.
Bodenuntersuchungen bzw. Baugrundgutachten liegen für die bereits errichteten WEAim Bereich vor. Die entsprechenden Informationen reichen für den B-Plan aus.
Die Aussagen zur Bewertung der Landschaft, des Schutzgutes Wasser Lı. a. wurdenden Antragsunterlagen (nach BImSchG) für die vorhandene WEA entnommen.
Beachtet wurden die vorilegenden Aussagen der zuständigen Behörden.
Fur eine Landschaftsbildanalyse sieht die Gemeinde kein Erfordernis` da es im Wesent-lichen um einen Ersatzstandon geht. Die Auswirkungen auf das Landschaftsbild lassensich auf Grund des Bestandes hinreichend abschätzen

Zum Themenkreis Larmimmissionen wurde vom der Gemeinde ein unabhängigesFachbüro hinzugezogen, welches die entsprechenden in den B-Plan eingeflossenenAussagen liefert.

Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Angaben sind nicht aufgetreten. Dievorliegenden Aussagen sind für die Planungsphase Vorentwurf ausreichend,

7.2 Hinweise zur Überwachung
ln Nr, 3b der Anlage zum BauGB wird gefordert, die geplanten Maßnahmen zur Über-wachung der erheblichen Auswirkungen der Durchführung des Eauleitplanes auf die
Umwelt zu beschreiben.

Ziel des Monitoring ist es, rechtzeitig geeignete Maßnahmen zur Abhilfe ergreifen zukönnen, wenn im Vollzug der Planung die Umweltziele nicht erreicht Werden. Zu kon-trollieren sind generell nur die erheblichen nachteiligen Umweltwirkungen auf die Urn-welt, die sich beim Vollzug der Planung ergeben.

Die Überwachung soll sich insbesondere auf unvorhergesehene nachteilige Auswirkun-gen erstrecken. Das sind Prognoseunslcherheiten bzw. unvorhergesehen Auswirkun-gen.

Dazu gehören auch solche` die zwar in der Umweltprüfung als erheblich erkannt undprognostiziert worden sind, iedoch in ihrer lntensität von den Prognosen der Umweltprü-
fung abweichen.

Die Überwachung dieser Wirkungen ertolgt in den Behritten
o Bestandsaufnahme
<- Bewertung.

Werden Abweichungen festgestellt, kann die Gemeinde in cler Realisierungsphase noch(z. B. durch eine Plananderung oder den Einsatz von Plansicherungsmitteln, wie eineVeränderungssperre) eingreifen.

Voraussetzung für das Erfassen der unvorhergesehenen nachteiligen Auswirkungen ist,dass zunachst die Realisierung der im Piarı festgesetzten Vermeidungs-, Minderungs-und Ausgleichsrnaßnahmen festgestellt wird, da diese die ArtI den Umfang uncl dieDauer der Umweltbeeinträchtigung beeinflussen.

Urnweltwirkungen auf Grund von Prognoseunsicherheiten werden bei Vorliegen ent-sprechender Hinweise nachuntersucht.

Zıeterreichungskontrollen sind insbesondere in solchen Fällen vorzusehen, in denen esum die Kompensation bei Vorhaben geht. die rnit besonders komplexen, schwer prog-nostizierbaren Beeinträchtigungen verbunden sind. Dabei ist die Kompensation ggf.
vorläufig zu bestimmen.

Die Zulassungs- bzw. Genehmigungsbehörde prüft in Zusammenarbeit rnit der VenNal-tung gemäß § 18 Abs. 3 BngatSchAG die Wirksamkeit der festgesetzten Maßnahmenzum Ausgleich der erheblichen Auswirkungen, Die uNB wird beteiligt. Zu kentrollieren
sind im konkreten Fall nur die erheblichen nachteiligen Urnweltwirkungen auf die Um-welt.
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setzung zum Vorschein kommenl wie Bodenderıkmale, massive Nachbarschaftsbe-
schwerden, l-linweise der Fachbehörden, Ergebnisse der Landschafisschauen, Ergeb-
nisse von Urnweit~Fachpianen oder andere lnformetionsqueiien` ...l in angemessener
Weise durch den Plangeber untersucht. Sofern notwendig, werden durch ihn (oder
soweit vertraglich vereinbart den investor / Vorhabenträger) unabhängige Messungen`
Untersuchungen oder Gutachten in Auftrag gegeben.

Auf die gesetzliche informationspflicht der Fachbehörden nach §4 Abs. 3 BauGB wird
hingewiesen.

Daneben werden alle anderen verfügbaren informationsqueilen genutzt.

7.3 Zusammenfassung

Nachfolgend wird auf der Grundlage von Nr4 3c der Anlage zum BauGB eine allgemein
verständliche Zusammenfassung der nach dieser Anlage erforderlichen Angaben ge-
geben.

Die Gemeinde verfolgt das Ziel. die klimapolitischen Ziele der Bundes» und Landespoli-
tik zu unterstützen und der alternativen Energiegewinnung Raum zu verschaffen.

im Raum Jacobsdorf soll der vorhandene Windpark modernisiert werden.

Der Bereich ist durch die Wincinutzung stark vorgeprägt. Betroffen sind ausschließlich
intensiv genutzte Ackertlachenl die aus der Sicht der Umwelt nicht wertvoll sind.

Bei Durchführung der Planung bzw der Realisierung von Vorhaben entstehen aut
Grund der Dimension und Anzahl der Windenergieanlagen Beeinträchtigungen insbe-
sondere cler Landschaft. Zusätzlich wird in das Schutzgut Boden eingegriffen. Ftir den
Menschen können keine Verbesserungen erzielt werden, da die bestehenden Rechte
dem entgegenstehen. Verschlechterungen der Lärmsituation können aber abgewehrt
Werden

Erhebliche Beeinträchtigungen für Tiere und Pflanzen sind nicht zu erwarten

Ein Verzicht auf das Vorhaben würde dazu führenl dass die klimapolitischen Ziele
schwerer erreicht werden können. Die veraiteten Anlagen würden über einen längeren
Zeitraum weiter laufen. Die Emissionen der einzelnen WEA könnten nicht gedeckelt
werden.

Zusätzlich zu den im Entwurf bereits vorgesehenen sieht die Umweltprüfung Minde»
rungs-` Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen zum optimalen Schutz der Umwelt
vor.

Schwerpunkt ist neben der Reduzierung der Emissionen durch L'arm und der Störungen
durch Verschattung das Abptianzen von Ortsrandern, um Sichtbarkeit der WEA zu
reduzieren.

Das Planvorhaben steht nicht im Widerspruch zu Schutzgebietsbestimmungen. Uber-
geordnete Fachplanungen werdenV wie die allgemeinen übergeordneten und regionalen
Ziele in Bezug auf den Umweltschutz, beachtet.

Die mit dem Vorhaben verbundenen unvermeidbaren erheblichen Beeinträchtigungen
für die Landschaft durch die visuelle Wirkung können nicht vollständig ausgeglichen
werden. Die erforderlichen Ausgleichszahlungen (Basis Windkrafterlass) sollen im
Einwirkungsraum bzw. dem nahen Umfeld für konkrete Projekte eingesetzt werden.

Es verbleiben keine erheblichen oder nachhaltigen Beeinträchtigungen der Leistungs-
fähigkeit des Naturhaushaltes. des Landschaftsbildes oder der anderen Schutzgitter.
Der funktionale Zusammenhang ist wiederhergestellt.

Da es sich um ein regionaiplanerisch vorgegebenes besonders stark vorbelastetes und
damit relativ minderwertiges Areal handelt, sind keine sinnvollen Standortalternativen
vorhanden.

Die vorgesehenen Maßnahmen zum Umweltschutz können ohne größeren zusätzlichen
Aufwand im Rahmen der üblichen Verfahren bei der Bauausführung bzw. im Rahmen
der routinemäßigen Umweltüberwachung durch die Gemeinde bzw. die zuständigen
Behörden kontrolliert werden.

.MMC
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8 Anhang

8.1 Quellenverzeichnis

„19.0` baden' l/t/rrørl Otto/Jet '2015

Neben den Rechtsgrundlagen uncl den vom Vorhabenträger bzw. der Gemeinde zur
Verfügung gestellten Unterlagen sowie den irn Anlagenveı'zeichnis aufgeführten Unterla-
gen wurden folgende Wesentliche Quellen genutzt.

1. GVVJ lNGENlEURGESELLSCl-PAFT FÜR
BAUPHYSlK GbR (2011)

2. GWJ lNGENilEURGESELLSCHAl-'T FÜR
BAUPHYSlK GbR (2012)

3. GW.) lNGENlEURGESELLSCl-tAFT FÜR
8AUPHYSIKGbR12012)

0.2 Rechtsgrundlagen

(Aktualisierungsstand Oktober 2016)

BauGB

BauNVO

PlanzV

BNatSchG

WHG

BngatSehrfitG

esgwe

ebgesche

sbgee

Baugesetzbuch in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom
23. September 2004` (BGBl. I S.
2414)

Baumıtıungsverorcllnung in
der Fassung der Bekanntma-
chung vorn 23. Januar 1990
(BGB|.|S.132)

Verordnung uber die Ausarbei-
tung der Bauleitpläneund die
Darstellung des Ptaninhalts
(Planıe'ıchenverordlnung

1550) vom 18. Dezember 1990
(BGB).1991 lS. 58)

Bundesnaturschutzgesetz
vorn 29. Juli 20091(BGB|. I S.
2542) in Kratt seit 01.03.2010

Gesetz zur Ordnung des

Wasserhaushalts (Wasser-
haushaltsgesetz - WHG) vom
31. `luli 2009 (BGBl. IS. 2585)

Brandenburgisches Naturß

schutzausführungsgesetz in
der Fassung vom 21 01.2013
(GVBl.l/13, Nr. 03 ber. Nr. 21)

Brandenburgisches Wassen-
gesetz in der Fassung cler
Bekanntmachung vom 02. März
2012 (GVBl.l/12, [Nr. 20]

Gesetz über den` Schutz und
die Pflege der Denkmale 'rm

Land Brandenburg {Branden-
burgisches Denkmalschutzge-

setz) vom 24. Nlai 2004.
(GVBlJ/O4. [Nr. 09], 8.215)

Brandenburgische Bauorcb-
nung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 17. Sep_

Q rm-EC 69 'i Eegsrcrın=.<.›ı¬ :wma-_ :e r

Wlnclpark Jacobsdorf, Varianten

Voruntersuchung

Windpark Jacobsdo rf. Vorentwurf -
Kontingent'rerung

Wlndpark' Jacobs-dort, Varianten-
vergletch 82012

zuletzt geändert durch Artikel 6 des
Gesetzes vorn 20. Oktober 2015
(BGBl. l S. 1722)

zuletzt geändert durch Art. 1 des
Gesetzes vom 11.Juni 2013 (BGBl.
l S. 1548 (Nr. 29))

zuletzt geändert durch Art. 2 des
Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBl. l
8.1509)

zuletzt geändert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 4. August 2016
(BGBl. IS. 1972)

zuletzt geändert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 4. August 2016
(BGB). IS. 1972)

geänclert durch Artikel 2 Absatz 5
des Gesetzes vom 25. Januar 2016
(GVBl.l/16, [Nr. 5])

zuletzt geändert durch Artikel 2
Absatz 8 des Gesetzes vom 25.
Januar 2016 (GVBl.I/16, [Nr.51)

zuletzt geändert durch das Gesetz
vom 24. Mai 2016` [GVBLl/14) gültig
ab 01.07.2016
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wm ıptmjek: àmmfiâ X Vmššåäfigs Nemversiegeıung

Fundament 2 >< 350 m2 700 m2 'l 700 m2
71<ranauíste“fläche 2 x 1500 m2 3.000 m2 0.5 1.500 mg

š å Gesamt WKA 3.700 m2 2.200 m2
Zuwegungen 5.090 m1 0,5 2.545 m2

*1% 8.790111? - g ll_ `\`
_

Fundament 3x 350 m2 1.050 n'ı2 1 1.050 m2
W Kranaufstetlfläche 3 x 1 500m2 4.500 m2 0,5 2.250 m1
š: š Gesamt WKA 5.550 m2 3.300 m2
N Zuwegungen 6.154 m2 0.5 3.077 m2

Gesamt M
QM

Fundament 6 x 350 m? 2.100 m2 1 2.100 m2o

š' Kranautswtlfiäche 6 x 14500 ın2 9.000 m2 0,5 4.500 m2

š š Gesamt WKA 11.100 m2 6.600 m2
í Zuwegungen 7.506 m2 0,5 3.753 m2

N Gesamt 18.605301Z M

äíndament y`1 x 350 nıZ 350 m? 1 350 m2

Kranaufstelifläche 1 x 1.500 rn2 1.500 m2 0,5 750 rn2
äš Gesamt WKA 1.850 mZ - 1.100 m2

Zuwegungen 1.932 m2 0.5 966 rn2
Gesamt 3.782012 _*W* _* m `à

Fundament 3 x 350 n'ıZ 1.050 m2 1 1.050 rn2
_ Kranaufsteltfläche 3x 1.500 m2 4.500 rn2 0,5 2.250 m21% 3% 2

Gesamt WKA 5.550 m2 3300 mz

Zuwegungen 5 793 rı't2 0.5 2.899 m2
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tember 2008 (GVBI4 1/08, [Nr.
14]` S. 226)

Kommunalverfasstıng des zuletzt geändert durch Artikel 4 des
Landes Brandenburg vom 18. Gesetzes vom 10. Juli 2014
Dezember 2007 (Gi/Bl. I/O'i', (GVBl.l/14, [Nr. 32]
[Nn 1918 286)

BbgKVerf

8.3 Verfahrensiibersicht

lm Aufstellungsverfahı'en wurden bisher folgende Schritte durchlaufen.

Die Gemeindevertretung hat am 0110312012 den Aufsteilungsbeschluss gefasst.

Die für Raumordnung und Landesplanung zuständigen Behörden sind beteiligt worden.Die Mitteilung über die Ziele. Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Landespla»nung und Raumordnung liegt vor.

Der Vorentwurf des Bebauungsplanes in der Fassung vom li/iai 2012 sowie die Begrün-dung liegen vom 08.10.2010 bis zum 08,1 1.2012 öffentlich aus. Die öffentliche Ausle-gung ist mit dem Hinweis` dass Bedenken und Anregungen während der Auslegungsfristvon iedermann schriftlich oder zur Niederschrift vorgebracht Werden können. ortsüblichbekannt gemacht worden.

Mit Schreiben vom 15.10.2012 wurden betroffenen Behörden, Träger öffentlicher Belan-ge und Nachbargemeinden um Stellungnahme zum Vorentwurf des Bebauungsplans inder Fassung Mai 2012 gebeten.

Die Gemeindeveıtretung der Gemeinde Jacobsdon' hat in ihrer Sitzung am 19.09.2013den Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung August 2013 einschließlich der Be-gründung beschlossen und einen Auslegungsbeschluss gefasst.

Der Entwuri des Bebauungsplans in der Fassung August 2013 Lind die Begründunglagen in der Zeit vom 11.11.2013 bis 12.12.2013 öffentlich aus. Die öffentliche Auslegungist mit dem Hinweis, dass Bedenken und Anregungen während der Auslegungsfrist vonjedermann schriftlich oder zur Niederschrift vorgebracht werden können, ortsüblich be»kannt gemacht worden.

Mit Schreiben vorn 05.11.2013 wurden] betroffenen Behörden, Träger öffentlicher Belan›ge und Nachbargemeinden um Stellungnahme zum Entwurf des Bebauungsplans in derFassung August 2013 gebeten.

Die Gemeindevertretung der Gemeinde .lacobsdorf hat die Stellungnahmen der Behör-den. Träger Öffentlicher Belangel lhlachbargemeinden und der Offentlichkeit am13.02.2014 geprüft. Das Ergebnis ist mitgeteitt worden.

Der Bebauungsplan in der Fassung vom Januar 2014 wurde am 13.02.2014 von derGemeindevertretung der Gemeinde Jacobsdorf als Satzung beschlossen. Die Begrün-dung Wurde gebilligt.

Die Genehmigung des Bebauungsplanes in der Fassung vom Januar 2014 wurde mitVerfügung der höheren Verwaltungsbehörde vom ................ 2016 mit l/laßgaben undHinweisen erteilt.

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Jacobsdorf ist
waltungsbehörde am ..............2016 beigetreten.

den Maßgaben der höheren Ver-
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Kranaufstetl/lä heRückbau C 10 x -740 m2 1.400 m2 213 4.933 m2
ZRiffggungen 42.500 m2 2/3 -asss m2
Gesamt Rückbau -22.150 1112 ~15.516 m2

Gesamt 7.045m2 M52

Fundament 6 x 350 In2 2.100 m2 1 2.100 m2

Kranaufstettfläcne E x 1.500 m? 9 000 m2 2/3 6.000 m2

Gesamt t/VKA 11.100 m2 8.100 m2

m .-'š Zuwegungen 6.957 rn2 2/3 4.638 m2E -š '
3' -g Gesamt Neu 18.057 rnZ 12 738 m2ß a
o' m
w Fundament , ,:_ g Rückbau 7 »22.5 ml 1575 rn2 1 -1.575m2
“_ å
I` O ..u: ç Kranau/ste//tlacne ¬ V ,_. v 2
32% Rückbau / x -740 rn~ 6.180 m2 2/3 -3453 m
>

o
Zuwegungen
Rückbau -7.500 m2 2/3 -5.000 m2

Gesamt Rückbau -14.255 m2 _ -10028 m2

Gesamt 3.802mr 2 210m?

Fundament 2 x 350 mZ 700 m2 1 700 m2

Kranau/stettttàehe 2 x 1.500 m2 3.000 ı'n2 2/3 2.000 m2

Gesamt WKA 3.700 m2 2.700 m2

í Zuwegungen vorhanden 2/3 vorhanden'E
.C

å Gesamt Neu 3.700 m'l 2.700 m2N 9
'_ (17rx m Fundament 2 _ ,_ 2w m Rückbau 2x -225 m 400 m 1 -450 m2w .s
E 'ê

\7ä Kranaufete/tflàcne 2 _ zå Rückbau 2 x 140111 1.480 m 2/3 -987 m2ä _ 1 u
Zlfwegungen Enlsıegelung bereits tur Bauabschnitt/ und Bauabschn/tt || angerechnetRuckbau

Gesamt Rückbau -1 .930 1112 -1.437 m2

Gesamt 1.770m2 - im

Fundament 2 :< 200 rnI 400 m2 1 400 m2

m 1 1/30 99 ta Begemann.: ø.“
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Gesamt 11.3ÄttšmZ M

Fundament t x 350 m2 350 m2 t 350 m2

Kranaufsteltfla'ohe 1 x 1.500 m2 1.500 m2 0.8 1.200 m2

R' š Gesamt WKA 1.850 m2 1.550 ıt'ı2

Zuwegungen 4.264 rn2 0,6 3 411 m2

Gesamt 6.114m2 M

Fundament 2 x 350 m2 700 m2 1 700 m?

Kranautstettílächs 2 x 1 500 m2 3.000 m2 0,5 1 500 mg

â > Gesamt WKA 3.700 m2 2.200 m2=ö ä
§1 O zuwegmgen 1.734 m2 0,5 am m2

Gehotzvettust 180 m2 t 180 m2

Gesamt M s 180 m2 (Gehötzvert.) M+ 180 m? (Gehölzverl.)

Fundament 2x 350 m2 700 m2 1 700 m2

Kranautstetlflëche 2 X 1.500 m2 3.000 rn2 0,5 2.400 mz

Gesamt WKA 3.700 m2 3.100 m2

Zuwegungen S11 m2 0.8 240 rn2

š S Gesamt Neu 4.011 m2 3.349 m2
f ä

> O 2322325“ 2 x -tsa m2 -aoo m2 1 -300 m2

ähacrêzfjtamme 2 x -220 m2 -440 m2 0.8 -352 mT

Gesamt Rückbau -740 m2 -652 rn2

Gesamt 3.271m2 im

Fundament 10 x 350 m2 3.500 m2 1 3.500 m2

Kranaufsteltft'ache 10 x 1.500 m2 15.0001112 2/3 10.000 m2'

g' §5 51;. Gesamt WKA 18.500 m2 13 500 m2

äš ê Zuwegungen 11,595 m2 2/3 7 730 m2E uf Of
Gesamt Neu 30.095 m2 21230 m2

ëäzíšg'fm to x -225 „12 -2250 m2 t .2.250 m2
 

m w .-4 :v s:;.,zf.;„-§~C¬ 5 ww: :L-f
Seite 78

 



Jacoíıcrlnd ill/m51 Ollie/9er 2076

 

 

 

 

 

Kranaufstellfläche 2 >< 500 m2 1000 m2 0,5 500 m2

“5 N a, Gesamt WKA 1400 rrı2 › 900 m2
e < _!
< u.ı 0 .
LLi š D
š Zuwegungen 1.500 m? 0,5 750 mZ

Gesamt 2.900mi' - lßiOmš     
  

8„5 Übersicht realisierie Ausgleiehsmaßnahmen
Folgende Ausgleichsmaßnahrnen sind für die zu «arbeitenden bzw. die genehmigten WEA bereits bilan-zieri (Quelle Vorhabeniräger).

Die komplette Übersicht über alle Maßnahmen ist irn beigefügten Eingriffs-Ausgleichs~Pları enthalten.
Projekt_Kurzbeschreibung

DVL l A1 Ein_ und menrreíhige Bepflanzung des Sieversdorfer Hauptgrabens
A2 Einreihige Bepflanzung des südi. Nebengrabens des Sieversdorfer Haupt~grabens

A3 Einrerhige Bepflanzung des nördlV Nebengrabens des Sieversdorfer Haupt-grabens

A5 Aufwenung eines Soll

A5 Erhöhung Wasserrückhait im nördi. Nebengraben des Sieversdorfer l-lauplWgraben

A8 Feldweg nach Nordwesten Ergänzung und Neuanpflanzung einer ehemali-gen Kirschallee

Feldweg von Sieversdorf nach Westen: Ergänzung und Neupflanzung einerA9 ehemaligen Apfelbaumreihe und Bepflanzung des Weges ab Graben bis
Gemarkungsgrenze

A10 Abriss eines kleinen Gebäudes und dauerhafte Enlsiegeiung der Standflä-che

OVL li El mehrreihige,lückige Böschungsbep'ilanzung des Petersdorfer Grabens l
E2 Einbau von 9 Stüizschwelien mit langem Abstı'orn vom Petersdoríer Grabenl

E4 Einreihige Lückenbepflanzung am Petersdorfer Graben | (nahe Wald)
E5 Hochstammpiianzung an der Böschung des Petersdorfer Grabens l
E7 kleinflächíge Enisiegeiung in Jacobsdorf

EB kleinflächige Entsiegelung und Pilanzung in Sieversdorf
E9 Orlsbildaurvveriung durch Baumpflanzung im Grünbereich der Kita Pillgram

Elnseitige Bdschungsbepflanzung des Goldenen Fließes zur VerbesserungOVL lil E2 des Landschaflsbildes sowie wasserbauliche Maßnahmen zur Verbesse-rung oier Bodenlunktion

E4” Sanierung von allen Kopfweiden in der Gemeinde Jacobsclorf, Briesen zurVerbesserung des Landschafisbildes

Entsiegelung eines verrohrien Gewässerabschniltes durch den RückbauE5 einer Betonrohrleiiung und Wiederherstellung eines ökologisch wertvollenFließes zur Verbesserung der Bodenfunktion sowie Habitateigenschaften

,g ¬ gli/came or« :eva/r auc cu-,f
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8.6 Vlorhabemübersicht Gesamtprojekt
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__ ovL ı siemens 2,3 MW es 10a 150
2 __ ovL 1 siemens 2,3 MW 93 103 150

Odervurland |1

L
g
.
: _ ovL 1| veaıas veo 00 105 150

OVL ll Vestas V90 90 105 150
_ 011/1 11 vesıas v00 00 105 15001

Odervarland 1ll

  

-s wEA 10 1- ovL 111 vesfas vso 00 105 150
1 WEA 15 =_ ovL ııı vegas vso 90 105 150
B 'WEA 20 1- ovL ıı1 vesms v90 00 105 150
e WEAze 1- ovL 111 vesm v00 so 105 150
ıo wEA az 1- ovL ııı ves1as ven 00 105 150
11 WEA 5 _ ovL ııı vesmä v00 90 105 150

Odeıvnrlarıd UV

|2 WEA 2:1 :12 ovı. ıv vemas v00 90 105 150
15 WEA 9 37 ovL W vesxas vso 00 105 105
111 WEA 14 :111 ovL ıv vesıas vso 00 105 105
15 WEA 19 sa ovL ıv vegas v00 00 105 105

Oden/urland V

10 WEA 34 27 ovL v vescas vao ao 125 175
17 WEA 25 m'q ovL v vesıas v 112 112 140 200
111 WEA 31 fm' ovL v vesıas v 112 112 140 200

Odervorlarıd Vl

10 WEA 3 vı ovL vı vesıas v00 00 105 150
20 WEA 4 vıı ovı. v1 vesıas v00 00 105 150

Odervorland Repoweı'irıg

21 WEA 11 R1 ovL R 1. EA vesıas 200
LZ keine R2 OVL R 1. BA Vestas 200
23 WEA 10 Rs ovL R151« vesıas 200
21 WEA 2-1 R4 ovL R 1. BA vesıas 200
25 WEA 20 Rs ovL R 2. BA vesıas 200
26 keine R5 OVL R 1. BA Vestas 200
27 WEA 35 R7 OVL R 2. BA Vestas 200
25 WEA 12 Re ovL R 1. EA ves1as 200
2;' WEA 17 R9 OVL R 2. BA Ves1as 200

20 WEA 22 R10 ovL R 2. BA vesms 200
31 WEA 27 R11 OVL R 1. BA Vestas 200
22 keine R12 OVL R 1. BA Vestas 200

.5| 1.1130 0910 521400115 011101515 Seite 81



.3.7. WEA 33

541 WEA 13

'251 WEA 18

36 WEA 24

31' WEA ZB

38 WEA 30

URI; f Leibner

39 keine

40 kelne

R13

R14

R15

R16

R17

R18

.ml
mm

Rı'rckbzsu dauerhaft

:151

Erläuterung:

Ill

OVLR1 BA

OVLRZBA

OVLR2.E\A

OVLR3 BA

OVLRBJBA

OVLR1.BA

U/L

UÄL

Zefle dunketgfün: WEA Besâanzt

ZeHe heilgrün: WEA genehmigt

n! Zelle geib: WEA beamraıg beim LUGV

L!

 

1%.va fmfr:.'amn aus cz.“

Jacobsclo/ı' Wmd OMG/.ver 20 '1 ô

Vestas

Vesias

Vesías

Vestas

Vestas

Vestas

Enerccn 82 138

Enarcon 82 138

200

200

200

200

200

200

'180

180
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9,1

92

9„3

9.4

9,5

9.6

957

Jacobsf/Gı'f S/Vırıc/ Oktober 2016

Anlagenverzeichnis

Eingrifis-Aıısgíeichsplan

Fachbeitrag Artenschutz =~ Fledermäuse
Fachbeiirag Artenschutz ~ Vögel
Fischadlerhorsí und Rastplatz von Seeadlem
Schammmissionspmgnuse Nr.. 0610-8531
Maßnahmrenbfiäfler

Abwägungspmmkulfl
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